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VORWORT ZUR 3. AUFLAGE

Die Finanzmarkt- und Wirtschaftskrise war ein Einschnitt. Es gilt nicht nur, die 

konkreten Folgen der Krise zu bewältigen. Sie berührt auch die Grundlagen 

unserer Gesellschaft. Wir müssen heute entscheiden, wie wir in den nächsten 

Jahren und Jahrzehnten leben und arbeiten wollen. Wie kann eine gerechte 

und solidarische Wirtschaftsordnung aussehen? Welche Balance muss zwischen 

Staat und Markt gefunden werden? Wie kann eine moderne, wertgebundene 

Wirtschaftspolitik der Sozialen Demokratie gelingen? 

Für jeden, der politisch mitreden und mitgestalten will, sind diese Fragen ent-

scheidend. Der Glaube an den unkontrollierten Markt hat auf das Abstellgleis 

geführt. Nun gibt es die Chance, die Weichen neu zu stellen. Aber nur wer 

weiß, wo die Reise hingehen soll, wird auch andere für seine Ideen begeistern 

und seine Ziele erreichen. Umso wichtiger ist es daher, sich des eigenen Kurses 

zu vergewissern.

Zu dieser Vergewisserung will dieses Lesebuch einen Beitrag liefern. Hier wer-

den wichtige Wirtschaftstheorien erläutert, Wirtschaftsordnungen beschrieben, 

zentrale Werte und Orientierungen bestimmt und es wird gefragt, was diese 

Werte für eine konkrete Wirtschaftspolitik der Sozialen Demokratie bedeuten. 

Dabei ist klar, dass hier keine abgeschlossenen Antworten gegeben werden 

können. Immer wieder muss neu durchdacht und neu begründet werden, wie 

eine Wirtschaftspolitik der Sozialen Demokratie gelingen kann. Deshalb will 

dieser Band keine für immer gültigen Antworten liefern, sondern zum Lesen 

und Weiterdenken einladen. 

Dieses Buch ist der zweite Band der Reihe der Lesebücher der Sozialen Demo-

kratie und baut auf dem Lesebuch Grundlagen der Sozialen Demokratie auf. 

Dort werden die Grundwerte der Sozialen Demokratie erläutert, die Gesell-

schaftsmodelle der Liberalen, der Konservativen und der Sozialen Demokratie 

verglichen und die Unterschiede zwischen libertärer Demokratie und der Sozi-

alen Demokratie dargestellt. Der dritte Band der Reihe lautet Sozialstaat und 

Soziale Demokratie.
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Wenn über die Wirtschaft des 21. Jahrhunderts diskutiert wird, können die 

Umbrüche, die die Globalisierung mit sich gebracht hat, nicht außer Acht gelassen 

werden. Im Rahmen der Lesebuchreihe wird ein weiterer Band zum Thema 

Globalisierung und Soziale Demokratie erscheinen. In diesem Band wird die 

Globalisierung unter dem Gesichtspunkt betrachtet, welchen Einfl uss sie auf 

die Gestaltung und die Rahmenbedingungen der Wirtschaftsordnung hat. Im 

Globalisierungsband werden dann die Hintergründe der Globalisierung und 

Möglichkeiten ihrer politischen Gestaltung analysiert.

 

Herzlich danken möchten wir an dieser Stelle Simon Vaut und Tobias Gombert. 

Simon Vaut hat den größten Teil des Lesebuches verfasst. Tobias Gombert hat die 

redaktionelle und didaktische Arbeit mit außerordentlicher Kompetenz und gro-

ßem Engagement begleitet. Unser Dank gilt zudem Thomas Meyer und Michael 

Dauderstädt für ihren Rat bei der Konzeption des Lesebuches, Wilhelm Nölling 

für seine hilfreichen Anmerkungen und allen Autorinnen und Autoren für die 

hervorragende Zusammenarbeit. Ohne ihren Beitrag wäre das Lesebuch nicht 

gelungen; etwaige Unzulänglichkeiten gehen zu unseren Lasten.

Das Symbol der Akademie für Soziale Demokratie ist ein Kompass. Mit den Ange-

boten der Akademie möchte die Friedrich-Ebert-Stiftung einen Rahmen bieten, 

um Standpunkte und Orientierungen zu klären. Wir würden uns freuen, wenn 

Sie unsere Angebote nutzen, um Ihren politischen Weg zu bestimmen. Soziale 

Demokratie lebt davon, dass Bürgerinnen und Bürger sich immer wieder mit ihr 

auseinandersetzen und sich für sie engagieren.

Dr. Christian Krell

Leiter

Akademie für Soziale Demokratie 

Bonn, Dezember 2009

Jochen Dahm

Projektleiter

Lesebücher der Sozialen Demokratie



Welche Wirtschafts-

politik entspricht der 

Sozialen Demokratie?

Worin bemisst sich 

Erfolg in der Wirt-

schaftspolitik?

Balance von Wirt-

schaftswachstum, 

sozialem Ausgleich 

und ökologischer 

Nachhaltigkeit

1. EINLEITUNG

Der ehemalige Bundeskanzler Gerhard Schröder sagte 1998 in der Regierungs-

erklärung, seine Koalition stehe nicht für eine rechte oder linke, sondern für eine 

moderne Wirtschaftspolitik. 

 

Gibt es in diesem Politikfeld also keine Unterschiede mehr zwischen Liberalen, 

Konservativen und Sozialdemokraten1? Existiert eine Wirtschaftstheorie der 

Sozialen Demokratie, die sich von anderen Strömungen unterscheidet?

Oder gibt es tatsächlich nur noch „modern“ und „unmodern“? Und wer würde 

denn von sich behaupten, eine unmoderne Politik zu vertreten, und was bedeu-

tet in diesem Zusammenhang überhaupt „modern“? Der Fußballtrainer Otto 

Rehagel meinte einmal: „Modern spielt, wer erfolgreich ist.“ Übertragen auf die 

Politik hieße das, moderne Wirtschaftspolitik ist diejenige, die erfolgreich ist.

Doch worin bemisst sich dieser Erfolg? Einige sagen, in einem größtmöglichen 

Wohlstand und Wachstum. Andere betonen besonders Gleichheit und Gerech-

tigkeit: Eine Wirtschaftsordnung darf demnach nicht zu Ungleichheit, Ausbeu-

tung und Ungerechtigkeit führen. Und immer mehr an Bedeutung gewinnen 

diejenigen Stimmen, die Nachhaltigkeit, Ressourcenschonung und Ökologie als 

Erfolgsmaßstab für die Wirtschaft benennen: Wachstum darf demnach nicht 

zu Raubbau führen. 

Die Grundwerte der Sozialen Demokratie lauten Freiheit, Gerechtigkeit und Soli-

darität. Programmatisch kann es aus Sicht der Sozialen Demokratie daher auch 

nur eine Antwort geben. Alle drei Prinzipien, also erstens Wachstum, zweitens 

sozialer Ausgleich und drittens Nachhaltigkeit, müssen miteinander in Einklang 

gebracht werden.

Der Weg dorthin ist aber nicht vorgezeichnet. Eine moderne, wertgebundene Wirt-

schaftspolitik wird sich in einer Lesart des Zitats von Gerhard Schröder weder refl exartig 

ausschließlich klassisch linker noch rechter wirtschaftspolitischer Instrumente bedie-

nen. Eine moderne, wertgebundene Wirtschaftspolitik der Sozialen Demokratie ist 

1  Der Text enthält weitgehend männliche und weibliche Formen. An den Stellen, wo aus sprachlichen Grün-
den darauf verzichtet wurde, sind trotzdem beide Geschlechter gemeint.

6 
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Ziel und Aufbau des 

Lesebuches

Kapitel 2:

Wirtschaftstheorie

Kapitel 3:

Wirtschaftssysteme 

und -ordnungen

vor allem ergebnisorientiert. Ihr Ziel ist die Verwirklichung einer Gesellschaft, 

in der die Grundwerte Freiheit, Gerechtigkeit, Solidarität und umfassende poli-

tische, soziale, wirtschaftliche und kulturelle Grundrechte für alle Menschen 

verwirklicht sind.

Zu den Fragen, welcher theoretischen Grundlagen sich die Soziale Demokratie 

dabei bedienen kann, welche Wirtschaftssysteme und -ordnungen die Reali-

sierung ihres Anspruchs begünstigen, wie es um die Wirtschaftsordnungen in 

anderen Ländern bestellt ist und was diese theoretischen Probleme für konkrete 

Politikentwürfe bedeuten können, will dieses Lesebuch eine grundlegende Orien-

tierung bieten.

Zunächst wird auf der Ebene der Wirtschaftstheorie beschrieben, welche 

Analysen und Schlussfolgerungen die in der Geschichte einfl ussreichsten Öko-

nomen Adam Smith, Karl Marx und John Maynard Keynes anbieten. Die daraus 

abgeleiteten Idealtypen des Wirtschaftsliberalismus, des Antikapitalismus und 

des gesteuerten Kapitalismus werden dann aus heutiger Sicht und mit Blick auf 

die Ziele der Sozialen Demokratie beurteilt (Kapitel 2). 

Auf Ebene der Wirtschaftssysteme und -ordnungen wird dem Zusammen-

hang zwischen Kapitalismus und Demokratie nachgespürt und werden die beiden 

in den westlichen Industriestaaten vorherrschenden Wirtschaftsordnungen des 

koordinierten und unkoordinierten Kapitalismus dargestellt (Kapitel 3).
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Vergleich der Parteiprogramme

Praxisbeispiele

Wirtschaftspolitische Orientierung

der Sozialen Demokratie

(Kapitel 4)

Gegenstand des Lesebuches
„Grundlagen der Sozialen Demokratie“

Liberale Demokratie

Soziale Demokratie

Koordiniert UnkoordiniertAutoritär

Schweden Japan BRD GB USA

Libertäre Demokratie

Gegenstand des Lesebuches
„Wirtschaft und Soziale Demokratie“

Kapitel 2

Kapitel 3.1

Kapitel 3.2

Kapitel 6

Kapitel 5

Kapitel 7

Theorie Marx Keynes Smith

System Kapitalismus

Ordnungen

Länder
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Kapitel 4:

Wirtschaftspolitische 

Orientierung der 

Sozialen Demokratie

Kapitel 5:

Wirtschaftspoliti-

sche Programmatik 

der Parteien

Kapitel 6 und 7:

Ländermodelle und 

Praxisbeispiele

Auf Ebene der wirtschaftspolitischen Programmatik wird einerseits aus dem 

Zusammenspiel von Grundwerten, Grundrechten und wirtschaftspolitischen 

Prinzipien die wirtschaftspolitische Orientierung der Sozialen Demokra-

tie entwickelt (Kapitel 4).

Andererseits wird auf Grundlage der Kriterien von koordinierten und unkoor-

dinierten Wirtschaftsordnungen und der beschriebenen wirtschaftspolitischen 

Orientierung der Sozialen Demokratie die wirtschaftspolitische Program-

matik fünf verschiedener Parteien anhand ihrer Grundsatzprogramme ver-

glichen (Kapitel 5). 

Ein Vergleich der verschiedenen Wirtschaftsordnungen in den USA, Groß-

britannien, Deutschland, Japan und Schweden (Kapitel 6) und konkrete, 

exemplarische Politikvorschläge in den wirtschaftspolitischen Bereichen Privati-

sierung, Ökologische Industriepolitik, Gute Arbeit und Mitbestimmung 

sowie Mindestlohn (Kapitel 7) runden den Band ab.

Die Frage nach einer Wirtschaftspolitik der Sozialen Demokratie berührt also eine 

Vielzahl von verschiedenen Ebenen, die in diesem Band aufgegriffen werden, 

insbesondere auch die Frage, was Soziale Demokratie selbst auszeichnet. 

Eine erste Antwort auf diese Frage bietet die SPD in ihrem Grundsatzpro-

gramm:

„Soziale Demokratie garantiert nicht nur die bürgerlichen, politischen und kul-

turellen, sondern gleichermaßen die sozialen und wirtschaftlichen Grundrechte 

aller Menschen. Sie sichert die gleichberechtigte soziale Teilhabe aller durch 

gesellschaftliche Demokratisierung, vor allem Mitbestimmung, durch den auf 

Bürgerrechte gestützten vorsorgenden Sozialstaat und durch eine koordinierte 

Marktwirtschaft, in der der Vorrang der Demokratie vor den Märkten gewähr-

leistet ist.“ (Hamburger Programm 2007: 19)
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Drei große 

Ökonomen: 

Smith, Marx 

und Keynes

Sind die Klassiker 

noch immer aktuell?

„Ideologische 

Steinbrüche“

Soziale Demokratie: 

Anleihen bei allen 

dreien

2. GRUNDLEGENDE WIRTSCHAFTSTHEORIEN

In diesem Kapitel

• werden die historisch einfl ussreichsten Wirtschaftstheorien vorgestellt;

• wird ihre heutige Bedeutung refl ektiert;

• wird dargestellt, welche Bedeutung sie für die Soziale Demokratie haben.

„Praktiker, die sich ganz frei von intellektuellen Einfl üssen glauben, sind gewöhn-

lich die Sklaven irgendeines verblichenen Ökonomen“ (Keynes 1966: 323), schrieb 

John Maynard Keynes, selbst einer der wichtigsten Wirtschaftswissenschaftler 

der Geschichte. In diesem Kapitel werden die Grundzüge seiner Theorie und die 

der neben ihm wohl bedeutendsten und einfl ussreichsten Ökonomen, Adam 

Smith und Karl Marx, vorgestellt und miteinander verglichen. Damit werden die 

drei Pole der historisch wichtigsten Wirtschaftstheorien abgesteckt.

Aber lohnt sich die Beschäftigung mit der Gedankenwelt von Ökonomen, die ihre 

Werke vor so vielen Jahren geschrieben haben? Passen ihre Erklärungen noch 

auf die sich ständig ändernde globalisierte Welt oder sind sie längst verstaubt, 

nicht mehr verständlich und von der Geschichte widerlegt? 

Warum und in welcher Weise haben die Theorien also Bedeutung für die Soziale 

Demokratie? Sie können in zweifacher Hinsicht hilfreich sein:

Erstens bilden sie in vielen Fällen „ideologische Steinbrüche“, aus denen sich 

Politik bedient. Die Steinbrüche zu kennen kann helfen, den Wahrheitsgehalt 

wirtschaftspolitischer Argumentation zu überprüfen und sich damit nicht „blind“ 

ideologischen „Steinlieferungen“ auszusetzen.

Zweitens gehört die Soziale Demokratie zwar nicht komplett einer der drei Wirt-

schaftstheorien an, sondern steckt einen übergreifenden normativen Rahmen ab. Sie 

bedient sich aber aus allen drei Theorien, wenn auch mit deutlicher Präferenz in Rich-

tung der Idee eines gesteuerten Kapitalismus, wie Keynes ihn beschrieben hat.

Dabei waren alle drei heftiger Kritik ausgesetzt. Zahllos sind die Versuche, sie zu 

widerlegen. Sie wurden totgesagt – und treten doch regelmäßig den Beweis an, 
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Der historische 

Kontext: 

Smith: Mitte des 

18. Jahrhunderts 

Marx: Mitte des 

19. Jahrhunderts

Keynes: 

1930er Jahre

Zeitlose Begriffe und 

Bilder der Ökonomie

dass Totgesagte länger leben. Niemand, der sich gründlich mit Wirtschaft beschäf-

tigen möchte, kann die Ideen von Smith, Marx oder Keynes ignorieren.

Bei der Betrachtung dieser Klassiker muss der Kontext ihrer jeweiligen Epo-

che beachtet werden. Adam Smith formulierte seine Ideen gegen Mitte des 

18. Jahrhunderts, zur Zeit des Merkantilismus, also jener Theorie, die die Mon-

archen lehrte, dass sie ihre exzessive Hofhaltung durch Kontrolle des Handels 

und ein Dirigieren der Wirtschaft fi nanzieren sollten. Seine Skepsis gegenüber 

dem Staat entwickelte er also aus der Erfahrung mit verschwenderischen, sich 

selbst bereichernden Monarchien – nicht etwa am Beispiel eines modernen 

Wohlfahrtsstaates. 

Marx’ sprachgewaltige Kapitalismuskritik suchte Mitte des 19. Jahrhunderts eine 

Antwort auf die Verelendung der Massen während der Frühindustrialisierung 

und der ersten Globalisierungswelle. Heute ist seine Wahrnehmung durch den 

Staatsozialismus des 20. Jahrhunderts geprägt, was mitunter ein verzerrtes Bild 

seiner Gedanken ergibt.

Keynes schließlich analysierte in den 1930er Jahren einen ökonomischen Libe-

ralismus, der angesichts der Weltwirtschaftskrise offensichtlich aus den Fugen 

geraten war. Seine „Allgemeine Theorie der Beschäftigung, des Zinses und des 

Geldes“ war nicht zuletzt der Versuch, Vorschläge für die Stabilisierung des 

Wirtschaftssystems zu machen, um damit ein Abgleiten weiterer Demokratien 

in radikale Diktaturen zu verhindern. Mit der Weltfi nanzkrise, die im Jahr 2007 

begann, erlebt das Denken von Keynes eine Renaissance. Sowohl Überlegun-

gen einer weltweiten Finanzmarktregulierung als auch staatliche Investitions-

programme werden wieder heftig diskutiert.

Die Beschäftigung mit den drei großen Ökonomen Smith, Marx und Keynes hat 

neben einer grundsätzlichen Orientierung auch einen weiteren, sehr praktischen 

Vorteil. Viele ökonomische Bilder und Erklärungen, die uns heute geläufi g sind 

und die wir oft benutzen, ohne ihren Ursprung zu kennen, wurden von den 

dreien geprägt.
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Smith: die „unsicht-

bare Hand des 

Marktes“

Marx: „gute Arbeit“

Keynes: „Langfristig 

sind wir alle tot“

Weiterführende 

Lektüre:

Nikolaus Piper (Hg.) 

(1996), Die großen 

Ökonomen: Leben 

und Werk der wirt-

schaftswissenschaft-

lichen Vordenker, 

Stuttgart.

Das Bild der „unsichtbaren Hand des Marktes“ etwa wurde von Adam Smith 

eingeführt. Es sollte die Effi zienz des Marktes erklären. Heute wird es teilweise 

in Form einer mythologischen Verklärung benutzt, nach der der Markt alles 

richten könne. 

Wer dagegen eine Politik anstrebt, die „gute Arbeit“ gewährleisten soll, kommt 

an Marx nicht vorbei. Er nämlich prägte entscheidend den Begriff der „Entfrem-

dung der Arbeit“.

Von Keynes stammt schließlich der häufi g zitierte Ausspruch „Langfristig sind 

wir alle tot“. Er plädierte damit für die Verantwortung des Staates, Marktversa-

gen entgegenzutreten. Sein „Hinweis“ ist vor allem gegen jene gerichtet, die 

auf die – eben – langfristigen Selbstheilungskräfte des Marktes setzen statt auf 

die wirtschaftspolitische Verantwortung des Staats.

Smith Marx Keynes

Wann Mitte des 18. Jh. Mitte des 19. Jh. 1930er Jahre

Anlass

Merkantilismus,
Absolutismus

Industrialisierung
und Verelendung der
Arbeiter

Weltwirtschaftskrise
und Entstehung von
Diktaturen

Hauptziel

Freiheit vom merkantilis-
tischen Staat

Verbesserung der Lage der 
Arbeiter und ihre Befreiung 
von Ausbeutung

Sicherung von Demokratie 
durch Stabilisierung der 
Wirtschaft und des Arbeits-
marktes

Anknüpfungs-
punkte für Sozi-
ale Demokratie

Freiheit und Leitbild
der Kooperation

Leitbild von „guter Arbeit“
und Frage nach Ausgleich 
zwischen Arbeit und Kapital

Leitbild koordinierter Wirtschaft 
und aktiver Wirtschaftspolitik
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Smith: „Der Wohl-

stand der Nationen“

Zeitlicher Kontext: 

Merkantilismus

in der Mitte 

des 18. Jahrundert

Smiths Ziel: 

Überwindung des 

Merkantilismus

2.1.  Adam Smith – der Begründer 
des Wirtschaftsliberalismus

Grundlagenwerk der Wirtschaftslibe-

ralen ist das 1776 von Adam Smith 

veröffentlichte Buch „Der Wohlstand 

der Nationen“. 

Großbritannien befand sich zu dieser 

Zeit in einer Phase des Übergangs 

vom Merkantilismus zum Kapitalis-

mus (vgl. Gerstenberger 2006: 40, 

57–65, und Conert 2002: 64). 

In der Epoche des Merkantilismus, 

die sich vom 16. bis ins 18. Jahr-

hundert erstreckte, maßen Fürsten 

und Könige den Erfolg ihrer Wirt-

schaftspolitik in der Fülle des Goldes 

und Silbers, das sie anhäufen konn-

ten. Der Handel wurde als Nullsum-

menspiel betrachtet: Was ein Land 

gewann, musste ein anderes Land verlieren. Ein gegenseitiger Nutzen wurde 

nicht gesehen. Deshalb wurden Wareneinfuhren mit hohen Schutzzöllen belegt 

und die Einfuhr von Rohstoffen gefördert. Die Höfe versuchten die Wirtschaft zu 

dirigieren. Die Zunftordnung regelte genau, wer welcher Tätigkeit nachgehen 

durfte und in welchem Maße Waren produziert wurden. 

Smith schrieb sein „kapitalistisches Manifest“, um diese starre Wirtschaftsord-

nung aufzubrechen. Seine Ideen fi elen auf fruchtbaren Boden. Er trug damit zur 

Liberalisierung von Wirtschaft und Handel bei. 

Smith veränderte grundlegend die Theorie über den Reichtum einer Volkswirt-

schaft. Er bemaß den Reichtum ausschließlich an der geleisteten Arbeit und nicht 

wie bei den Merkantilisten an ihren Goldreserven. 

li Ei iti N t d

Adam Smith (1723–1790) gilt als Vater des 

Wirtschaftsliberalismus und lebte als Moralphi-

losoph und Zollbeamter in Schottland.

Er stellte die These auf, dass bei einem freien 

Marktspiel der Kräfte dann der meiste Wohl-

stand entstehe, wenn jeder seinen Eigennutz 

verfolge. Smith veröffentlichte 1776 das Buch 

„Untersuchung über Wesen und Ursachen des 

Wohlstands der Nationen“ (meist zitiert als „Der 

Wohlstand der Nationen“), das als Grundlage der 

neuzeitlichen Ökonomie gilt. Seine grundlegenden 

Gedanken stehen bis heute in den ökonomischen 

Lehrbüchern.

Weniger bekannt ist, dass der Moralphilosoph 

Smith in „Die Theorie der ethischen Gefühle“ dar-

gelegt hat, dass Fairness, Vertrauen und Ehrlichkeit 

unverzichtbar für wirtschaftliches Handeln sind 

und gegenseitige Empathie die wichtigste Trieb-

feder für das gesellschaftliche Miteinander ist.
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Drei Quellen des 

Wohlstands

Das Streben nach 

Eigennutz

Produktivität durch 

Arbeitsteilung

Wohlstand durch 

Freihandel und 

Wettbewerb 

Smith sah drei Quellen für das Erreichen von allgemeinem Wohlstand:

• Streben nach Eigennutz und Eigentum

• Arbeitsteilung und Spezialisierung

• freier Handel und Wettbewerb

Er beschrieb an einem Beispiel, wie aus dem Streben nach Eigennutz und Eigen-

tum etwas Produktives entstehen kann, das letztlich dem Gemeinwohl diene.

„Nicht vom Wohlwollen des Metzgers, Brauers und Bäckers erwarten wir das, was 

wir zum Essen brauchen, sondern davon, dass sie ihre eigenen Interessen wahr-

nehmen. Wir wenden uns nicht an ihre Menschen- sondern an ihre Eigenliebe, 

und wir erwähnen nicht die eigenen Bedürfnisse, sondern sprechen von ihrem 

Vorteil.“ (Smith 1974: 17)

Als wesentliche Triebkraft wirtschaftlicher Entwicklung beschrieb Smith gleich im 

ersten Satz seines Werkes „Der Wohlstand der Nationen“ die Arbeitsteilung: 

„Die Arbeitsteilung dürfte die produktiven Kräfte der Arbeit mehr als alles andere 

fördern und verbessern.“ (Smith 1974:  9)

Er erläuterte den Vorteil von Arbeitsteilung am Beispiel einer Stecknadelfabrik: 

Ein einzelner Arbeiter kann alleine nur wenige Stecknadeln pro Tag produzieren. 

Wird die Herstellung in mehrere Arbeitsschritte aufgeteilt und von mehreren 

spezialisierten Arbeitern erledigt, die sich auf einen Produktionsschritt konzen-

trieren, können täglich mehrere tausend Stecknadeln hergestellt werden.

Schließlich sprach sich Smith für Freihandel und freien Wettbewerb aus. Ähnlich 

wie bei der Arbeitsteilung zwischen verschiedenen Arbeitern könnten sich Par-

teien, die frei miteinander handeln können, auf das spezialisieren, was sie jeweils 

am besten beherrschen. Die Produktivität könne so insgesamt steigen. Die Ver-

teilung über die „unsichtbare Hand des Marktes“ sei, so Smith, effi zienter und 

würde mehr Anreize schaffen als jegliche Form zentraler Wirtschaftsplanung.

Als Beispiel beschrieb Smith den Handel zwischen Schottland und Portugal. 
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Durch Handel den 

„komparativen“ 

Vorteil nutzen

Was ist 

„Laisser-faire“?

Entfesselung der 

Produktivkräfte

Probleme der 

Arbeitsteilung

Smith: 

„Die Theorie der 

ethischen Gefühle“

Während Schottland besonders gut Wolle herstellen könne, produziere Portugal 

günstig Wein. Das nannte Smith einen komparativen Vorteil. Wenn die beiden 

Länder sich auf ihre Produkte konzentrierten und Handel betrieben, anstatt zu ver-

suchen, mit viel Aufwand sowohl Wein als auch Wolle herzustellen, würden beide 

profi tieren. 

Diese Überlegung war eine Abkehr von der Vorstellung seiner Zeit, dass Handel 

ein Nullsummenspiel sei. Ironischerweise war Smith als Zollbeamter aber über ein 

Jahrzehnt für die Einhaltung der merkantilistischen Handelsregeln zuständig.

Um die Quellen des Wohlstands – Gewinnstreben, Arbeitsteilung, Handel und 

Wettbewerb – wirken zu lassen, soll der Staat nach Smith nur indirekt auf den 

Markt einwirken und ihm so viel Freiraum wie möglich lassen. Daraus folgte 

die so genannte „Laisser-faire“-Doktrin2. Sie besagt, dass der Staat sich auf die 

Gewährleistung der öffentlichen Sicherheit, Landesverteidigung, Rechtssicher-

heit, Infrastruktur und Bildung beschränken und ansonsten nicht in den Markt 

eingreifen soll. Dann entfalte sich größtmögliche Produktivität.

Smith schuf die theoretische Grundlage für die Liberalisierung der Wirtschaft, 

die vor allem im 19. Jahrhundert mit der Industrialisierung bis dahin ungeahnte 

Produktivkräfte entfesselte. Smith ging allerdings davon aus, dass eine freie 

Marktwirtschaft automatisch in ein Gleichgewicht fi ndet, und sah Krisen und 

Rezession nicht voraus. 

Ähnlich wie Marx, der in seiner Theorie die Ausbeutung der Arbeiter und die Ent-

fremdung der Arbeit analysierte, sah aber auch Smith die Schattenseiten des Kapita-

lismus. Er fürchtete, dass eine immer kleinteiligere Arbeitsteilung zur Abstumpfung 

der Menschen führen würde, und forderte als Ausgleich mehr Bildungsangebote.

In seinem weniger bekannten zweiten großen Werk „Die Theorie der ethischen 

Gefühle“ (1759) beschreibt Smith das Bedürfnis der Menschen, sich anständig und 

fair zu verhalten und als kollektivbedürftige Wesen ihren Egoismus zu überwinden. 

Damit widerlegt er jene, die ihn als Kronzeugen für das Menschenbild des rein nut-

zenmaximierenden homo oeconomicus einspannen wollen. 

2  Laisser faire (frz.) bedeutet so viel wie „gewähren lassen“.
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Smiths Einfl uss

Smith sah sich selbst in erster Linie nicht als Ökonomen, sondern als Moralphilo-

sophen und betonte die Bedeutung von Fairness, Vertrauen und Ehrlichkeit bei 

wirtschaftlichem Handeln.

Abb. 1: Smith: Gemeinwohl durch Eigennutz

Die auf Smith beruhende Theorie des klassischen Wirtschaftsliberalismus war 

bis zur Weltwirtschaftskrise 1929 herrschende Meinung. Erst danach wurde 

allgemein bezweifelt, ob Märkte sich von der unsichtbaren Hand geführt stets 

in ein Gleichgewicht fi nden. Die tiefe Krise und die ihr folgende dauerhaft hohe 

Arbeitslosigkeit ließen sich mit den Denkmustern des Laisser-faire nicht plausi-

bel machen. Der klassische Wirtschaftsliberalismus wurde in seinen Grundfes-

ten erschüttert. Der Nobelpreisträger Joseph E. Stiglitz bemerkte rückblickend, 

dass das Problem mit der unsichtbaren Hand darin bestehe, dass sie nur deshalb 

unsichtbar sei, weil sie häufi g gar nicht da sei (Stiglitz 2002). 

Staat als Ordnungsrahmen

AllgemeinwohlEinzelinteressen

Allgemeinwohl

Markt

Streben nach Eigennutz

Streben nach Eigennutz

Streben nach Eigennutz

Vertrauen

Vertrauen
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Die Chicagoer 

Schule

Neuinterpretation 

durch Thatcher und 

Reagan

Washington-

Konsens

Weiterführende 

Lektüre:

Helen Winter und 

Thomas Rommel 

(1999), Adam Smith 

für Anfänger. Der 

Wohlstand der Nati-

onen: eine Leseein-

führung, München.

Es folgte über mehrere Jahrzehnte die im nächsten Abschnitt beschriebene Phase 

des Keynesianismus. Erst nach Jahren des Schattendaseins erlebte das wirtschafts-

liberale Denken mit den Neoliberalen ab den 1980er Jahren eine Renaissance. 

Von den Ökonomen, die Smiths Ideen wieder aufgriffen, weiterentwickelten 

und propagierten, sind Friedrich August von Hayek und Milton Friedman die 

bekanntesten. Letzterer begründete eine wirtschaftsliberale Ideologie, die auch 

als „Chicagoer Schule“ bezeichnet wird (Friedman lehrte als Professor in Chi-

cago). Die Neoliberalen verkürzten aber Smiths Gedanken auf seine Staatskritik 

und sein Plädoyer für den freien Markt. Seine „Theorie der ethischen Gefühle“ 

ließen von Hayek und Friedman außer Acht.

Ihre Neuinterpretation von Smiths Werken erlangte vor allem in den USA unter 

Präsident Ronald Reagan und in Großbritannien unter Premierministerin Marga-

ret Thatcher erheblichen Einfl uss. Leitmotiv der Politik beider war „Der Staat ist 

nicht Teil der Lösung des Problems – der Staat ist das Problem“. Das bedeutete 

Deregulierung, Privatisierung und die Reduzierung staatlicher Leistungen. 

Die Marktgläubigen hatten auch großen Einfl uss auf die Politik der Weltbank und 

des Internationalen Währungsfonds. Im Rahmen des so genannten Washington-

Konsenses verbreiteten diese Institutionen die wirtschaftsliberale Ideologie u. a. 

in Lateinamerika, den postkommunistischen Staaten und nach der Asienkrise 

1997 auch in Südostasien. Auch die Deregulierung der Finanzmärkte wurde 

maßgeblich von dieser Ideologie befeuert. Ihre Folgen waren die schwerste Krise 

der globalen Finanzarchitektur seit Jahrzehnten und eine weltweite Rezession 

ab dem Jahre 2008. Das Ausmaß und die Größe der Krise haben zu einem öko-

nomischen und politischen Umdenken geführt. Anstelle der wirtschaftsliberalen 

Ideologie, die dem Markt blind vertraute, gewinnen nun diejenigen die Ober-

hand, die auf eine neue Balance von Staat und Markt und das Primat der Politik 

über die Wirtschaft setzen.
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Marx: Bezug zu 

Smith

Zeitlicher Kontext: 

Frühindustrialisie-

rung in der Mitte des 

19. Jahrhundert

2.2. Karl Marx’ Kapitalismuskritik

Die Kapitalismuskritik des deut-

schen Philosophen Karl Marx wird 

häufi g als theoretischer Gegenent-

wurf zu den Ideen Smiths gesehen. 

Das stimmt nur teilweise: Marx hat 

Smiths Werk genau studiert und 

kommt zu einer ähnlichen Analyse. 

Die Produktivkraft und Innovations-

fähigkeit des Kapitalismus werden 

von Marx sogar noch viel stärker 

hervorgehoben als von Smith. Aller-

dings zieht Marx daraus andere 

Schlussfolgerungen. Anders als 

Smith sieht Marx den Kapitalismus 

als grundsätzlich instabil und zer-

störerisch, er führe nicht zum „Wohlstand der Nationen“, sondern zur Verelen-

dung der überwiegenden Mehrheit der Arbeiter.

Um Marx’ Gedanken nachvollziehen zu können, muss man sich in die pre-

kären Lebensbedingungen der Arbeiter in der Zeit der Frühindustrialisierung 

im 19. Jahrhundert hineinversetzen. Ein Text des Museums für Industriekultur in 

Duisburg vermittelt eindringlich einen Eindruck (Baier u. a. 2002: 18):

„Während sich die wohlhabenden Kreise Villenviertel am Stadtrand bauten, 

wurden für die Arbeiter hässliche Mietshäuser in öden Straßenzeilen gebaut, die 

völlig überfüllt, unhygienisch und überteuert waren. […] So schliefen oft eine 

ganze Familie und ein Fremder in einem Zimmer, wobei sich mehrere Menschen 

im Wechsel ein Bett teilten: Der Schlafrhythmus wurde den Arbeitsschichten 

angepasst. Die Arbeitsbedingungen in den Fabriken waren ganz auf die Maschi-

nen zugeschnitten, denen sich die sie bedienenden Arbeiter anzupassen hatten. 

Arbeitszeiten von 70 Stunden die Woche waren die Regeln, in der Textilindustrie 

sogar 80 Stunden. Kinderarbeit war verbreitet, soziale Sicherheit war kaum vor-

handen, die Gesundheitsversorgung mangelhaft.“

tö i h füh i ht W hl t d d

Karl Heinrich Marx (1818–1883) war ein 

deutscher Philosoph und politischer Journalist. 

Was liberale Ökonomen als Stabilität und Wachs-

tum durch freie Marktentfaltung sahen, beschrieb 

Marx als Klassenkampf, Ausbeutung, Verelendung 

und ein krisenanfälliges System, das in die prole-

tarische Revolution münden könne.

Marx’ wirtschaftstheoretisch wichtigste Veröffent-

lichung ist das teilweise erst nach seinem Tod ver-

öffentlichte Werk „Das Kapital“, dessen drei Bände 

zwischen 1867 und 1894 erschienen. Großen 

politischen Einfl uss hatte das 1848 veröffentliche 

„Kommunistische Manifest“.



18

Ausbeutung 

als Folge des 

Kapitalismus

Der Begriff des 

„Mehrwerts“

Weiterführende 

Lektüre:

Volker Happe, 

Gustav Horn, Kim 

Otto (2009), Das 

Wirtschaftslexikon. 

Begriffe. Zahlen. 

Zusammenhänge, 

Bonn. 3

Eine Beschreibung, die so oder ähnlich heute sicher noch auf die Lebens- und 

Arbeitsbedingungen in vielen ärmeren Ländern zutrifft.

Marx sah in diesen inhumanen Arbeits- und Lebensbedingungen keinen unglück-

lichen Zufall, sondern eine notwendige Folge des Kapitalismus. Er analysierte, 

dass der freie Markt zwangsläufi g zu Elend und Ausbeutung führe, da der Profi t 

der Kapitalisten aus der Ausbeutung der Arbeiter resultiere.

Zentral ist in Marx’ Theorie der 

Begriff des „Mehrwerts“, den er 

in seinem 1867 erschienenen ers-

ten Band seines Werks „Das Kapi-

tal” vorstellte und in den posthum 

erschienenen weiteren Bänden 

ausführte. Mehrwert ist der Wert, 

den der Unternehmer über das ein-

gesetzte Kapital hinausgehend im 

Tausch als Profi t realisieren kann – 

wenn er also 100 Euro in die Pro-

duktion gesteckt hat (anteiliger 

Lohn für die Ware und alle Produktionsmittel), aber 110 Euro auf dem Markt 

realisiert. Dieser Mehrwert kann systematisch – so Marx – nur durch die wert-

schaffende Arbeit von Menschen kommen. Oder anders: wenn der Arbeiter 

mehr Wert schafft, als er in Form von Lohn ausgezahlt bekommt. 

Marx beschrieb, dass die Arbeiter nur gerade so viel Lohn erhielten, dass sie davon 

existieren könnten. Die Kapitalisten hingegen bereicherten sich an der Differenz 

zwischen diesem Lohn und dem geschaffenen Mehrwert.3

Er ging davon aus, dass der Kapitalist – angetrieben vom immer schärfer wer-

denden Wettbewerb – versuchen werde, diesen Mehrwert zu erhöhen. Löhne 

würden weiter gesenkt, Arbeitszeiten verlängert und der Maschineneinsatz 

verstärkt. Die Folge wäre ein Ansteigen der Arbeitslosigkeit. Zugleich würden 

Konkurrenten nach und nach aus dem Markt gedrängt. Schließlich spalte sich 

3  Wir danken dem Verlag J.H.W. Dietz Nachf., Bonn, für die Möglichkeit, verschiedene Begriffe aus dem 
Wirtschaftslexikon in diesem Band vorab zu benutzen.
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Der Mehrwert ergibt sich nach der Marx'schen 

Arbeitswerttheorie aus dem Gewinn, den der 

Unternehmer aus der Arbeitsleistung der Arbei-

ter nach Abzug der Lohnkosten und der Aufwen-

dungen für die Produktionsmittel zieht. Der Mehr-

wert ist also gleichbedeutend mit der Ausbeutung 

der Arbeiter. Dabei wird von Marx noch unterschie-

den zwischen absolutem Mehrwert, der durch ein-

fache Mehrarbeit (längere Arbeitszeit) zustande 

kommt, und relativem Mehrwert, der durch Pro-

duktivitätsfortschritte erreicht wird. 

(Das Wirtschaftslexikon 2009)
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Begriff der 

„Entfremdung“

die Gesellschaft immer weiter in Besitzlose und eine kleine Gruppe von Men-

schen, in deren Händen sich das Kapital konzentriere. 

Neben dem Begriff des „Mehrwerts“ prägte Marx in seinen 1844 verfassten 

„philosophisch-ökonomischen Manuskripten“ außerdem den Begriff der „Ent-

fremdung der Arbeit“. In ihr entdeckte Marx ähnlich wie Smith die Schattenseite 

produktiver Arbeitsteilung. In der Massenfertigung sei der Arbeiter nur noch an 

kleinteiligen und monotonen Produktionsschritten beteiligt. Der Kontakt mit 

dem letztlich hergestellten Produkt und die damit verbundene Befriedigung 

würden ihm verloren gehen.

Wettbewerb und Arbeitsteilung waren für Smith die Quellen des Fortschritts. 

Marx hingegen betrachtete Wettbewerb und Arbeitsteilung als das Grundübel 

des Kapitalismus und Ursache für Ausbeutung und Entfremdung. Er sah, dass 

Produktionsfortschritte in seiner Zeit nur den Kapitalbesitzern zugutekamen, die 

Arbeiter hingegen verelendeten.

Abb. 2: Grundstruktur der Marx'schen Argumentation
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Instabilität des 

Kapitalismus

Privateigentum an 

Produktionsmitteln 

als Kennzeichen der 

Klassengesellschaft

Politische Forderun-

gen im Kommunisti-

schen Manifest

Eine profi torientierte Wirtschaftsordnung war gemäß Marx instabil und kri-

senanfällig. Seiner Ansicht nach könnte es daher schließlich zur Revolution der 

Ausgebeuteten kommen.4

„Die Centralisation der Produktionsmittel und die Vergesellschaftung der Arbeit 

erreichen einen Punkt, wo sie unverträglich werden mit ihrer kapitalistischen 

Hülle. Sie wird gesprengt. Die Stunde des kapitalistischen Privateigenthums 

schlägt.“ (Marx 1991: 684 f.)

Ein letzter zentraler Begriff der Theorie von Karl Marx, mit dem er sich vor allem im 

Manifest der Kommunistischen Partei von 1848 auseinandersetzt, ist der Begriff 

des „Eigentums“, gemeint hier als Privateigentum an Produktionsmitteln. 

Das Privateigentum an Produktionsmitteln ist für Marx ein wesentliches Kenn-

zeichen der Klassengesellschaft des Kapitalismus. Nach der von ihm in seinen 

Frühschriften prognostizierten proletarischen Revolution würde es seiner Mei-

nung nach abgeschafft werden. Die Arbeiterklasse habe aufgrund der gerin-

gen Höhe ihrer gerade existenzsichernden Löhne ohnehin keine Möglichkeit, 

nennenswert Eigentum zu erwerben. Die Kapitalisten hingegen hätten sich ihr 

Eigentum durch Ausbeutung angeeignet.

Er forderte daher im Manifest der Kommunistischen Partei u. a.:

• die Zentralisation des Kredits in den Händen des Staats durch eine Natio-

nalbank mit Staatskapital und ausschließlichem Monopol

• die Zentralisation des Transportwesens in den Händen des Staats

• die Vermehrung der Nationalfabriken, Produktionsinstrumente, Urbarma-

chung und Verbesserung aller Ländereien nach einem gemeinschaftlichen 

Plan (vgl. Marx/Engels 1987: 54)

4   In der Forschung über Marx wird die Frage, ob er eine Revolution für eine zwingende oder nur mögliche
historische Entwicklung hielt, unterschiedlich bewertet. Ausschlaggebend ist für den jeweiligen Stand-
punkt die Frage, ob man verschiedene Schaffensphasen unterscheidet oder von einem Gesamtwerk
ausgeht. Zur weiteren Lektüre: Heinrich (2004: 169–178). 
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Probleme der 

Verstaatlichung

Geschichte als Folge 

von Klassenkämpfen

Verelendung nicht 

zwangsläufi g

Schumpeter: 

„schöpferische 

Zerstörung“

Marx’ wichtigster Interpret Friedrich Engels sah später allerdings auch Nachteile 

von derlei Verstaatlichungen: „Je mehr Produktivkräfte er [der Staat] in sein 

Eigenthum übernimmt, desto mehr wird er wirklicher Gesamtkapitalist, desto 

mehr Staatsbürger beutet er aus. […] Das Kapitalverhältniß wird nicht aufgeho-

ben, es wird vielmehr auf die Spitze getrieben“ (Engels 1988: 553 f.). 

Dem Ökonomen John Kenneth Galbraith wird in diesem Zusammenhang das 

Zitat zugeschrieben: „Im Kapitalismus beutet der Mensch den Menschen aus. 

Im Kommunismus ist es genau umgekehrt.“ Staaten wie die Sowjetunion oder 

die DDR, die den Forderungen des Kommunistischen Manifests der Zentralisa-

tion und Vergemeinschaftlichung der Banken, des Transportwesens und der 

Produktionsmittel folgten, sind damit gescheitert.

Marx deutete die Geschichte als eine Folge von Klassenkämpfen, die in der Aus-

einandersetzung von Bourgeoisie und Proletariat ihren Höhepunkt erreiche und 

schließlich in einer proletarischen Revolution gipfeln könne. Er entwickelte die 

Utopie einer klassenlosen Gesellschaft ohne Wettbewerb und Privateigentum 

an Produktionsmitteln. 

Die Geschichte hat aber gezeigt, dass die von Marx beschriebene Verelendung 

der Arbeiter und immer stärkere Konzentration von Eigentum bei Kapitaleig-

nern nicht zwangsläufi g ist. Die Wohlstandsgewinne konnten nicht zuletzt 

durch die Organisation und Solidarisierung der Arbeiterinnen und Arbeiter in 

Gewerkschaften und die Schaffung und Etablierung des Sozialstaats gerechter 

verteilt werden. 

Die Konzentration des Kapitals wurde durch die von dem österreichischen 

Ökonomen Joseph Schumpeter beschriebene „schöpferische Zerstörung“ 

durchbrochen. Er beschreibt, wie 

wirtschaftliche Unternehmen durch 

Innovationen, Konkurrenz, Krisen 

oder neue Handelsmärkte immer 

wieder neu geordnet werden. 

Die von Marx oft verwendeten Begriffe „Bour-
geoisie“ und „Proletariat“ stehen für die 

einander gegenüberstehenden Klassen. Der 

Begriff „Proletarier“ leitet sich vom lateinischen 

proletarius („der untersten Volksschicht angehö-

rend“) ab. Der Begriff „Bourgeoisie“ stammt aus 

dem Französischen und bedeutet „Wirtschafts-

bürgertum“.
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Scheitern des 

Staatssozialismus

Bestand der Analyse

Wie ist Marx 

einzuordnen?

Willy Brandt: „das 

Streben nach Freiheit“

Weiterführende 

Lektüre:

Francis Wheen (2008), 

Über Karl Marx. Das 

Kapital, München.

„Die Eröffnung neuer, fremder oder einheimischer Märkte und die organisato-

rische Entwicklung vom Handwerksbetrieb und der Fabrik zu solchen Konzernen 

[...] illustrieren den gleichen Prozeß [...], der unaufhörlich die Wirtschaftsstruk-

tur von innen heraus revolutioniert, unaufhörlich die alte Struktur zerstört und 

unaufhörlich eine neue schafft. Dieser Prozeß der ‚schöpferischen Zerstörung‘ 

ist das für den Kapitalismus wesentliche Faktum.“ (Schumpeter (1942: 137 f.)

Die Automobilindustrie tritt an die Stelle von Kutscher, Hufschmied und Stall-

meister. Der Schreibmaschinenhersteller muss aufgeben, an seine Stelle tritt der 

Computerproduzent. Dies sind Beispiele für die schöpferische Zerstörung, die 

einerseits Innovationen befördert, andererseits aber auch neue Unsicherheiten 

schafft und enorme Flexibilität der Menschen erfordert. 

Das Experiment des Staatssozialismus, das sich auf Marx berufen hat, ist geschei-

tert und hat seinen Theoretiker diskreditiert. Ist damit die Theorie widerlegt? Fest 

steht, dass bisher noch keine funktionierende Alternative zu einer auf Markt-

effi zienz und Privateigentum basierenden Wirtschaftsordnung den Praxistest 

bestanden hat.

Marx war als Analytiker besser denn als Ratgeber. Aus seinen Lehren ergeben 

sich keine praktikablen Lösungsansätze und seine Prognosen haben sich nicht 

bewahrheitet. Aber seine Analysen fi nden immer noch Beachtung. Marx schärft 

wie kein Zweiter den Blick für die Gefahren und Krisen eines ungezügelten 

Kapitalismus. 

Wie ist Marx also einzuordnen? Vielleicht so, wie es Willy Brandt 1977 bei einem 

Besuch im Karl-Marx-Haus in Trier forderte: „Man wird Marx am besten gerecht, 

wenn man ihn – im Positiven wie Negativen – vom Podest der Unberührbarkeit 

holt. Was immer man aus Marx gemacht hat oder hat machen wollen: Das Stre-

ben nach Freiheit, nach Befreiung des Menschen aus Knechtschaft und unmün-

diger Abhängigkeit war Motiv seines Denkens und Handelns.“
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Keynes – 

ein Mittelweg?

Keynes' Kritik an 

der neoklassischen 

Denkschule

Zweifel an der 

„unsichtbaren 

Hand“

Gefahr einer 

wirtschaftlichen 

Abwärtsspirale

2.3.  John Maynard Keynes: 
die Steuerung des Kapitalismus

Sowohl Adam Smiths Lehre vom 

freien Kapitalismus mit möglichst 

wenig staatlicher Beeinfl ussung 

als auch Karl Marx’ Ablehnung von 

Wettbewerb und Privateigentum an 

Produktionsmitteln sind also prob-

lematisch. Gibt es den Mittelweg 

eines koordinierten Kapitalismus, 

der die Produktivkräfte des Marktes 

nutzt, aber dessen zerstörerische 

Kräfte ausgleicht und abfedert?

Der britische Ökonom John Maynard 

Keynes analysierte die Janusköpfi gkeit des Kapitalismus, der zwar effi zient und 

produktiv, aber strukturell instabil ist. Er war zwar von einer Marktordnung, die auf 

Eigentum und Wettbewerb basiert, überzeugt, setzte sich aber kritisch mit der sich 

auf Smiths Lehren beziehenden neoklassischen Denkschule auseinander.

So kritisierte er etwa, „daß ihre stillschweigenden Voraussetzungen selten oder 

nie erfüllt sind, mit der Folge, daß sie die wirtschaftlichen Probleme der wirkli-

chen Welt nicht lösen kann“ (Keynes 1966: 319).

Keynes stellte angesichts der schweren Weltwirtschaftskrise im Jahr 1929 auch 

die „unsichtbare Hand“ infrage. Der Markt hatte sich nicht, wie nach Smith 

anzunehmen gewesen wäre, wieder eingependelt, sondern die Arbeitslosigkeit 

verharrte auf hohem Niveau und die Wirtschaft stagnierte dauerhaft. 

Keynes stellte eine Abwärtsspirale fest: Wenn weniger Güter hergestellt und Men-

schen entlassen werden, verunsichert dies die Konsumenten und Produzenten und 

es wird noch weniger Geld ausgegeben („Angstsparen“). Die Nachfrage sinkt wei-

ter, die Unternehmen produzieren weniger und bauen noch mehr Arbeitsplätze 

ab, es wird noch mehr gespart usw. Die Krise spitzt sich immer weiter zu und die 

Wirtschaft kann in eine dauerhafte Depression geraten. Diese Erklärung fi el nach 

der Weltwirtschaftskrise, bei der genau das geschah, auf fruchtbaren Boden. Keynes 

John Maynard Keynes (1883–1946) war ein 

britischer Ökonom, der die Wirtschaftstheorie des 

20. Jahrhunderts wesentlich geprägt hat.

In seinem einfl ussreichen Werk „Allgemeine Theorie 

der Beschäftigung, des Zinses und des Geldes“ 

(1936) stellte er die Selbstheilungskraft der Märkte 

infrage und begründete den Keynesianismus, der 

eine Lenkung des Kapitalismus anstrebt.

Keynes arbeitete außerdem an der Konzeption des 

Bretton-Woods-Systems mit, das die Weltwirtschaft 

und Finanzmärkte der Nachkriegszeit bestimmte.
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Aktives Eingreifen 

des Staates 

gefordert

Konjunktur-

steuerung durch 

den Staat

„Langfristig sind 

wir alle tot“

erkannte nicht nur Situationen, in denen der freie Markt nicht funktionierte, er 

entwickelte mit der antizyklischen Steuerung auch ein Konzept dagegen. 

Der Staat müsse in einer Abschwungphase in den Markt eingreifen und private Nach-

frage ersetzen, indem er sich verschulde und mehr Geld ausgebe. Entweder könne er 

Geld direkt den Bürgern geben, z. B. durch Steuersenkungen. Allerdings bestehe die 

Gefahr, dass die Wirkung dieser Maßnahme verpuffe, wenn die Menschen aus Ver-

unsicherung weiter sparen würden. Wirksamer sei es, wenn der Staat direkt die Mittel 

ausgebe, z. B. indem er Straßen oder Schulen baue. Mit den zusätzlichen Ausgaben 

würden mehr Menschen eingestellt, die wieder mehr konsumierten, Nachfrage schaf-

fen würden und so eine positive Spirale in Gang setzten. Keynes drückte das so aus:

„Wenn wir mehr als hundertfünfzig Millionen Pfund ausgeben, dann werden alle 

Menschen ein höheres Einkommen haben; und jene, die arbeitslos sind, brau-

chen nicht länger die Arbeitslosenunterstützung. Darüber hinaus werden diese 

Ausgaben eine Menge anderer Menschen in Arbeit bringen. Das Geld wird in 

der Wirtschaft zirkulieren und ausgegeben werden für verschiedenste Waren 

und nicht konzentriert sein auf nur wenige Industrien.“ 

(Keynes 1939, zitiert nach Weinert 2008)

Damit begründete er die Abkehr von dem Glauben, dass der Markt immer ins 

Gleichgewicht fi ndet, wie es Smith angenommen hatte. Bekannt ist sein bereits 

zitierter Ausspruch „Langfristig sind wir alle tot“. Er appellierte damit an die poli-

tische Verantwortung, dass es wichtiger sei, heute Arbeitsplätze und Wachstum 

zu schaffen, als vage auf eine bessere Zukunft und einen sich selbst regulieren-

den Markt zu vertrauen.

Keynes räumte jedoch ein, dass das Eingreifen in den Markt risikobehaftet ist, 

weil der richtige Zeitpunkt und das richtige Ausmaß schwer abzuschätzen sind. 

Er schrieb dazu: 

„Die hervorstechende Tatsache ist die äußerste Fragwürdigkeit der Wis-

sensgrundlage, auf der unsere Schätzungen des voraussichtlichen Erträg-

nisses gemacht werden müssen. Unsere Kenntnis der Faktoren, die 

das Erträgnis einer Investition nach einigen Jahren bestimmen wer-

den, ist gewöhnlich gering und oft bedeutungslos.“ (Keynes 1966: 126)
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Die so genannte 

Keynes´sche 

Revolution

Abb. 3: Grobstruktur Keynes'scher Argumentation

Seine Analysen und seine Empfehlungen, der Staat müsse in den Markt eingrei-

fen, waren so prägend für seine Zeit, dass man auch von der „Keynes’schen Revo-

lution“ spricht, mit der er sich sowohl gegen Smith als auch gegen Marx stellte. 

Entsprechend waren die Reaktionen: Liberale und Konservative sagten Keynes 

nach, er sei ein verkappter Sozialist. Die Marxisten hingegen warfen ihm vor, zu 

marktgläubig zu sein. Fest steht, dass Keynes gegen die in seiner Zeit nicht nur in 

Deutschland aufkommenden Diktaturen opponierte und mit seinen Empfehlun-

gen die Demokratie erhalten wollte. 
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Das „psychologische 

Gesetz“

Prägung des 

20. Jahrhunderts 

durch Keynes

„Die autoritären Staatssysteme von heute scheinen das Problem der Arbeitslo-

sigkeit auf Kosten der Leistungsfähigkeit und der Freiheit zu lösen. Es ist sicher, 

daß die Welt die Arbeitslosigkeit, die von kurzen Zeiträumen der Belebung abge-

sehen – nach meiner Ansicht unvermeidlich – mit dem heutigen kapitalistischen 

Individualismus verbunden ist, nicht viel länger dulden wird. Durch eine richtige 

Analyse des Problems sollte es aber möglich sein, die Krankheit zu heilen und 

gleichzeitig Leistungsfähigkeit und Freiheit zu bewahren.“ (Keynes 1966: 321)

Keynes schuf außerdem mit dem „psychologischen Gesetz“ eine Begründung, 

warum Umverteilung nicht nur sozial wünschenswert, sondern auch ökonomisch 

rational sein kann. Eine dynamische Wirtschaft bedarf einer ausreichenden Nach-

frage. Da mit wachsendem Einkommen die Sparquote zu- und die Neigung zum 

Konsum abnimmt, ist es sinnvoll, wenn Geringverdienende, deren Sparquote 

geringer ist, mehr Einkommen erhalten.

Keynes spielte schließlich eine 

entscheidende Rolle bei der Kon-

struktion des so genannten Bretton-

Woods-Systems. 

Keynes hat das 20. Jahrhundert 

wie kein zweiter Ökonom geprägt. 

Gezielt umgesetzt wurden Keynes’ 

Empfehlungen erstmals in den USA 

im ab 1933 vom demokratischen 

Präsidenten Franklin D. Roosevelt 

initiierten „New Deal“: Erstens 

wurden die öffentlichen Investitio-

nen z. B. für Infrastruktur deutlich 

erhöht. Zweitens wurde durch eine Erhöhung der Sozialleistungen der Konsum 

gestärkt, da Menschen mit geringem oder keinem Einkommen nur eine geringe 

Sparquote aufweisen. Keynes’ Lehren waren bis in die 1970er Jahre die gän-

gige Lehrmeinung. In Deutschland wurden sie insbesondere vom Ökonomen 

Karl Schiller vertreten, der von 1966 bis 1972 sozialdemokratischer Bundesfi -

nanz- und -wirtschaftsminister war. In dieser Zeit sagte selbst der konservative 

US-Präsident Richard Nixon: „Wir sind jetzt alle Keynesianer.“ 

E höh d S i ll i t d K

Bretton-Woods-System: 1944 wurde 

bei einer Konferenz im amerikanischen Kurort 

Bretton Woods die internationale Finanzarchitektur 

der Nachkriegszeit beschlossen. Kern war ein 

internationales Währungssystem, bei dem 

Wechselkursschwankungen durch eine Kopplung 

an den amerikanischen Dollar eingedämmt 

wurden. Als Institutionen zur internationalen 

Kreditvergabe und zur Finanzmarktregulierung 

wurden der Internationale Währungsfonds (IWF) 

und die Weltbank gegründet. Das Bretton-Woods-

System bestand bis 1973. Nach Turbulenzen auf 

dem Währungsmarkt musste die Dollarbindung der 

Wechselkurse dann aufgegeben werden. Damit 

wurde die Finanzmarktstabilität abgebaut.
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Ab Mitte der 1970er Jahre geriet der Keynesianismus jedoch in eine Krise. Einer-

seits funktionierte die antizyklische Haushaltspolitik nicht wie von Keynes konzi-

piert. Es wurden zwar in Krisenzeiten die Ausgaben erhöht, aber die Haushalts-

schulden in wirtschaftlich besseren Jahren nicht zurückgezahlt. Dadurch häuften 

sich die öffentlichen Schulden an und der Spielraum für Defi zitausgaben sank 

von Krise zu Krise. Hinzu kamen die beiden Ölkrisen. Mit der enormen Steigerung 

der Ölpreise entstand ein Teufelskreis: Die Löhne wurden erhöht, die gestiege-

nen Energiepreise fraßen aber die Mehreinnahmen wieder auf, die Löhne wur-

den weiter erhöht, was zu einer Steigerung der Infl ation führte, was wiederum 

den Lohndruck weiter erhöhte. Staatliche Konjunkturprogramme verloren an 

Wirkung. Die Wirtschaft stagnierte bei gleichzeitig hoher Infl ation (Stagfl ation). 

Neoliberale und Neoklassiker traten auf den Plan und setzten auf unterneh-

merfreundliche Angebotspolitik: 

Standortvorteile durch Kostensen-

kung, Haushaltskonsolidierung und 

Sparmaßnahmen waren das Gebot 

der Stunde. 

Nach Jahren wirtschaftsliberaler Politik wird nun u. a. wegen der Finanzmarktkrise, 

die 2007 begann, der Ruf nach staatlichen Eingriffen in einen weitgehend dere-

gulierten Markt wieder lauter. Es ist eine Rückbesinnung auf Keynes erkennbar. 

Das ist nicht weiter verwunderlich, denn was Keynes über die internationalen 

Finanzmärkte schrieb, ist aktueller denn je: 

„Spekulanten mögen unschädlich sein als Seifenblasen auf einem steten Strom der 

Unternehmungslust. Aber die Lage wird ernsthaft, wenn die Unternehmungslust 

die Seifenblase auf dem Strudel der Spekulation wird. Wenn die Kapitalentwick-

lung eines Landes das Nebenerzeugnis der Tätigkeiten eines Spielsaales wird, 

wird die Arbeit voraussichtlich schlecht getan werden.“ (Keynes 1966: 134)

Stagfl ation: das zeitliche Zusammentreffen

von Stagnation und Infl ation. 

(Das Wirtschaftslexikon 2009)

Probleme des 

Keynesianismus

Weiterführende 

Lektüre:

Reinhard Blomert 

(2007), John May-

nard Keynes, 

Reinbek.

 

Heinz-J. Bontrup 

(2006), Keynes 

wollte den Kapita-

lismus retten. Zum 

60. Todestag von 

Sir John Maynard 

Keynes, Bonn. 
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1. Reiner 

Kapitalismus

2. Antikapitalismus

3. Gelenkter 

Kapitalismus

2.4. Idealtypen der Wirtschaftstheorie

In der täglichen politischen Auseinandersetzung sind die Gedanken von Smith, 

Marx und Keynes allgegenwärtig. Wenn ein liberaler Politiker den Staat auf seine 

Kernaufgaben zurückdrängen möchte und sagt, der Staat sei nicht Teil der Lösung 

des Problems, der Staat sei das Problem, entspricht dies dem Denken Adam Smiths. 

In Zeiten des ungebremsten globalisierten Kapitalismus, in dem die Märkte immer 

häufi ger aus den Fugen geraten, sind Keynes’ Lösungsansätze zur Steuerung der 

Marktwirtschaft wieder aktuell. Und wenn man Bilder von Fabriken in Entwick-

lungsländern sieht, in denen Arbeiter 14 Stunden am Tag für einen ausbeuterischen 

Lohn Kleider zusammennähen, ist der Gedanke an Marx’ Analysen nicht fern.

Das ist nicht verwunderlich, denn idealtypisch5 stehen Smith, Marx und Keynes 

für drei verschiedene ökonomische Weltanschauungen, die von den einzelnen 

politischen Lagern immer dann wieder hervorgebracht werden, wenn es um 

Verteilungsfragen, das Verhältnis von Markt und Staat und andere wirtschafts-

politische Themen geht. Die drei Idealtypen kann man so beschreiben:

1. Der Staat soll sich aus den Wirtschaftsprozessen heraushalten. Das Streben 

nach Eigentum ist die Antriebskraft wirtschaftlichen Handelns und darf des-

halb nicht angetastet werden (libertäre Auffassung, angelehnt an Smith).

2. Das kapitalistische Wirtschaftssystem, das auf Privateigentum

an Produktionsmitteln und Wettbewerb basiert, führt zur Ausbeutung

und Verelendung der Massen. Daher wird es abgeschafft (kommu-

nistische Auffassung, angelehnt an Marx). 

3. Die Wirtschaftsordnung basiert auf Eigentum und Marktwirtschaft, der 

Staat greift aber durch Regulierung, Umverteilung und makroökonomi-

sche Steuerung, also durch die gezielte Steuerung der Nachfrage, in die 

Volkswirtschaft ein. Eigentum wird gewährleistet, es ist aber zugleich sozial 

gebunden und verpfl ichtet gegenüber der Allgemeinheit (Soziale Demo-

kratie, angelehnt an Keynes).

5  „Idealtypisch“ bedeutet hier im Sinne des Soziologen Max Weber das absichtliche und zielgerichtete Über-
zeichnen der Realität, um Ausschnitte der sozialen Wirklichkeit gedanklich ordnen und erfassen zu können. 
„Idealtypisch“ bedeutet aber auch: Es kann sich in dieser Einführung nur um einen kurzen Einblick mit 
vereinfachendem Charakter handeln.
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„So viel Markt wie 

möglich, so viel Pla-

nung wie nötig“

Welche Antwort 

bieten sozialdemo-

kratische Politiker zu 

diesen Fragen an?

Aus dem Diskurs der Wirtschaftstheorien wird deutlich: Der ungezügelte Markt 

versagt ebenso wie Versuche, komplett auf eine Marktordnung zu verzichten. 

Die Geschichte lehrt, dass sowohl der Marktradikalismus als auch die völlige 

Abschaffung des Marktes gescheitert sind. Der Kapitalismus muss gelenkt und 

gesteuert werden, wenn die Ziele der Sozialen Demokratie erreicht werden sol-

len. Das Godesberger Programm der SPD brachte es im Jahr 1959 auf Bestreben 

des damals bei der SPD einfl ussreichen Ökonomen Karl Schiller auf die griffi ge 

Formel „So viel Markt wie möglich, so viel Planung wie nötig“.

Wie ausgeführt wurde, müssen die hier vorgestellten Theorien in ihrem histo-

rischen Zusammenhang beurteilt werden. Die Geschichte hat gezeigt, dass der 

Kapitalismus nicht, wie von Karl Marx prognostiziert, an seinen inneren Wider-

sprüchen zugrunde gegangen ist. Der Kapitalismus ist aber auch nicht in ein 

harmonisches Gleichgewicht eingependelt, wie es Adam Smith erwartet hatte. 

Das 20. Jahrhundert hat die Schaffung von zuvor nicht gekanntem Wohlstand 

für breite Schichten der Bevölkerung ebenso wie soziale Verwerfungen und zahl-

lose Krisen mit sich gebracht. Wie kann diese Entwicklung aus Sicht der Sozialen 

Demokratie beurteilt werden? Matthias Platzeck, Peer Steinbrück und Frank-

Walter Steinmeier bieten in ihrem 2007 erschienenen Buch „Auf der Höhe der 

Zeit“ eine mögliche Antwort an:

„Dem jeweils schmalspurigen ökonomistischen Denken der orthodoxen 

Marxisten auf der einen wie der Liberalen auf der anderen Seite stellten 

‚revisionistische’ Sozialdemokraten um den Theoretiker Eduard Bernstein 

sowohl den Vorrang der Politik als auch die Prinzipien von Reform und Fort-

schritt, Kompromiss und Interessenausgleich über die Klassengrenzen hinweg 

entgegen. Wo andere auf den Selbstlauf wirtschaftlicher und historischer 

Kräfte vertrauten, setzten Sozialdemokraten auf die aktive und pragmatische 

Gestaltung des Wandels. Die Dynamik der Märkte wollten sie offensiv mit 

sozialer Reform und gesellschaftlicher Erneuerung verbinden, um auf diese 

Weise Wachstum und Wohlstand systematisch allen Bevölkerungsgruppen 

zugänglich zu machen. Marktwirtschaft, Demokratie und sozialen Zusam-

menhalt nicht nur vereinbar zu machen, sondern mit politischen Mitteln 

sogar in ein Verhältnis der positiven Wechselwirkung zu setzen – genau darin 

bestand der historisch völlig neue und beispiellose Fortschrittsentwurf der 

Sozialen Demokratie zu Beginn des 20. Jahrhunderts. Erstmals wurde prak-

tisch und mit beispiellosem Erfolg miteinander versöhnt, was historisch stets 
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Wo steht die Wirt-

schaftswissenschaft 

heute?

Eine schwierige 

Frage: ein Beispiel

Keine herrschende

Meinung: zwei Gründe

als unvereinbar gegolten hatte und gegeneinander ausgespielt worden war: 

dynamische Marktwirtschaft, lebendige Demokratie und sozialer Zusammenhalt. 

Völlig zu Recht hat der Soziologe Ralf Dahrendorf daher den Begriff vom 

‚sozialdemokratischen 20. Jahrhundert’ geprägt. […] Heute muss aufs Neue 

klar und deutlich daran erinnert werden, wie mühsam der Sieg der Sozialen 

Demokratie gegen deren Kontrahenten erkämpft wurde – und wie gefährdet 

die Früchte dieses Erfolgs im 21. Jahrhundert sind. […] Dringend nötig ist daher, 

dass sich eine selbstbewusste Sozialdemokratie darauf besinnt, wie immens 

bedeutsam und wegweisend ihre ursprünglich in der Auseinandersetzung mit 

marxistischer Orthodoxie und liberalem Laisser-faire entwickelte Erfolgsidee für 

die Welt des 21. Jahrhunderts noch immer ist. Denn an dem grundlegenden 

inneren Spannungsverhältnis zwischen Märkten, Demokratie und Gesellschaft 

hat sich in Zeiten der Globalisierung nichts geändert.“ 

(Platzeck/Steinbrück/Steinmeier 2007: 19–21)

2.5. Ökonomie heute 

Nach der Darstellung der historisch bedeutendsten Ökonomen stellt sich die 

Frage, wo die Wirtschaftswissenschaft heute steht. Dass diese Frage schwer zu 

beantworten ist, zeigt folgende Geschichte: 

Anlässlich des Beitritts Großbritanniens zur Europäischen Gemeinschaft im Jahr 

1973 erschien in der Tageszeitung „London Times“ eine von 154 Ökonomen 

unterzeichnete Anzeige mit dem Inhalt, dass die EG-Mitgliedschaft Großbritan-

nien wirtschaftlich wahrscheinlich mehr Nachteile als Vorteile bringen werde. 

Am nächsten Tag wurde eine Stellungnahme von 142 (anderen) Ökonomen 

veröffentlicht, die besagte, dass der Beitritt Großbritannien wirtschaftlich wahr-

scheinlich mehr Vorteile als Nachteile bringen werde. Daraufhin wurde ein Leser-

brief abgedruckt, in dem vermutet wurde, dass Ökonomen Großbritannien 

wirtschaftlich wahrscheinlich mehr Nachteile als Vorteile einbringen würden 

(zitiert nach Wagner/Wiegard 2002: 773). 

Diese Anekdote zeigt, dass es offenbar keine herrschende Meinung in der Wirt-

schaftswissenschaft gibt. Das hat vor allem zwei Gründe:
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Erstens: Keine 

Wissenschaft baut 

auf „Felsengrund“

Zweitens: Ökonomi-

sche Aussagen sind 

wertgebunden

Erstens ist Ökonomie wie jede Wissenschaft in den Worten des Philo-

sophen Karl Popper nicht auf Felsengrund, sondern auf Sumpf gebaut.

Das heißt, Daten, Fakten und Beobachtungen, aus denen Ökonomen ihre 

Schlussfolgerungen ziehen, unterliegen Unschärfen oder können schlichtweg 

falsch sein.

Zweitens ist die Wirtschaftswissenschaft in besonderem Maße wertgebun-

den. Anders als in den Naturwissenschaften sind ihre Annahmen und Theorien 

bestimmt von Menschen- und Gesellschaftsbildern. Ein Ökonom, der glaubt, 

der Mensch sei ein nutzenmaximierender homo oeconomicus, wird zu ande-

ren Bewertungen kommen als ein Ökonom, der den Menschen als soziales und 

komplexes Wesen begreift.

Eine ernüchternde Erinnerung, dass in der vermeintlich auf harten Fakten basie-

renden Wissenschaft Ökonomie auch viel Ideologie steckt und Empfehlungen 

von Ökonomen deshalb stets kritisch zu hinterfragen sind, veröffentlichte der 

Wirtschaftsjournalist Andreas Hoffmann.

„Ich kann in kein Flugzeug steigen, ohne an Subventionen zu denken. Öko-

nomen hassen Subventionen. Subventionen entstammen dem Reich des 

Bösen, sie lähmen die Wirtschaft. Doch ohne Subventionen würde kein Air-

bus fl iegen. Nur weil einige Staatschefs Flugzeuge bauen wollten, fl iegen 

wir Airbus. Andernfalls würde Boeing über die Lüfte herrschen wie Bill Gates 

über die Computer. […] Oder die Macht der Gewerkschaften. Angeblich 

schmälern die Gewerkschaften den Erfolg der Firmen. Doch warum sind 

dann ausgerechnet deutsche Autohersteller, Maschinenbauer, Metall- und 

Elektrobetriebe so erfolgreich in aller Welt? Eigentlich müssten sie scheitern, 

in ihren Betrieben sind die Gewerkschaften am stärksten. […] Der Hinweis 

auf die Praxis nützt übrigens bei richtigen Wirtschaftsexperten ausgespro-

chen wenig. Man erhält dann von einem Ökonomen einen missliebigen Blick, 

gefolgt von einem Satz, dass es nicht um Realität gehe, sondern um ‚den ord-

nungspolitischen Ansatz’. […] Nur warum stimmt oft nicht einmal die Richtung 

auf dieser Landkarte? Der Erste Weltkrieg hätte nie ausbrechen dürfen, weil 

Ökonomen ihn für unrentabel hielten. Acht Tage vor dem schwarzen Don-

nerstag, im Oktober 1929, sagte der Star-Ökonom Irving Fischer, es werde 

nie einen Börsencrash geben. Keine einzige der fünf Rezessionen hierzulande 

hat ein Forscher vorhergesagt, den Internetboom in den Neunzigern auch 
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exakte Naturwissen-

schaft

Konsequenz: den 

eigenen Standpunkt 
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Angebotspolitik:

Adam Smith, 

David Ricardo,

 John Stuart Mill

nicht. Im Herbst 2002 erwarteten die Institute für 2003 ein Wachstum von 

1,4 %, tatsächlich schrumpfte die Wirtschaft um 0,2 % und derzeit rätseln 

alle, warum hierzulande Jobs entstehen und die Wirtschaft wieder wächst. 

Das Öl ist zu teuer, und Angela Merkel vergeigt die Reformen.“

(erschienen in der „Süddeutschen Zeitung“ vom 16. September 2006)

Fest steht also, dass Ökonomie keine exakte Naturwissenschaft ist, die präzise 

Voraussagen treffen kann, sondern basierend auf Annahmen mehr oder wenig 

plausibel empirisch belegte Thesen aufstellt. 

Welche Konsequenz ist aus dieser Erkenntnis zu ziehen? Sicher nicht die, dass der 

Wirtschaftswissenschaft deshalb die Wissenschaftlichkeit abgesprochen werden 

müsse oder ihre Aussagen völlig beliebig interpretiert werden könnten. Wichtig 

ist aber, dass Wirtschaftswissenschaftlerinnen und -wissenschaftler ihren jewei-

ligen Ausgangs- und Standpunkt offenlegen und wer immer ihre Ergebnisse liest, 

sie vor diesem Hintergrund einordnen und interpretieren kann.

 

Grob unterteilt werden die wirtschaftswissenschaftlichen Lager heute in Ange-

botspolitik und Nachfragepolitik – zwischen denen es freilich fl ießende Über-

gänge und Überlappungen gibt.

Angebotspolitik

Die angebotsorientierte Wirtschaftspolitik steht in der Tradition von Adam Smiths 

neoklassischer Theorie, die von den Ökonomen David Ricardo, John Stuart Mill 

und anderen fortgesetzt wurde. Die politische Forderung, die sich aus dieser 

staatskritischen und marktliberalen Theorie ergibt, lautet, für Unternehmen mög-

lichst günstige Bedingungen zu schaffen, unter denen diese gute Rendite erwirt-

schaften können. Daher die Bezeichnung „Angebotspolitik“: Das Anbieten von 

Waren und Dienstleistungen soll optimiert werden. Daraus, so die Theorie, ent-

stehe automatisch Nachfrage. Der Staat solle möglichst wenig in den Markt ein-

greifen. Subventionen, Eigentum in öffentlicher Hand und Regulierungen sollten 

minimiert, Steuern und Abgaben möglichst niedrig gehalten werden. Die Zentral-

bank gewährleistet Geldwertstabilität, greift aber nicht in Konjunkturzyklen ein.
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Nachfragepolitik:

John Maynard 

Keynes

Unterschied in der 

Auffassung zu 

Löhnen

Weiterführende 

Lektüre:

Eine gute Übersicht

über die Hinter-

gründe dieser 

Debatte befi ndet 

sich im lesenswerten 

und gut verständli-

chen Buch von Peter 

Bofi nger „Grund-

züge der Volkswirt-

schaftslehre“ (2007).

Nachfragepolitik 

Die nachfrageorientierte Wirtschaftspolitik wurde von John Maynard Keynes 

begründet und setzt auf eine aktive Rolle des Staates zur Förderung von Beschäf-

tigung und Steuerung der Konjunktur. Zentral ist dabei, eine stetige Nachfrage 

in der Volkswirtschaft zu sichern. Dazu müssen die Löhne mindestens so stark 

anwachsen wie die Produktivität. Henry Ford, der in seinen Werken die Mas-

senproduktion einführte und dadurch für einen Produktivitätsschub sorgte, 

befürwortete etwa höhere Löhne aus der Sorge um Nachfrage. Ihm wird das 

Zitat „Autos kaufen keine Autos“ zugeschrieben.

Wenn der private Konsum und Investitionen nachlassen, muss der Staat durch 

Investitionsprogramme und beschäftigungsintensive Maßnahmen eingreifen. 

Durch diese zusätzliche Nachfrage wird wieder verstärkt von Unternehmen 

investiert, Beschäftigung nimmt zu und die private Nachfrage steigt. Die Zen-

tralbank sollte die Konjunkturbelebung in Krisenzeiten durch Zinssenkung und 

Erhöhung der Geldmenge fl ankieren. 

Unterscheidungsmerkmale

Ein zentrales Unterscheidungsmerkmal zwischen angebotsorientierter und 

nachfrageorientierter Wirtschaftspolitik ist die Einschätzung der Bedeutung 

von Löhnen. Erstere sieht Löhne als belastenden Kostenfaktor, der besonders 

in Krisenzeiten gesenkt werden muss. Letztere interpretiert Löhne hingegen als 

den entscheidenden Nachfragefaktor einer Volkswirtschaft, der in Abschwung-

zeiten gestärkt werden muss, damit keine Abwärtsspirale entsteht, wie es in 

der Weltwirtschaftskrise der 1920er Jahre der Fall war. Einige Ökonomen sehen 

mangelnde Nachfrage auch als Grund für die Stagnation in Deutschland zwischen 

2001 und 2005. Durch die Kombination von jahrelanger Lohnzurückhaltung und 

sinkenden öffentlichen Investitionen war die Binnennachfrage eingebrochen, 

was die deutsche Wirtschaft belastete. Als Ausweg aus der Krise wurden Lohn-

steigerungen und öffentliche Konjunkturprogramme gefordert (Horn 2005). Es 

treten allerdings zwei Probleme bei der Nachfragepolitik auf: Erstens hat es sich in 

der Praxis als schwer durchsetzbar erwiesen, dass die Schulden der öffentlichen 

Haushalte in wirtschaftlich günstigeren Zeiten auch tatsächlich zurückgezahlt 

werden. Unter anderem deshalb ist die Schuldenlast der öffentlichen Haushalte 

immer weiter gestiegen. Letztlich wird der Spielraum für Konjunkturprogramme 

und politische Gestaltung immer enger. Zweitens kam es bei der Verbindung 

von stimulierter Nachfrage und einer Zentralbankpolitik, die Geld auf den Markt 
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Vom Keynesianis-

mus der 1970er 

Jahre zum Washing-

ton-Konsens in den 

1990er Jahren

Deutsche Ökono-

men: mehrheitlich 

angebotsorientiert

schwemmte, teilweise zu Lohnspiralen, die wiederum Infl ation nach sich zogen. 

Das führte aber auch dazu, dass die höheren Löhne durch die Infl ation schnell 

wieder aufgefressen wurden. Gleichzeitig kam es infolge der Infl ation zum 

„Angstsparen“, das den Konsum stagnieren ließ. Das logische Ergebnis dieser 

Entwicklung war Ende der 1970er Jahre eine fatale Kombination aus Stagnation 

und Infl ation – die so genannte Stagfl ation.

Welche der beiden Theorien ist einfl ussreicher? Wie bereits beschrieben war 

von der Weltwirtschaftskrise in den 1920er Jahren bis in die 1970er Jahre die 

keynesianistische Nachfragepolitik international dominierend. Als Reaktion auf 

die stagnierende Weltwirtschaft und eine sich ausbreitende Infl ation (Stagfl a-

tion) Ende der 1970er Jahre erlebte die neoklassische Angebotspolitik jedoch 

eine Renaissance. Angeführt wurde die Angebotspolitik ab den 1980er Jahren 

von Ronald Reagan in den USA und Margaret Thatcher in Großbritannien und 

in abgeschwächter Form von Helmut Kohl in Deutschland. In den 1990er Jahren 

wurde diese wirtschaftspolitische Ausrichtung in der Doktrin des Washington-

Konsenses refl ektiert und noch weiter international verbreitet. Vor allem über 

die Weltbank und den Internationalen Währungsfonds wurde eine Politik der 

Liberalisierung propagiert, die Steuersenkungen, Privatisierungen, Deregulie-

rung, Freihandel und den Abbau von Subventionen forderte: Der Markt sollte 

gestärkt und der Staat zurückgedrängt werden. Der ehemalige Chefökonom 

der Weltbank und Nobelpreisträger Joseph E. Stiglitz ist inzwischen ein promi-

nenter Kritiker des Washington-Konsenses. Er sieht blindes Vertrauen als eine 

Ideologie, die nicht durch empirische Befunde gedeckt ist. Es gibt Staaten, die 

sich an die Rezepte der Marktliberalisierung gehalten haben und ökonomisch 

stagnieren, während andere mit einer stärkeren Koordinierung und Steuerung 

der Märkte sozial und ökonomisch erfolgreich sind (Stiglitz 2002).

Die Mehrheit der deutschen Ökonomen scheint derzeit der Angebotspoli-

tik zugeneigt zu sein. Als die rot-grüne Koalition im Jahr 2005 Überlegungen 

anstellte, die mangelnde Nachfrage durch öffentliche Ausgaben anzukurbeln, 

also klassische keynesianistische Politik zu betreiben, haben mehr als 250 Profes-

soren und Professorinnen der Volkswirtschaftslehre im „Hamburger Appell“ eine 

angebotsorientierte Wirtschaftspolitik gefordert. Wirtschaftswissenschaftler, die 

sich für eine nachfrageorientierte Politik aussprechen, waren in den vergangenen 

Jahren in der Defensive, verschaffen sich nun aber wieder mehr Gehör. 
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Keynesianistische 

Antworten auf die 

Finanzmarktkrise 

2008

Mit Keynes’ Nachfragetheorie lässt sich etwa erklären, warum die Finanzmarkt-

krise im Jahr 2008 so rasch und tiefgreifend auf die Realwirtschaft durchgeschla-

gen ist und eine weltweite Rezession ausgelöst hat. Entsprechend reagierten 

zahlreiche Länder mit einer klassisch keynesianistischen Politik der Nachfrage-

stimulierung durch eine Ausweitung öffentlicher Ausgaben und eine Stärkung 

der Kaufkraft der breiten Bevölkerung.

Die Finanzmarkt- und Wirtschaftskrise seit 2008 hat zu einem massiven Umdenken 

geführt. Selbst der Vorstandsvorsitzende der Deutschen Bank Josef Ackermann 

sagt nun: „Ich glaube nicht mehr an die Selbstheilungskräfte des Marktes“ (Acker-

mann 2008), und fordert eine globale Finanzaufsicht. Die Marktradikalen sind in 

der Defensive und Keynes’ Lehren werden wiederentdeckt. Denn seine Theorien 

erklären diese schwere Krise und sie weisen mögliche Wege aus der Krise hinaus. 

Keynes’ Aktualität ist kein Zufall, schließlich ist sein Hauptwerk, die „Allgemeine 

Theorie der Beschäftigung, des Zinses und des Geldes“, ein Kind der Weltwirt-

schaftskrise der 1930er Jahre, die der aktuellen Lage zum Teil ähnelt. Damals wie 

heute ist, ausgehend von einer Finanzmarktstörung, die Konjunktur weltweit 

gleichzeitig eingebrochen, was eine negative Abwärtsspirale in Gang gesetzt 

hat. Wegen mangelnder Kaufkraft und aus Angst vor einer noch tieferen Krise, 

konsumieren Privathaushalte weniger, verschieben Unternehmen Investitionen 

und vergeben Banken kaum noch Kredite. Es wird noch weniger produziert, 

wodurch Arbeitsplätze verloren gehen und der Konsum weiter sinkt. Die Krise 

der 1930er Jahre wurde erst mit einer Ausweitung der Marktregulierung und 

mit staatlichen Investitionsprogrammen basierend auf Keynes beendet.

Wie lässt sich der Ursprung der aktuellen Krise auf dem amerikanischen Immo-

bilienmarkt erklären?  Dort hatte sich eine gigantische Spekulationsblase gebil-

det, die das internationale Bankensystem an den Rand des Kollaps‘ brachte. 

Keynes Schüler Hyman Minsky erklärt das, basierend auf seinem Lehrer, plausi-

bel (Minsky 1986). In lang anhaltenden Phasen des Wirtschaftswachstums stei-

gen Gier und Risikoneigung. Auf der Suche nach steigenden Profi ten werden 

immer höhere Wagnisse eingegangen. Der Wettbewerb zwischen den Banken 

verleitet diese dazu, mit neuen Finanzprodukten Regulierung zu umgehen, 

um Risikoinvestments zu fi nanzieren. Wenn sich zu viele Risiken häufen, bricht 

das Kartenhaus zusammen, was dann ja auch geschehen ist. Als Lösung for-

dert Minsky eine Regulierung durch den Staat, um den Markt vor sich selbst 
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zu schützen und Finanzkrisen zu vermeiden. Den Abschied von unregulierten 

globalen Finanzmärkten hat Keynes bereits 1926 in seinem Essay „Das Ende 

des Laisser-faire“ (Keynes 1926)  gefordert. Er hat auch praktisch an Regeln für 

den Weltmarkt mitgewirkt. Unter anderm war er bei der Konferenz in Bretton 

Woods tätig, wo eine Ordnung für die Weltfi nanzmärkte entworfen wurde, 

die mehrere Jahrzehnte der Stabilität schuf. Nun ist dieses Thema wieder auf 

der internationalen Agenda. Das G20-Treffen der wirtschaftlich bedeutendsten 

20 Länder im April 2009 in London wurde auch als der Versuch eines zweiten 

Bretton Woods bezeichnet. Dort wurden kleine, aber wichtige Schritte in diese 

Richtung gegangen: die globale Regulierung von Hedge-Fonds und Ratingagen-

turen wurde beschlossen und ein Forum für Finanzstabilität beim Internationalen 

Währungsfonds eingerichtet.

Welchen Weg weist Keynes nun aus der Krise? Konjunkturzyklen sollen übli-

cherweise über die Zinspolitik gesteuert werden. Entsprechend senkten die Zen-

tralbanken als Reaktion auf die Krise 2008 weltweit die Zinsen. Angesichts der 

Schwere der Krise entfaltete diese Maßnahme aber nicht ihre übliche Wirkung, 

sondern das Geld wurde gehortet, wie es Keynes für besonders gravierende Kri-

sen prognostizierte. Um die in der Folge ausbleibenden privaten Investitionen 

und Konsum auszugleichen, plädiert Keynes für schuldenfi nanzierte staatliche 

Investitionen. So reagierten zahlreiche Länder 2008 und 2009 mit einer klassisch 

keynesianistischen Politik der Nachfragestimulierung durch eine Ausweitung 

öffentlicher Ausgaben und eine Stärkung der Kaufkraft der breiten Bevölkerung 

in nie da gewesenen Dimensionen. Nachdem in den USA, China und den europä-

ischen Staaten bereits zum Teil erhebliche Konjunkturpakete beschlossen worden 

waren, einigten sich die wirtschaftsstärksten Länder beim G20-Gipfel im April 

2009 darauf, weltweit den Wert von 1,1 Billionen US-Dollar in die Wirtschaft zu 

pumpen, um sie anzukurbeln. Der sozialdemokratische britische Finanzminis-

ter Alistair Darling bezog sich bei der Verkündung des Konjunkturpakets seiner 

Regierung ausdrücklich auf die Theorie von Keynes.

Wirtschaftsforschungsinstitute vertreten häufi g eine bestimmte grundsätzliche 

Richtung (angebotsorientiert oder nachfrageorientiert) innerhalb der Volks-

wirtschaftslehre und orientieren sich damit an einer der genannten Theorien. 

Auch die fünf großen Wirtschaftsforschungsinstitute in Deutschland lassen 

sich in der Tendenz als eher „angebotsorientiert“ oder „nachfrageorientiert“

einstufen. Mit ihrer Forschung haben sie nicht zu unterschätzenden Einfl uss auf 
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die wirtschaftspolitische Debatte. Daher sollte man ihre ökonomischen Grund-

überzeugungen kennen und bei der Bewertung ihrer Analysen und Empfeh-

lungen stets bedenken. Alle fünf arbeiten aber auch gemeinsam, vor allem bei 

der Erstellung der Konjunkturprognosen, die Grundlage für die öffentlichen 

Haushalte sind und die Planung vieler Unternehmen beeinfl ussen.

• Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung (DIW) in Berlin, geleitet von 

Prof. Klaus Zimmermann, www.diw.de, eher nachfrageorientiert

• Institut für Wirtschaftsforschung Halle (IWH) in Halle/Saale, geleitet von 

Prof. Ulrich Blum, www.iwh-halle.de, eher angebotsorientiert

• Institut für Weltwirtschaft (IfW) in Kiel, geleitet von Prof. Dennis J. Snower, 

www.ifw.de, angebotsorientiert

• Rheinisch-Westfälisches Institut für Wirtschaftsforschung (RWI) in Essen, gelei-

tet von Prof. Christoph M. Schmidt, www.rwi-essen.de, angebotsorientiert 

• ifo Institut für Wirtschaftsforschung e. V. (ifo) in München, geleitet von Prof. 

Hans-Werner Sinn, www.ifo.de, angebotsorientiert und von allen fünf Insti-

tuten wohl das marktliberalste

 

Hinzu kommen das angebotsorientierte „Institut der deutschen Wirtschaft Köln“ 

(IW, Leitung: Prof. Dr. Michael Hüther, www.iwkoeln.de), das den Arbeitgebern 

nahesteht, sowie die gewerkschaftsnahen, nachfrageorientierten Institute „WSI“ 

(Wirtschafts- und Sozialwissenschaftliches Institut, Leitung: Prof. Dr. Heide Pfarr, 

www.wsi.de) und das zugehörige „IMK“ (Institut für Makroökonomie und Kon-

junkturforschung, Leitung: Dr. Gustav Horn).
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Angebotspolitik Nachfragepolitik

Grundidee Für Unternehmen möglichst 
günstige Bedingungen zu 
 schaffen, unter denen diese 
gute Rendite erwirtschaften 
können.

Durch Förderung von Beschäf-
tigung und Steuerung der 
Konjunktur durch den Staat in 
der Volkswirtschaft eine stetige 
Nachfrage sichern. 

Denktradition Adam Smith, David Ricardo, 
John Stuart Mill

John Maynard Keynes

Staats-
ver ständnis

Passiver Staat Aktiver Staat

Sicht der Löhne Löhne sind ein entscheidender 
Kostenfaktor.

Löhne sind Nachfragefaktor und 
müssen mit der Produktivität 
wachsen.

Rolle der 
 Zentralbank

Soll Geldwertstabilität gewähr-
leisten.

Soll Geldwertstabilität gewähr-
leisten und zu Beschäftigung und 
stetigem Wachstum beitragen.

Prägend für die 
Zeit

Seit den 1980er Jahren 1930er Jahre bis 1970er Jahre, 
verstärkt wieder seit 2008

Institute Institut für Wirtschaftsforschung 
Halle (IWH)

Institut für Weltwirtschaft (IfW)

Rheinisch-Westfälisches Institut 
für Wirtschaftsforschung (RWI)

ifo Institut für Wirtschafts-
forschung e. V. (ifo)

Institut der deutschen 
 Wirtschaft Köln (IW)

Deutsches Institut für 
Wirtschaftsforschung (DIW)

Wirtschafts- und Sozialwissen-
schaftliches Institut (WSI)

Institut für Makroökonomie und 
Konjunkturforschung (IMK)
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Balance von Markt, 

Demokratie und 

sozialem Zusam-

menhalt

Wachstum und 

Gerechtigkeit

Flexibilität und 

Sicherheit

Die Spannungsfelder Markt, Mitbestimmung, Regulierung 

und politische Steuerung

Nach der Beschäftigung mit den grundlegenden wirtschaftspolitischen Theorien 

stellt sich die Frage, wie eine moderne, wertgebundene Wirtschaftspolitik der 

Sozialen Demokratie auf ihnen aufbauen kann. Einen Kompass dafür bieten die 

Orientierungen der Sozialen Demokratie, die in den nächsten beiden Kapiteln 

erläutert werden. An dieser Stelle sollen aber schon einmal die Spannungsver-

hältnisse dargestellt werden, die im Sinne der Sozialen Demokratie ausgeglichen 

werden müssen (vgl. Meyer 2005b: 67).

1. Produktivität und Wachstum versus soziale Gerechtigkeit und Sicherheit

 Das Streben nach Eigeninteresse und Eigentum setzt enorme Kräfte frei, 

wie Smith und Marx beschrieben haben. Markt und Wettbewerb sorgen 

dafür, dass knappe Ressourcen dahin gelangen, wo sie am produktivsten 

eingesetzt werden. Dies hat sich als wesentlich effi zienter erwiesen, als es 

eine Planwirtschaft je sein kann. 

 

 Andererseits schafft der Markt auch eine ungleiche Verteilung und ist mit 

seinen zyklischen Schwankungen und seiner Krisenanfälligkeit, die Keynes 

beschrieben hat, strukturell instabil. Deswegen müssten Märkte politisch 

so eingerahmt werden, dass Krisen eingedämmt werden. Der Sozialstaat 

muss Menschen gegen die Risiken des Marktes absichern. Über progressive 

(also mit Einkommen steigende) Einkommenssteuern sowie Erbschafts- und 

Vermögenssteuern muss eine gerechte Verteilung hergestellt werden. Und 

über Ausgabe-, Steuer- und Zinspolitik muss der Staat Wirtschaftszyklen 

steuern. Das bedeutet, dass in Konjunkturkrisen die öffentlichen Ausgaben 

erhöht werden, um den Konsum stabil zu halten und mit günstigen Krediten 

die Investitionsbereitschaft in der Bevölkerung anzuregen.

2. Flexibilität und Innovation versus Schutz abhängiger Beschäftigung und 

umfassende soziale Sicherheit

 

 Wettbewerb und Konkurrenz führen einerseits zu Innovationen. Die 

Brüche und Krisen, die andererseits damit einhergehen, müssen aber 
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Eigentum und 

Sozialbindung
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abgefedert werden, indem die Beschäftigten durch Kündigungsschutz 

und Sozialleistungen abgesichert sind. Tiefgreifende Strukturwandel, 

wie z. B. der Rückgang der Montanindustrie im Ruhrgebiet, können nur 

durch gezielte Strukturpolitik zur Schaffung neuer Beschäftigung weiter-

entwickelt werden.

 

3. Eigentum und Wettbewerb versus soziale Einbindung und Regulierung

 

 Wirtschaftsordnungen, die auf Eigentumsrechte an Produktionsmitteln und 

Wettbewerb weitgehend verzichtet haben, sind gescheitert. Jede erfolg-

reiche Wirtschaftsordnung basiert auf Eigentum und Wettbewerb. Das 

entbindet nicht von der sozialen Verantwortung durch Eigentum. So heißt 

es in Artikel 14 des Grundgesetzes: „Das Eigentum und das Erbrecht wer-

den gewährleistet. […] Eigentum verpfl ichtet. Sein Gebrauch soll zugleich 

dem Wohle der Allgemeinheit dienen.“ Um Fairness auf dem Markt zu 

gewährleisten und Marktdominanz einzelner Akteure zu vermeiden, muss 

der Wettbewerb reguliert werden.

 

4. Autonome Unternehmensfunktion versus Mitbestimmung und politische 

Rahmensetzung

 

 Aus dem Recht auf Eigentum folgt auch das Recht, unternehmerisch tätig 

zu sein. An der Entscheidung in Unternehmen sollten aber nicht nur die 

Kapitaleigner, sondern auch diejenigen, die durch ihre Arbeitskraft zur 

Wertschöpfung beitragen, beteiligt sein. Deshalb wird die unternehme-

rische Entscheidung durch Mitbestimmung eingeschränkt.

Daraus ergeben sich vier Dimensionen:

•  politische Rahmensetzung

•  Entfaltung der Marktlogik

•  Mitwirkungs- und Mitbestimmungsrechte

•  makroökonomische Regulierung

Zusammengenommen bedeutet dies, dass in einer auf den Werten der Sozialen 

Demokratie basierenden Wirtschaftsordnung sich die Marktlogik in einem poli-

tischen Rahmen entfalten kann. Eigentum verpfl ichtet und ist zugleich dem 

Gemeinwohl unterworfen. Dies wird u. a. dadurch gewährleistet, dass nicht nur die 
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Kapitaleigner, sondern auch die Arbeitnehmer an betrieblichen Entscheidungen 

mitwirken. Die gesamtwirtschaftliche Stabilität wird durch makroökonomische

Regulierung gewährleistet, das heißt, der Staat wirkt durch seine Haushalts- und 

Zinspolitik auf ein stabiles Wachstum und hohe Beschäftigung.

Was bedeutet das für die Soziale Demokratie?

• Wer sich für ökonomische Fragen interessiert, sollte die verschiedenen theo-

retischen Grundlagen kennen und Ideologien identifi zieren können.

• Die Soziale Demokratie bedient sich nicht einer, sondern verschiedener 

theoretischer Ansätze.

• Im Zentrum steht dabei der gesteuerte Kapitalismus, wie er von Keynes 

gefordert wurde.

• Die Soziale Demokratie nimmt aber auch die Kapitalismuskritik von Marx 

und die von Smith beschriebene Effi zienz und Produktivität des Marktes 

zur Kenntnis.

• Eine Wirtschaftsordnung sollte also auf Wettbewerb und Eigentum basie-

ren. Märkte müssen jedoch reguliert werden, wirtschaftliche Krisen aktiv 

vom Staat bekämpft werden und Mitbestimmung und Mitwirkung gewähr-

leistet sein.
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Zerstört der 

„Superkapitalismus“ 

die Demokratie?

3.  WIRTSCHAFTSSYSTEME UND 
WIRTSCHAFTSORDNUNGEN 

In diesem Kapitel

• wird das Verhältnis von Kapitalismus und Demokratie besprochen, das einer-

seits gespannt und andererseits gegenseitig unterstützend ist;

• werden unterschiedliche Kapitalismustypen beschrieben, die sich im Grad 

ihrer Koordinierung unterscheiden;

• wird der Begriff „soziale Marktwirtschaft“ erläutert;

• wird dargestellt, welche positiven Einfl üsse und welche Schattenseiten die 

Globalisierung aus Sicht der Sozialen Demokratie hat.

3.1. Kapitalismus und Demokratie

„Zerstört der Superkapitalismus die Demokratie?“, 

fragte die Wirtschaftszeitschrift „manager maga-

zin“ auf ihrer Titelseite im März 2008. Dazu ist eine 

Heuschrecke abgebildet. In dem Leitartikel heißt es, 

dass die globalisierte Marktwirtschaft6 die Glaub-

würdigkeit der Demokratie aushebeln könne. Es 

wird weiter analysiert, dass viele Bürger nicht mehr 

glauben, in der globalisierten Wirtschaft gewin-

nen zu können. Folglich schwinde das Vertrauen 

in Wirtschaft und Politik. 

Der Artikel im „manager magazin“ thematisiert damit ein grundsätzliches Span-

nungsverhältnis von Demokratie und Kapitalismus. 

6  Marktwirtschaft oder Kapitalismus – gibt es einen Bedeutungsunterschied? Inhaltlich meinen beide Begriffe
ein auf Eigentum und Wettbewerb basierendes Wirtschaftssystem. Im Sprachgebrauch ist häufi g festzustellen,
dass „Marktwirtschaft“ eher von Befürwortern eines liberalen Wirtschaftssystems benutzt wird, während
„Kapitalismus“ eher von marktkritischen Stimmen verwendet wird. In diesem Buch werden jedoch beide
Begriffe verwendet, ohne dass dies als unterschwelliges Bekenntnis zu einer bestimmten Ideologie ver-
standen werden soll.



43

Historisch verfl och-

ten: Demokratie und 

Kapitalismus

Sind demokratische 

Staaten wirtschaft-

lich erfolgreicher?

Spannungsverhält-

nis von Kapitalismus 

und Demokratie

Historisch ist die Entstehung der Demokratie und des Kapitalismus eng mit-

einander verfl ochten. Demokratien wurden häufi g im Zusammenhang mit der 

Entstehung freier Märkte begründet. Im Europa des 18. und 19. Jahrhunderts 

stand zunächst der Ruf nach individueller Freiheit mit einer Ökonomie, die auf 

freiem Wettbewerb und Privateigentum begründet war (vgl. Kapitel 2 mit den 

Ausführungen zu Adam Smith). Mit dieser Forderung einher gingen der Wunsch 

nach Rechtssicherheit und verbindlichen Grundrechten sowie die Forderung 

nach politischer Partizipation und Repräsentation der Bürger im Staat. Die erste 

Demokratie der Neuzeit wurde mit der Unabhängigkeit der Vereinigten Staaten 

von Amerika mit dem Ruf „No taxation without representation!“ (keine Steuer-

zahlung ohne Repräsentation im Staat) eingeläutet – also mit der Forderung, 

dass ökonomische und politische Partizipation zusammengehören. Nach 1989 

gingen auch in den postkommunistischen Staaten die wirtschaftliche Liberali-

sierung und Demokratisierung Hand in Hand. 

Lange schien es auch eindeutig, dass die demokratischen Staaten grundsätzlich 

wirtschaftlich erfolgreicher seien als nichtdemokratische Systeme. Die Prospe-

rität des Westens und das ökonomische Scheitern des Ostblocks schienen dies 

zu belegen. Inzwischen lässt sich jedoch feststellen, dass es nun auch Staaten 

gibt, die nicht demokratisch verfasst sind und dennoch ein hohes Wirtschafts-

wachstum in einem kapitalistischen Wirtschaftssystem vorweisen können. Das 

geläufi gste Beispiel dafür ist China, das sich wirtschaftlich entwickelt, seit es 

sich seit Ende der 1970er Jahre zu einem kapitalistischen Land wandelt, sich 

jedoch in diesem Prozess nicht demokratisiert. Auch in einigen anderen Staaten 

ist die synchrone Bewegung von wirtschaftlicher und politischer Liberalisierung 

(noch?) nicht zu beobachten. Belegt wird dies u. a. im jährlich publizierten Index 

„Economic Freedom of the World“, der wirtschaftliche und politische Freiheit 

klassifi ziert. Auf den ersten beiden Plätzen der wirtschaftlichen Freiheit fi nden 

sich hier Hongkong und Singapur. 

Festzuhalten ist, dass es (noch?) Staaten mit einem autoritären kapitalistischen 

System gibt. Jeder existierende demokratische Staat basiert jedoch auf einer 

Marktwirtschaft. 

Dabei ist das Verhältnis von Demokratie und Kapitalismus keineswegs ohne 

Spannungen. Demokratie basiert auf Gleichheit: „one man, one vote“ – jede 

Stimme soll dasselbe Gewicht haben. Marktwirtschaft basiert auf Ungleichheit. 
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In einem kapitalistischen Wirtschaftssystem wird der „Kuchen“, der produziert 

wird, in verschieden große Stücke aufgeteilt. Zwar kann umverteilend einge-

griffen werden, aber wenn dies so weit ginge, dass jeder ein gleich großes Stück 

bekäme, gäbe es keine Anreize mehr. 

Ungleichheit kann u. a. dazu führen, dass wirtschaftlich starke Akteure eine so 

mächtige Vetoposition entwickeln, dass eine „defekte Demokratie“ entsteht. 

Der Politikwissenschaftler Wolfgang Merkel defi niert den Begriff so: „Defekte 

Demokratien sind Herrschaftssysteme, die sich durch das Vorhandensein eines 

weitgehend funktionierenden demokratischen Wahlregimes zur Regelung des 

Herrschaftszugangs auszeichnen, aber durch Störungen in der Funktionslogik 

eines oder mehrerer der übrigen Teilregime die komplementären Stützen verlieren, 

die in einer funktionierenden Demokratie zur Sicherung von Freiheit, Gleichheit 

und Kontrolle unabdingbar sind“ (Merkel u. a. 2003: 66).

Das bedeutet, dass Wahlen stattfi nden und andere Elemente der Demokratie 

vorhanden sind, diese aber durch Störfaktoren untergraben werden. Das ist 

etwa der Fall, wenn ein Akteur in der Gesellschaft wirtschaftlich so mächtig ist, 

dass er gegen kollektive Entscheidungen ein Veto einlegen kann. Ein Beispiel: 

Vorstellbar ist ein Investor, der die Gesellschaft mit einer Standortentscheidung 

erpressen kann, indem er Kapitalentzug androht, um politische Zugeständnisse 

wie Einschränkung von Umwelt- oder Arbeitsstandards zu erhalten. Dies wäre 

eine Verletzung demokratischer Prinzipien.

Im Grundlagenband dieser Lesebuchreihe wird auf S. 62–66 und S. 89 ff. aus-

gehend von Thomas Meyers Theorie der Sozialen Demokratie das Spannungs-

verhältnis von Demokratie und Marktkapitalismus dargestellt.

Die Abbildung auf S. 43 zeigt das Paradox der Demokratie: Kapitalismus ist 

demnach einerseits eine Voraussetzung für Demokratie. Andererseits kann ein 

nicht ausreichend regulierter Markt Bedingungen schaffen, die der Teilhabe aller 

widersprechen könnten und somit zu einer defekten Demokratie führen.

Mit dieser Differenzierung und im Bewusstsein der Risiken durch den Kapitalis-

mus für die Demokratie unterscheidet sich die Soziale Demokratie von der liber-

tären Demokratie. Libertäre Ökonomen wie Milton Friedman behaupten, dass 

Marktwirtschaft auch zu politischer Freiheit und Demokratie führe. 
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Abb. 4: Das Paradox der Demokratietheorie

Dabei hat er selbst ein empirisches Gegenbeispiel geliefert. Friedman beriet zum 

Entsetzen vieler seiner Kollegen in den 1970er Jahren die brutale Militärjunta in 

Chile. Der Diktator Augusto Pinochet folgte Friedmans Rezepten eines extremen 

Liberalisierungskurses der Wirtschaft. Anders als von den libertären Ökonomen 

erwartet führte dies aber keineswegs zu mehr politischen Freiheiten, geschweige 

denn zu einer Demokratisierung. Im Gegenteil: Der ökonomische Aufschwung 

stabilisierte die Diktatur. Chile wurde später als andere lateinamerikanische Staa-

ten wieder demokratisch.

Wie kommt es, dass das Spannungsverhältnis von Kapitalismus und Demokra-

tie wieder zunehmend Beachtung fi ndet und sogar in Wirtschaftsmagazinen 

diskutiert wird? Der amerikanische Ökonom und ehemalige Arbeitsminister 

der Clinton-Regierung Robert Reich bietet in seinem 2008 erschienenen Buch 

„Superkapitalismus – wie die Wirtschaft unsere Demokratie untergräbt“ eine 

Antwort an. Er beschreibt den Zeitraum von der Nachkriegszeit bis in die 1980er 

Das Paradox der
Demokratietheorie

Marktkapitalismus als
Entstehungs- und 
Stabilisierungsvoraussetzung
von Demokratie

Marktkapitalismus untergräbt durch 
Ungleichheiten und Unsicherheiten
die Grundlage demokratischer
Legitimität und Stabilität.

Schlüsselfrage der
Demokratietheorie

Wo liegen die Grenzen für die
Ungleichheit in der Verteilung der
Ressourcen, wenn politische
Gleichheit, Nachhaltigkeit der
Demokratie, Realwirkung der
Freiheitsrechte gegeben sein sollen?

Diese Schlüsselfrage 
beantworten libertäre Theorie
und die Theorie der Sozialen 
Demokratie unterschiedlich.
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Jahre als das beinahe Goldene Zeitalter eines gemäßigten Kapitalismus (beinahe, 

weil auch dieser Zeitraum nicht unkritisch zu sehen ist; Robert Reich erinnert in 

diesem Zusammenhang an die mangelhaften Partizipationschancen von Frauen 

und Minderheiten in der Wirtschaft). In den westlichen Gesellschaften der Nach-

kriegszeit konnten ein steigender Lebensstandard und soziale Mindeststandards in 

einem Konsens zwischen Gewerk-

schaften, Arbeitgebern und Regie-

rungen erreicht werden. Verglichen 

mit den vorangegangenen Jahren 

der Laisser-faire-Wirtschaft war dies 

ein enormer Fortschritt. Im „Super-

kapitalismus“ der globalisierten Wirtschaft nehmen Einkommensunterschiede 

aber wieder zu. Arbeitnehmerrechte und soziale Standards sind in Gefahr und 

die soziale Verantwortung von Unternehmen nimmt ab. Robert Reich kommt 

zu einer ähnlichen Analyse wie das anfangs zitierte „manager magazin“ und 

wie Thomas Meyer: Die Fliehkräfte des Marktes können die Demokratie unter-

graben. Robert Reich plädiert daher für eine verstärkte Einbettung des Marktes 

durch Regulierung und durch Stärkung der Arbeitnehmerrechte.

3.2.  Koordinierter und 
unkoordinierter Kapitalismus

In Kapitel 2 dieses Buches wurden anhand der Ökonomen Smith, Marx und 

Keynes Idealtypen von Wirtschaftssystemen dargestellt. In der realen Welt gibt 

es viele Mischmodelle. Peter A. Hall und David Soskice (2001) haben in den 

westlichen Industrienationen zwei Modelle identifi ziert, die sie in ihrem Buch 

„Varieties of Capitalism“ als unkoordinierten und koordinierten Kapitalismus 

bezeichnen. Dieser Ansatz hat große Erklärungskraft zur Analyse und Bewer-

tung von Wirtschaftssystemen.

 

Unterschieden werden dabei Wirtschaftssysteme entlang folgender Dimensionen:

• Finanzsystem

• Arbeitsbeziehungen

• Schul- und Ausbildungssystem

• Beziehungen der Unternehmen untereinander

Superkapitalismus ist ein von Robert Reich 

geprägtes Schlagwort, das die Entwicklung des 

Kapitalismus unter den Bedingungen der Globa-

lisierung beschreiben soll.
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Unkoordinierter Kapitalismus

Der liberale, unkoordinierte Kapitalismus wird in diesen Dimensionen so cha-

rakterisiert:

• Finanzsystem: Die Unternehmensfi nanzierung erfolgt maßgeblich über den 

Kapitalmarkt (Aktie). Das bedeutet, dass Unternehmen nach dem Sharehol-

der-Value-Prinzip handeln (zu Deutsch etwa „Wertschöpfung für den Anteils-

eigner“). Kapitaleigner sind dabei auch bereit, in risikoreiche Unternehmen 

zu investieren, und spekulieren so auf eine möglichst rasche hohe Rendite.

• Arbeitsbeziehungen: Beschäftigungsverhältnisse sind eher kurzfris-

tig („hire and fi re“) und der Kündigungsschutz ist schwach ausgeprägt. 

Löhne werden auf individueller oder betrieblicher Ebene ausgehan-

delt. Arbeitgeberverbände und Gewerkschaften sind relativ schwach. 

• Schul- und Ausbildungssystem: Es werden eher Generalisten ausgebil-

det. Das heißt, in der Ausbildung werden überwiegend allgemeine, nicht 

direkt berufsbezogene Qualifi kationen vermittelt. Das erleichtert die 

Mobilität auf dem Arbeitsmarkt zwischen verschiedenen Berufsfeldern, 

bedeutet aber auch ein Defi zit an berufsspezifi schen Fachkenntnissen.

• Beziehungen der Unternehmen untereinander: Es gibt wenig Firmenverfl ech-

tungen (z. B. wenn Unternehmen gegenseitig ihre Aufsichtsräte besetzen) 

und überbetriebliche Kooperation (z. B. bei der Forschung). Branchenver-

bände sind eher Lobbyisten für ihre Unternehmen und nicht Akteure mit 

gesamtgesellschaftlicher Verantwortung. 

Dieses System kann sich fl exibel und schnell an Marktveränderungen anpassen. 

Das bedeutet, dass dieses Produktionsmodell Innovationsindustrien begünstigt, 

aber auch unstabiler und unsicherer für die Arbeitnehmer ist.

Koordinierte Kapitalismus

Der koordinierte Kapitalismus wird so charakterisiert:

• Finanzsystem: Die Finanzierung erfolgt in der Regel durch Bankkredite. Das 

ist „geduldigeres“ Kapital, als es im Shareholder-Value-Modell der Fall ist, 

und ermöglicht eher langfristige Investitionen. Allerdings kann diese Form 
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der Unternehmensfi nanzierung nicht etablierten Marktakteuren wie Unter-

nehmensgründern den Kapitalzugang erschweren. Das Management wird 

außer vom Markt auch von anderen Akteuren wie Banken, Arbeitnehmern 

und staatlichen Akteuren kontrolliert und bewertet (Stakeholder-Modell).

• Arbeitsbeziehungen: Löhne werden koordiniert über einzelne Firmen hin-

weg sektoral ausgehandelt (Flächentarifverträge). Es gibt eher langfristige 

Beschäftigungsverhältnisse. Stabilität und sozialer Ausgleich sind aneinander 

gekoppelt. Es gibt gut organisierte Arbeitgeberverbände und Gewerkschaf-

ten sowie betriebliche Mitbestimmung der Arbeitnehmer.

• Schul- und Ausbildungssystem: Das Ausbildungsmodell verbindet fi rmenspe-

zifi sche mit branchenweiten Qualifi kationen und wird von den Spitzen-

verbänden der Arbeitnehmer und Arbeitgeber getragen (duales Ausbil-

dungssystem). Dadurch wird fi rmen- und branchenspezifi sches Fachwissen 

vermittelt.

• Beziehungen der Unternehmen untereinander: Es bestehen häufi g Verfl ech-

tungen zwischen Unternehmen durch gegenseitige Kapitalbeteiligungen. 

Branchenverbände spielen eine wichtige Rolle im politischen System.

Der koordinierte Kapitalismus zeichnet sich durch hohe Stabilität und geringere 

Dynamik und Flexibilität als der unkoordinierte Kapitalismus aus. In diesem Sys-

tem werden bestehende Produktlinien und -prozesse eher kontinuierlich und 

kleinteilig verändert. Innovationen erfolgen eher in kleinen Schritten. An neue 

Problemlagen kann sich das System nur langsam anpassen.

Beide Systeme haben spezifi sche Vor- und Nachteile. In der Leistungs- und Wett-

bewerbsfähigkeit ist kein Modell dem anderen grundsätzlich überlegen. Die 

Unterscheidung ist aus zwei Gründen erkenntnisbringend:

1. Analytisch: Mit dem Modell lässt sich erklären, warum sich verschiedene 

Produktionsmodelle ausbilden. Die angelsächsischen Länder begünstigen 

mit ihrem fl exiblen Arbeitsmarkt und ihrem leichten Zugang zu Risikokapital 

Innovationsindustrien, z. B. in der Informationstechnologie. So ist es kein 

Zufall, dass IT-Firmen wie Google, Microsoft und eine Reihe von Start-ups in 

den USA heimisch sind. Länder des koordinierten Kapitalismus wie Schweden 
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Normative 

Ebene

und Deutschland haben eine höchst wettbewerbsfähige Industrie, z. B. im 

Automobilsektor oder Maschinenbau. Dort werden Güter produziert, die 

aufgrund des hohen Kapitaleinsatzes sehr langfristige Planungszeiträume 

haben. In diesen Industrien sind keine grundlegenden Innovationen, aber 

ständige Verbesserungen gefragt. Diese Faktoren begünstigen Stand-

orte, die über gut ausgebildete Arbeitskräfte verfügen, die langfristig bei 

ihrem Unternehmen bleiben und Zugang zu „geduldigem“ Kapital bieten.

2. Aus normativer Sicht unterscheiden sich die beiden Modelle. Die Werte der Sozi-

alen Demokratie werden eher in den Ländern mit koordiniertem Kapitalismus 

verwirklicht. Längerfristige Beschäftigungsverhältnisse bieten Arbeitnehmern 

mehr Sicherheit als ein „Hire-and-fi re“-Arbeitsmarkt. Ebenso begünstigen Unter-

nehmen, die langfristig investieren und nicht hauptsächlich von kurzfristigen 

Renditeerwägungen getrieben sind, eine stabilere Arbeitswelt.

Soziale Marktwirtschaft: Für die deutsche Variante des koor-

dinierten Kapitalismus hat sich seit der Nachkriegszeit der Begriff 

„soziale Marktwirtschaft“ oder auch in Anspielung auf den ehe-

maligen Regierungssitz der Bundesrepublik Deutschland „rhei-

nischer Kapitalismus“ etabliert. Die soziale Marktwirtschaft war 

eine Reaktion auf die sozialen Verwerfungen der Industrialisierung 

einerseits und die Schrecken der NS-Diktatur andererseits. Sie ist 

der Versuch eines dritten Weges zwischen ungezügeltem Kapita-

lismus und einer sozialistischen Wirtschaftsordnung. Letztere hatte 

eine nicht zu unterschätzende Strahlkraft in der Nachkriegszeit. Das 

eben verabschiedete Grundgesetz war nicht auf eine bestimmte 

Wirtschaftsordnung festgelegt. Es ermöglicht in Artikel 15 die Sozi-

alisierung von Produktionsmitteln. Auch die Parteien waren teilweise 

kapitalismuskritisch: Der nordrhein-westfälische Landesverband der 

CDU sprach sich in seinem Ahlener Programm von 1947 für einen 

„christlichen Sozialismus“ aus und die SPD forderte eine Verstaat-

lichung der Grundstoffi ndustrien. Die soziale Marktwirtschaft war 

also der Versuch, die deutsche Bevölkerung für die Marktwirtschaft 

und Demokratie zu gewinnen.

Der Ökonom Alfred Müller-Armack hat das Konzept und den Begriff 

maßgeblich geprägt und führt in seinem 1947 erschienenen Buch 

„Wirtschaftslenkung und Marktwirtschaft“ aus:
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„Wir sprechen von ‚Sozialer Marktwirtschaft’, um diese dritte wirt-

schaftspolitische Form zu kennzeichnen. Es bedeutet dies, [...] daß uns 

die Marktwirtschaft notwendig als das tragende Gerüst der künftigen 

Wirtschaftsordnung erscheint, nur, daß dies eben keine sich selbst 

überlassene, liberale Marktwirtschaft, sondern eine bewußt gesteu-

erte, und zwar sozial gesteuerte Marktwirtschaft sein soll.“ (Müller-

Armack 1947: 88)

Das bedeutete konkret Wettbewerb, freie Preisbildung und Pri-

vateigentum an Produktionsmitteln einerseits und sozialer Aus-

gleich über die Sozialversicherungen und Steuerprogression ande-

rerseits. Die Rolle des Staates war dabei nicht genau bestimmt. In 

den Anfangsjahren der Bundesrepublik waren die Eingriffe in den 

Markt begrenzt, z. B. um Monopole zu verhindern. Ab den 1970er 

Jahren wurde der Einfl uss auf die Wirtschaft u. a. durch Konjunk-

tursteuerung ausgeweitet.

Der rheinische Kapitalismus wurde weltweit beachtet, weil es gelang, 

Wirtschafts- und Beschäftigungswachstum mit einem expandie-

renden Sozialstaat zu vereinen. Auch andere europäische Länder 

streben dieses Modell an. Der Entwurf der Verfassung für Europa 

legt in Artikel 1 bis 3 als Ziel der Europäischen Union die soziale 

Marktwirtschaft fest.

Das Versprechen von „Wohlstand für alle“ von Ludwig Erhard wurde 

sicher nicht für jeden eingelöst, denn u. a. mit den Ölkrisen der 

1970er Jahre und der Wiedervereinigung entstanden neue soziale 

Probleme, insbesondere auf dem Arbeitsmarkt. Dennoch gelang es, 

eine breite Mittelschicht zu schaffen, welche die junge Demokratie 

maßgeblich stabilisierte.

Die Popularität des Begriffs hat mittlerweile zu einer gewissen Belie-

bigkeit geführt. Ähnlich wie bei einem Rorschachtest werden fast 

beliebig verschiedene Konzepte darauf projiziert.

 

Das DGB-Grundsatzprogramm bezeichnet die soziale Marktwirt-

schaft als „großen historischen Fortschritt“. Und eine vom Arbeitge-

berverband Gesamtmetall gegründete Organisation heißt „Initiative 

Neue Soziale Marktwirtschaft“. Fast jede politische Strömung beruft 

sich also mittlerweile auf die soziale Marktwirtschaft, wobei freilich 

die Balance Sozialpolitik, Regulierung und Marktwirtschaft höchst 

unterschiedlich interpretiert wird.
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3.3.  Neue Rahmenbedingungen  
in der Globalisierung

„Die Welt ist fl ach“ ist der Titel eines Buchs, das im Jahr 2006 erschien. Was ist 

mit dieser Metapher gemeint? Der Autor Thomas Friedmann stellt die These auf, 

dass durch die Globalisierung die Weltwirtschaft in eine neue Ära eingetreten 

ist, in der sich der weltweite Wettbewerb enorm verstärkt hat. Volkswirtschaf-

ten haben nur noch in geringem Maße die Möglichkeit, sich abzuschotten. Das 

Spielfeld des weltweiten Wettbewerbs ist eingeebnet – eben fl ach. Friedmann 

macht mehrere Triebkräfte der Globalisierung aus:

• Seit den 1950er Jahren werden Handelsbarrieren durch internationale 

Abkommen schrittweise abgebaut. Durch die Abkommen der Welthandel-

sorganisation WTO (bzw. ihres Vorgängers GATT) wurden Zölle gesenkt 

und Einfuhrbeschränkungen aufgehoben. Seit den 1970er Jahren sind die 

Wechselkurse zwischen Landeswährungen weitgehend frei. Innerhalb der 

regionalen Freihandelszonen der Europäischen Union und der NAFTA (USA, 

Kanada und Mexiko) sind bereits praktisch alle Handelsbeschränkungen 

aufgehoben. Die Bündnisse Mercosur in Lateinamerika und ASEAN in Süd-

ostasien streben Ähnliches an.

• Während früher Europa, die USA und Japan die dominierenden Kräfte auf 

den Weltmärkten waren, treten nun immer mehr Länder in den Wettbewerb 

ein. China öffnete seit den 1970er Jahren schrittweise seine abgeschottete 

Planwirtschaft dem Weltmarkt und der Marktwirtschaft, verzeichnet seitdem 

hohe Wachstumsraten und ist nach Deutschland zum größten Exporteur der 

Welt aufgestiegen. Nach der Wende 1989 sind die ehemaligen Sowjetrepub-

liken und Osteuropa zur Marktwirtschaft übergegangen und konkurrieren im 

Welthandel. Kurz danach begann auch Indien, seine zuvor protektionistische 

und stark regulierte Wirtschaft zu liberalisieren, und ist nun auf dem Wege, 

beim Wirtschaftswachstum an China anzuknüpfen. So sind insgesamt über 

zwei Milliarden Menschen neu in die weltweite Konkurrenz eingetreten. 

• Technische Innovationen haben diese beiden politisch getriebenen Prozesse 

beschleunigt. Die Kosten für internationale Telefonate sind durch Glasfa-

sertechnik auf einen Bruchteil der Kosten gesunken, so dass Callcenter in 

Indien Anrufe aus den USA entgegennehmen können. Über das Internet 
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lassen sich Bestellungen in Sekundenschnelle von Hamburg nach Shang-

hai übermitteln. Software für eine Firma in Paris kann im indischen Banga-

lore entwickelt werden. Buchhaltung kann von London nach Prag verlegt 

werden. Moderne Logistik ermöglicht komplexe Produktionsketten, so 

dass Einzelteile an verschiedenen Orten der Welt produziert, zusammen-

gesetzt und schließlich überall auf der Welt verkauft werden können. Die 

Transportkosten für die Schifffahrt sind gesunken und Flugreisen sind kein 

Luxusgut mehr.

Wer sind die Gewinner dieser Globalisierung? Am stärksten profi tieren Wissens-

ökonomien. Das sind Länder mit forschungsintensiven Wirtschaftszweigen, für die 

dann der Weltmarkt einen riesigen Absatzmarkt bietet. Warum ist das so? Wenn 

ein iPod einmal mit hohen Kosten entwickelt wurde, lässt er sich zu relativ günsti-

gen Stückkosten herstellen und millionenfach auf dem Weltmarkt verkaufen. Auf 

einem lokal begrenzten Markt würden sich die Entwicklungskosten gegebenen-

falls nicht lohnen. Ein Softwareprogramm, ein Song oder ein Kinofi lm, der einmal 

produziert ist, wird umso profi tabler, je größer der Absatzmarkt ist. 

Gleiches gilt auch für hoch entwickelte Industriegüter. Ein neues Automodell 

etwa kann nur über einen langen Zeitraum von fünf bis zehn Jahren und zu 

hohen Kosten entwickelt werden. Neue Technologien wie etwa ein Hybridantrieb 

rentieren sich nur dann, wenn für die produzierten Autos ein großer Markt zur 

Verfügung steht. Die Automobilindustrien in Japan und Deutschland, die viel in 

Entwicklung investieren, haben daher enorm von der Globalisierung profi tiert. 

Ingesamt wurden Länder mit einem hohen Ausbildungsstand, die für Forscher 

und kreative Wissensarbeiter attraktiv sind, zu Globalisierungsgewinnern.

Bei Massengütern ist die Situation anders. Stellt eine Fabrik z. B. T-Shirts her, stei-

gen die Kosten fast im selben Maße wie die hergestellte Menge. Wettbewerbs-

vorteile durch besseren Ausbildungsstand und Infrastruktur fallen bei einfach 

herzustellenden Gütern, bei denen Forschung und Entwicklung keine große Rolle 

spielen, nicht so stark ins Gewicht. Deshalb verschwindet die Produktion von 

Massengütern zusehends aus Hochlohnländern. Ihre Produktion wandert in die 

Länder, in denen die Herstellungskosten am geringsten sind. Die Textilindustrie 

war früher einer der größten Wirtschaftszweige in Europa. Nun ist sie nur noch 

in einigen Nischen wie etwa im Bereich Designerkleidung zu fi nden. Die Mas-

senherstellung ist nach Indien, Bangladesch oder China gewandert.
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Das bedeutet, dass von der Globalisierung sowohl die Wissensökonomien, die 

Produkte mit hohem Entwicklungsaufwand oder kreativem Input bieten, ebenso 

wie Länder, die günstig Massenprodukte herstellen, profi tieren können. Das ist 

auch geschehen: Deutschland exportiert als Exportweltmeister hochwertige 

Automobile und Anlagegüter in alle Welt. Die italienischen und französischen 

Designer entwerfen Luxuskleidung für die ganze Welt. Die amerikanischen Soft-

warefi rmen Google und Microsoft sind in China und Russland genauso bekannt 

wie in ihrem Heimatland. Auf der anderen Seite profi tieren Wissensökonomien 

vom Import billiger Massenprodukte: Toaster, Strümpfe, IKEA-Möbel, also alles, 

was in China, Osteuropa und anderen Niedriglohnökonomien hergestellt wird, 

ist in den vergangenen zwei Jahrzehnten im Verhältnis zur Kaufkraft günstiger 

geworden.

Die Entwicklung hat freilich auch Schattenseiten:

1. Nicht alle Menschen in der Gesellschaft profi tieren gleichermaßen von der 

Globalisierung, viele gar nicht und einige werden von ihr regelrecht abge-

hängt. Für den Arbeiter in einer Textilfabrik in Europa ist es ein schwacher 

Trost, dass die IT-Firma nebenan ein volles Auftragsbuch hat, wenn seine 

Firma schließt, um künftig in einem Niedriglohnland zu produzieren. Der 

Wohlstand ist insgesamt sowohl in den wohlhabenden als auch in den 

Entwicklungsländern gestiegen. Die beiden Jahrzehnte seit 1990 ver-

zeichnen das höchste weltweite Wirtschaftswachstum, das je gemessen 

wurde. Allein in China sind seit den 1970er Jahren 400 Millionen Men-

schen über die von den UN defi nierte absolute Armutsgrenze gelangt – 

allerdings in zum Teil prekären Beschäftigungsverhältnissen. Gleichzeitig 

ist aber die Verteilung von Wohlstand so ungleich wie nie zuvor. Insbe-

sondere in den sich entwickelnden Ländern, aber auch in den wohlha-

benden Ländern geht die Einkommensschere immer weiter auseinander.

2. Die Liberalisierung des Welthandels war ein zäher Prozess über viele Jahr-

zehnte. Dennoch ist diese so genannte „negative“ Globalisierung, bei der 

Regularien abgebaut wurden, immer noch wesentlich schneller vorange-

kommen als der Prozess der „positiven“ Globalisierung, also des Aufbaus 

neuer, notwendig gewordener Standards, der kaum Fortschritte macht. Zum 

Beispiel ist das Kyoto-Protokoll zum Klimaschutz auch nach 15 Jahren nicht 

von allen Staaten ratifi ziert worden und wird auch nicht von allen Staaten, 
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die sich dazu verpfl ichtet haben, eingehalten. Weltweite Sozialstandards, 

wie die Normen zum Schutz von Arbeitnehmern der International Labour 

Organization, haben unverbindlichen Charakter. Die UN-Pakte über die sozi-

alen und ökonomischen Grundrechte sind zwar völkerrechtlich bindend, 

haben aber kaum reale Konsequenzen gehabt. Bis zur Durchsetzung dieser 

Grundrechte ist es noch ein langer Weg.

Eine vielfach geäußerte Sorge über die Globalisierung ist ein „race to the bottom“, 

also ein Wettrennen um die niedrigsten Sozial- und Umweltstandards. Gegen 

diese These spricht, dass die Länder mit den höchsten Sozial- und Umweltstan-

dards auch die wettbewerbsfähigsten Volkswirtschaften sind. Dazu zählen vor 

allem die skandinavischen Länder mit vorbildlichen Umweltnormen und den 

weltweit umfassendsten Wohlfahrtssystemen, die durch hohe Steuern fi nan-

ziert werden. Hohe Kosten müssen also kein Wettbewerbsnachteil sein, wenn 

sie wie in Finnland, Schweden, Norwegen und Dänemark zu hervorragenden 

Ausbildungssystemen und Forschungsleistung, exzellenter Infrastruktur, einer 

korruptionsfreien effi zienten Verwaltung sowie sozialem Frieden führen. Ein 

hoch entwickelter Wohlfahrtsstaat kann also Wettbewerbsfähigkeit und Wohl-

stand auch unter der Bedingung offener Märkte befördern. Allerdings ist dies 

auch sehr voraussetzungsvoll: Wenn Länder in nicht gleichem Maße qualitativ 

mehr bieten, als sie kosten, verlieren sie in der Globalisierung. Und schließlich 

folgt aus der Tatsache, dass die Länder mit den höchsten Standards am meisten 

von der Globalisierung profi tieren, nicht, dass sich diese Standards automatisch 

ausbreiten.

Was bedeutet das für die Soziale Demokratie?

• Kapitalismus und Demokratie sind in ihrer Entstehung eng verwoben. 

• Kapitalismus kann zu Ungleichheiten führen, welche die Demokratie unter-

graben. Darauf muss die Soziale Demokratie Antworten fi nden.

• Aus Sicht der Sozialen Demokratie ist der koordinierte Kapitalismus das vor-

teilhaftere Modell. Er gewährleistet eine stabilere Wirtschaftsordnung mit 

höherem sozialem Ausgleich und langfristigeren Beschäftigungsverhältnis-

sen als der unkoordinierte Kapitalismus.

• Die Globalisierung hat zu weltweitem wirtschaftlichem Fortschritt und 

hoher wirtschaftlicher Dynamik geführt. Sie hat aber auch neue soziale 

Fragen aufgeworfen.
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4.  WIRTSCHAFTSPOLITISCHE 
ORIENTIERUNGEN DER SOZIALEN 
DEMOKRATIE
Von Christian Krell, Simon Vaut

In diesem Kapitel 

• werden die wirtschaftspolitischen Orientierungen der Sozialen Demokratie 

dargestellt;

• werden die Grundwerte der Sozialen Demokratie Freiheit, Gerechtigkeit 

und Solidarität benannt;

• werden die Grundrechte beschrieben, deren volle Geltung und Realisierung 

die Soziale Demokratie anstrebt;

• werden schließlich die Prinzipien Nachhaltigkeit, sozialer Ausgleich und 

wirtschaftliche Dynamik dargestellt, von denen eine Wirtschaftspolitik der 

Sozialen Demokratie geprägt sein muss, wenn sie sich an Grundwerten und 

Grundrechten ausrichtet.

Um die wirtschaftspolitische Orientierung der Sozialen Demokratie zu klären, wird 

zunächst ganz bewusst aus einem engen wirtschaftspolitischen Rahmen heraus-

getreten und grundsätzlich gefragt, an welchen Werten sich eine Perspektive der 

Sozialen Demokratie für die gesamte Gesellschaft orientiert. Denn politisches 

Gestalten muss immer – auch wenn es um Teilbereiche wie Wirtschafts- oder 

Sozialpolitik geht – die gesamte Gesellschaft im Blick behalten. 

4.1. Grundwerte

Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität – das sind die zentralen Grundwerte der 

Sozialen Demokratie. Sie strebt eine Gesellschaft an, in der diese Werte verwirk-

licht sind. Die Grundwerte der Sozialen Demokratie sind gleichrangig, bedingen 

einander, stützen und begrenzen sich zugleich. 

Die Grundwerte der Sozialen Demokratie werden im Lesebuch „Grundlagen der 

Sozialen Demokratie“ ausführlich beschrieben, hergeleitet und veranschaulicht. 
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In diesem Band erfolgt daher nur eine knappe Defi nition. 

• Freiheit bedeutet, selbstbestimmt zu leben. Damit ist zunächst die Freiheit 

von willkürlichen Übergriffen des Staates oder der Gesellschaft gemeint. 

Wirkliche Freiheit ist aber erst dann erreicht, wenn auch die ökonomischen 

und sozialen Voraussetzungen zum Gebrauch der Freiheit geschaffen sind. 

• Gerechtigkeit gründet in der gleichen Würde aller Menschen und ver-

langt nicht nur Gleichheit vor dem Gesetz, sondern auch gleiche Chan-

cen auf Teilhabe und soziale Sicherung, unabhängig vom familiä-

ren Hintergrund, von sozialer Herkunft, Vermögen oder Geschlecht.

• Solidarität ist die Bereitschaft der Menschen, füreinander einzustehen und 

sich gegenseitig zu helfen. Der Sozialdemokrat Johannes Rau hat Solidarität 

als den Mörtel bezeichnet, der die Gesellschaft zusammenhält.

Bemerkenswert ist die Geschichte dieser drei Grundwerte. Sie haben ihre histori-

schen Wurzeln in der Zeit der Aufklärung und waren einst eine revolutionäre Losung. 

Die Forderung nach „Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit“ prägte die Französische 

Revolution 1789. Seit der Mitte des 18. Jahrhunderts berief sich die Arbeiterbe-

wegung immer wieder auf diese Forderungen. Als unter Ferdinand Lassalle 1863 

die Anfänge der SPD begründet wurden, stickten die Arbeiterinnen und Arbeiter 

die Forderung „Freiheit, Gleichheit und Brüderlichkeit“ auf ihre Fahne. 

Die SPD war schließlich auch die erste Partei, die die Grundwerte Freiheit, Gerech-

tigkeit und Solidarität 1959 in ihrem Grundsatzprogramm – dem „Godesberger 

Programm“ – festschrieb. Knapp zwei Jahrzehnte später (1978) berief sich auch 

die CDU in ihrem ersten Grundsatzprogramm auf diese drei Grundwerte, wenn 

auch mit einem unterschiedlichen Verständnis.

Heute sind die Grundwerte nicht mehr die Forderungen einer revolutionären Bewe-

gung, sondern werden grundsätzlich von allen wesentlichen politischen Strömun-

gen akzeptiert. Dennoch wäre es falsch, von einem Konsens aller Parteien in Bezug 

auf die Grundwerte „Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität“ auszugehen. 

Noch immer gibt es vor allem auf zwei Ebenen wichtige Unterschiede zwischen 

den politischen Strömungen in Bezug auf die Grundwerte.
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1. Verständnis der einzelnen Grundwerte

  Die einzelnen Grundwerte können durchaus unterschiedlich interpretiert 

werden. Nicht jeder versteht beispielsweise das Gleiche unter Freiheit. Libe-

rale Strömungen betonen etwa besonders die so genannten negativen 

Freiheitsrechte, also die Abwehrrechte gegen staatliche Willkür, und den 

Schutz des Privateigentums. Die Soziale Demokratie geht darüber hinaus 

und betont, dass für wirkliche Freiheit nicht nur abwehrende Rechte, son-

dern auch positiv ermöglichende Freiheitsrechte entscheidend sind. Wirk-

liche Freiheit aus der Perspektive der Sozialen Demokratie würde etwa in 

Bezug auf die Meinungsfreiheit bedeuten, dass es nicht ausreicht, das Recht 

auf freie Meinungsäußerung festzuschreiben, sondern dass es auch darauf 

ankommt, jeden durch Bildung etc. in die Lage zu versetzen, von seinem 

Recht auf freie Meinungsäußerung auch effektiv Gebrauch zu machen. 

Abb. 5: Negative und positive Freiheitsrechte

Negative und positive
Freiheitsrechte

Grundfrage: Welche Regelungen
und Verhältnisse stehen der Freiheit
der Person entgegen?

Grundfrage: Was muss die
Gesellschaft tun, damit es allen
Menschen möglich ist, frei zu
sein oder zu werden?

Negative Freiheitsrechte:

formale, „abwehrende”
 Rechte

Rechte, die die /den
 Einzelne /-n vor Eingriffen
 der Gesellschaft schützen

Freiheit liegt vor, wenn
 keine (wesentlichen)
 Begrenzungen vorliegen

Eine Formalgeltung über
 Gesetze reicht aus

Positive Freiheitsrechte:

sind materiell-
 ermöglichende Rechte

Rechte, die dem / der
 Einzelnen ermöglichen,
 seine / ihre Freiheitsrechte
 aktiv zu nutzen

soziale Rechte

Libertäre These:
Die Gewährung positiver Freiheitsrechte
beschneidet (und zerstört) negative
Freiheitsrechte. Negative Freiheitsrechte
haben absoluten Vorrang.

Der Zusammenhang zwischen
negativen und positiven
Freiheitsrechten muss
argumentativ begründet
werden.

These der Sozialen Demokratie:
Negative und positive Freiheitsrechte müssen
gleichrangig berücksichtigt werden, wenn sie
für alle formal gelten und wirken können
sollen.
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2. Verhältnis der Grundwerte zueinander

 Von großer Bedeutung ist nicht nur die Interpretation der einzelnen Grund-

werte, sondern auch ihr Verhältnis zueinander. Es ist ein deutlicher Unter-

schied, ob die Grundwerte gleichberechtigt sind oder ob einem Grundwert 

eine höhere Bedeutung als einem anderen Grundwert zugeschrieben wird. 

Wiederum kann dies am Beispiel des politischen Liberalismus verdeutlicht 

werden: Im liberalen Grundwerteverständnis ist die Freiheit der zentrale Wert. 

Der Freiheit, etwa der Wettbewerbsfreiheit oder der Freiheit des Eigentums, 

wird daher tendenziell eine höhere Bedeutung als dem Wert der Gerech-

tigkeit zugeschrieben, die die Freiheit des Eigentums einschränken kann. 

Soziale Demokratie nimmt keine Ungleichgewichtung der Grundwerte vor. 

Sie betont, dass alle Grundwerte gleichrangig sind. 

Es wird deutlich: Auch wenn sich alle wichtigen politischen Strömungen in 

Deutschland auf die Grundwerte Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität berufen, 

wird hierunter oft etwas sehr Unterschiedliches verstanden. 

4.2. Grundrechte

Wenn nun überlegt wird, was die skizzierten Grundwerte für die wirtschafts-

politische Orientierung der Sozialen Demokratie bedeuten, stellt sich ein dop-

peltes Problem: 

Zunächst sind die Grundwerte nicht unumstritten. Unterschiedliche politische 

Strömungen, aber auch unterschiedliche Kulturen verknüpfen etwas Unterschied-

liches mit ihnen. Sie sind also keine breite und allgemein akzeptierte Grundlage 

für eine wirtschaftspolitische Orientierung.

Zweitens bewegen sich die Grundwerte auf einem hohen Abstraktionsniveau. 

Wenn wirtschaftspolitische Orientierungen beschrieben werden sollen, muss 

dies aber konkret geleistet werden. Eine präzise und konkrete Anleitung für 

eine wirtschaftspolitische Orientierung ist durch die Grundwerte allein noch 

nicht erreicht. 
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1966: zwei UN-Pakte

1. UN-Zivilpakt

Die Grundwerte der Sozialen Demokratie sind also ein wichtiger Rahmen, wenn 

es um die Beschreibung einer Wirtschaftspolitik der Sozialen Demokratie geht. 

Dieser Rahmen muss allerdings noch auf eine breitere und verbindlichere Grund-

lage gestellt und mit präzisen und konkreten Forderungen gefüllt werden. 

Mit dieser Herausforderung haben sich Vordenker der Sozialen Demokratie immer 

wieder beschäftigt. Der Politikwissenschaftler Thomas Meyer hat u. a. als Ant-

wort auf diese Herausforderungen vorgeschlagen, dass sich Soziale Demokratie 

nicht nur auf Grundwerte bezieht, sondern auch auf Grundrechte. Als zentralen 

Bezugspunkt für eine Theorie der Sozialen Demokratie benennt Meyer daher 

die in den Menschenrechtspakten der Vereinten Nationen (UN) festgelegten 

Grundrechte. Im Lesebuch „Grundlagen der Sozialen Demokratie“ wurde das 

ausführlich dargelegt.

Mehrere Argumente sprechen dafür, sich bei der Bestimmung wirtschaftspolitischer 

Orientierungen der Sozialen Demokratie auch auf die UN-Pakte zu beziehen:

• Die UN-Pakte sind die weltweit einheitlichste rechtsverbindliche und kultur- 

und länderübergreifende Quelle für Grundrechte und damit für das Zusam-

menleben der Menschen.  

• Die UN-Pakte formulieren sehr konkrete und präzise ökonomische Rechte 

für jeden Einzelnen. 

Deshalb sollen hier die in den UN-Pakten festgelegten Grundrechte genauer 

beschrieben werden und es soll geprüft werden, was sie für eine Wirtschafts-

politik der Sozialen Demokratie bedeuten und wie sich die Soziale Demokratie 

damit von anderen politischen Strömungen unterscheidet. 

1966 wurden von den Vereinten Nationen zwei internationale Pakte über Men-

schenrechte entworfen. 

Der Pakt über bürgerliche und politische Rechte (Zivilpakt) benennt vor allem die so 

genannten negativen Freiheitsrechte, also Abwehrrechte vor willkürlichen Eingriffen 

des Staats oder der Gesellschaft in die persönlichen Freiheiten. Hierzu gehören z. B. 

das Recht auf persönliche Freiheit und Sicherheit (Artikel 9) oder das Recht auf unbe-

hinderte Meinungsfreiheit (Artikel 19) und freie und geheime Wahl (Artikel 29).
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Der Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte (Sozialpakt) benennt vor 

allem so genannte positive Freiheitsrechte, also ermöglichende Rechte, die durch 

Maßnahmen des Staats und der Gesellschaft die Freiheit des Einzelnen ermögli-

chen und fördern sollen. Hierzu gehören z. B. das Recht auf Arbeit (Artikel 6) sowie 

gerechte, sichere und gesunde Arbeitsbedingungen (Artikel 7), das Recht auf die 

Organisation in freien Gewerkschaften (Artikel 8), das Recht auf soziale Sicherheit 

(Artikel 9) und auf freie Bildung und Hochschulbildung (Artikel 13). 

Inzwischen wurden der Zivilpakt von 151 Staaten und der Sozialpakt von 148 

Staaten weltweit ratifi ziert. Aber Vorsicht: Die Pakte wurden auch von Staaten 

unterzeichnet, die systematisch gegen fundamentale Freiheitsrechte verstoßen. 

Es ist offensichtlich, dass allein die formale Geltung der UN-Pakte noch nicht 

ausreicht, um das in den Pakten beschriebene „Ideal des freien Menschen, der 

von Furcht und Not befreit ist“, zu erreichen. Rechtsanspruch und Rechtsdurch-

setzung klaffen oft weit auseinander. 

Außerdem verpfl ichten die Rechte des Sozialpakts die Staaten nicht zu einer 

unverzüglichen Umsetzung der Grundrechte, sondern nur zu einem Verhalten, 

mit dem schrittweise die Grundrechte verwirklicht werden. Es wird hier eine 

Handlungsverpfl ichtung des Staates beschrieben, die grundsätzlich formal 

gewährten Rechte auch real zu erreichen und zu fördern.

Das Ziel der Sozialen Demokratie ist es, die in den UN-Pakten beschriebenen 

politischen, bürgerlichen, sozialen, wirtschaftlichen und kulturellen Grundrechte 

überall so durchzusetzen, dass sie nicht nur formal gelten, sondern auch real 

wirken. Die Soziale Demokratie ist im Kern das Programm der konsequenten Ver-

wirklichung der positiven und negativen Freiheitsrechte überall auf der Welt. 

Aber können positive und negative Freiheitsrechte gegeneinander abgewogen 

werden? Sind sie wirklich gleich wichtig? Oder stehen die einen über den ande-

ren? Eine Debatte darüber hat z. B. Oskar Lafontaine ausgelöst, als er in einem 

Interview die Frage aufwarf, was den Aidskranken in Afrika die Meinungsfreiheit 

nutze („Der Tagesspiegel“ vom 15. August 2008). Helfen also Freiheitsrechte nur 

Wohlhabenden, die sich über die Medien artikulieren können? Profi tiert jemand 

von der Pressefreiheit, der so arm ist, dass er sich nicht einmal den Kauf einer Zei-

tung leisten kann? Der indische Wirtschaftsphilosoph Amartya Sen, der für seine 

Arbeit mit dem Nobelpreis ausgezeichnet wurde, kommt zu der Erkenntnis: „Es gab 
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noch nie eine Hungersnot in einem demokratischen Land mit freien Medien“ (Sen 

1999). Grund für Hungersnöte sind nämlich in der Regel Verteilungsprobleme 

im Sinne eines unzureichenden Zugangs zu den vorhandenen Nahrungsmitteln. 

Eine Regierung, die sich ihren Bürgern gegenüber verantworten muss und wie-

dergewählt werden möchte, kann es sich auf Dauer nicht leisten, soziale Miss-

stände zu ignorieren, vor allem wenn diese von freien Medien publik gemacht 

werden. Freiheit, so Sen, führe also auch zu sozialem Ausgleich. Dabei ist Sen 

der Meinung, dass Staat und Gesellschaft die Grundlagen für eigenverantwortli-

ches Handeln und Freiheit schaffen müssen. Das bedeutet, dass Freiheit nur dann 

Bestand hat, wenn ein Mindestmaß an sozialer Sicherheit und Daseinsvorsorge 

z. B. für Gesundheit und Bildung besteht. 

Bürgerliche und soziale Grundrechte, positive und negative Freiheitsrechte bedingen 

sich also gegenseitig und lassen sich nicht gegeneinander ausspielen. Auch Willy Brandt 

hat diesen Zusammenhang in seiner Abschiedsrede als Parteivorsitzender hervorge-

hoben: „Wenn ich also sagen soll, was mir neben dem Frieden wichtiger sei als alles 

andere, dann lautet meine Antwort ohne Wenn und Aber: Freiheit. Die Freiheit für 

viele, nicht nur für die wenigen. Die Freiheit des Gewissens und der Meinung. Auch 

Freiheit von Not und Furcht“ (Brandt 1987: 32). Es ging Willy Brandt also einerseits 

um die Freiheit von Willkür und Unterdrückung und damit um die negativen Freiheits-

rechte, andererseits aber auch um die Freiheit zu einem materiell gesicherten Leben 

und damit um die positiven Freiheitsrechte. Mit diesem klaren Eintreten für die welt-

weite Realwirkung der Grundrechte unterscheidet sich die Soziale Demokratie 

von der libertären Demokratie. 

Soziale Demokratie und libertäre Demokratie

Soziale Demokratie und libertäre Demokratie sind zunächst wissenschaftliche 

Idealtypen, die als Realtypen sicherlich kaum zu fi nden sind. Aber es ist wichtig, 

sich diese unterschiedlichen Demokratiemodelle zu vergegenwärtigen, um den 

eigenen Standort zu bestimmen.

Sowohl die libertäre Demokratie als auch die Soziale Demokratie beruhen auf 

dem Modell einer liberalen Demokratie und damit auf gemeinsamen Wurzeln: 

• rechtsstaatliche und pluralistische Demokratie

• verfassungsmäßige Bindung politischer Macht

• im demokratischen Mehrheitsprinzip organisierte Volkssouveränität
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Sie unterscheiden sich aber deutlich in Bezug auf das Verhältnis von positiven 

und negativen Freiheitsrechten. Die libertäre Demokratie geht davon aus, dass 

die Gewährung positiver Freiheitsrechte negative Freiheitsrechte beschneidet und 

letztlich sogar zerstören kann. Die Soziale Demokratie geht hingegen davon aus, 

dass negative und positive Freiheitsrechte gleichrangig berücksichtigt werden 

müssen, wenn sie für alle formal gelten und real wirken sollen. 

Eine rein formale Geltung der Freiheitsrechte, wie sie die libertäre Demokratie 

vorschlägt, reicht aus Sicht der Sozialen Demokratie nicht aus, weil ökonomi-

sche Ungleichheiten zu

• Abhängigkeits- und Unterordnungsverhältnissen, 

• menschenunwürdigen Arbeitsverhältnissen, 

• ungleichen Wahrnehmungsmöglichkeiten der politischen 

Staatsbürgerrechte 

führen können (vgl. Meyer 2005b: 15). 

Am Beispiel der Meinungsäußerung verdeutlicht: Aus libertärer Sicht reicht es aus, 

wenn der Staat nichts tut, um die Meinungsfreiheit einzuschränken, also z. B. von 

einer Pressezensur absieht. Aus Sicht der Sozialen Demokratie muss der Staat aber 

einen entscheidenden Schritt weiter gehen und auch die reale und gleiche Möglich-

keit zur Meinungsäußerung aktiv fördern. Dazu gehört u. a., dass alle Menschen 

gleichen Zugang zu Informationen haben und über Bildung verfügen, um sich eine 

Meinung überhaupt erst bilden zu können. Außerdem müssen die Eigentumsrechte 

derjenigen, die über Massenmedien verfügen, so gestaltet werden, dass sie ihre 

Medienmacht nicht ausnutzen können, ihre eigene Meinung stärker als andere zu 

publizieren. Ein solcher Missbrauch würde gegen die Sozialbindung von Eigentum 

verstoßen, die ein wichtiges Merkmal der Sozialen Demokratie ist. Aus libertärer 

Sicht wäre ein solcher Eingriff in die Eigentumsfreiheit nicht denkbar. 

Trotz gemeinsamer Wurzeln beruhen Soziale Demokratie und libertäre Demo-

kratie daher auf unterschiedlichen Annahmen, die in Bezug auf die Wirtschafts-

ordnung zu sehr unterschiedlichen Zielvorstellungen führen. 

Wesentliche Unterschiede zeigen sich beispielsweise im Marktverständnis. Die 

libertäre Demokratie versteht Märkte als Ausdruck der Freiheit und strebt daher 
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Libertäre vs. Soziale
Demokratie

Libertäre Demokratie

Für den wirtschaftlichen Bereich bedeutet das:

Liberale Demokratie Soziale Demokratie 

Libertäre Demokratie beruht auf Liberale Demokratie Soziale Demokratie beruht auf

Gesellschaftliche 

Einbettung der 

Märkte ist erfor-

derlich

einen sich selbst regulierenden Markt an. Die Soziale Demokratie betont dem-

gegenüber, dass völlig freie Märkte zu gesamtgesellschaftlich unerwünschten 

Ergebnissen führen können. Die Finanzmarktkrise 2008 ist ein Beispiel dafür. Sozi-

ale Demokratie plädiert deshalb für die gesellschaftliche Einbettung von Märkten 

durch politisch gesetzte Rahmenbedingungen und staatliche Regulierung. 

Es wird deutlich: Soziale Demokratie und libertäre Demokratie haben zwar histo-

risch betrachtet ähnliche Bezugspunkte in der liberalen Demokratie, unterscheiden 

sich aber – gerade auch in wirtschaftspolitischer Hinsicht – klar voneinander: 

Abb. 6 : Liberale, libertäre und Soziale Demokratie im Vergleich (mit wirtschaftlichem Bereich)
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Drei Prinzipien

Wachstum, sozialer

Ausgleich und 

Nachhaltigkeit

Das Marktverständnis der Sozialen Demokratie kommt auch im Hamburger Pro-

gramm der SPD zum Ausdruck: 

„Für uns ist der Markt ein notwendiges und anderen wirtschaftlichen Koordinie-

rungsformen überlegenes Mittel. Der sich selbst überlassene Markt ist jedoch 

sozial und ökologisch blind. Er ist von sich aus nicht in der Lage, die öffentlichen 

Güter in angemessenem Umfang bereitzustellen. Damit der Markt seine posi-

tive Wirksamkeit entfalten kann, bedarf er der Regeln eines sanktionsfähigen 

Staates, wirkungsvoller Gesetze und fairer Preisbildung.“ 

(Hamburger Programm 2007: 17)

4.3. Wirtschaftspolitische Prinzipien

Was bedeuten die Grundwerte und Grundrechte der Sozialen Demokratie nun 

konkret für die Wirtschaftspolitik der Sozialen Demokratie? 

Hier wird die Annahme vertreten, dass sich eine Politik der Sozialen Demokratie, 

wenn sie ihre Grundwerte verwirklichen will und die Grundrechte real wirken 

sollen, an drei Prinzipien orientieren muss:

• Wachstum

• sozialer Ausgleich

• Nachhaltigkeit

Aus Sicht der Sozialen Demokratie müssen diese drei Prinzipien in der Wirtschafts-

politik gleichberechtigt berücksichtigt werden. Darin unterscheidet sich die Soziale 

Demokratie von konservativen, libertären und linkspopulistischen Stimmen, die 

sich jeweils nur auf eines dieser Prinzipien konzentrieren. Denn nur wenn diese 

Prinzipien gleichrangig berücksichtigt werden, entsteht qualitatives Wachstum 

und damit gemeinwohlorientierter und nachhaltiger Fortschritt. 

Jede wirtschaftspolitische Maßnahme kann daran gemessen werden, ob sie die-

sen Prinzipien gleichermaßen gerecht wird. Diese Prinzipien sind also auch ein 

Bewertungsmaßstab für eine Wirtschaftspolitik der Sozialen Demokratie.
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UN-Sozialpakt: 

„Freiheit von Furcht 

und Not“

Abb. 7: Dreieck der wirtschaftspolitischen Prinzipien der Sozialen Demokratie

Wachstum

„Der Mensch“, so formulieren es die UN-Pakte, soll „frei von Furcht und Not“ 

leben. Konkret wird dort das Ziel „einer stetigen wirtschaftlichen, sozialen und 

kulturellen Entwicklung und einer produktiven Vollbeschäftigung“ beschrieben. 

Die Freiheit von Not setzt zwangsläufi g eine materielle Grundsicherung voraus. 

Es muss ein Sozialprodukt vorhanden sein, das ein Mindestmaß an Wohlstand 

gewährleistet, damit jeder 

seine Grundrechte aus-

üben kann. Dabei geht es 

einerseits um den indivi-

duellen Wohlstand eines 

jeden Einzelnen, anderer-

seits aber auch um einen 

gesamtgesellschaftlichen 

Wohlstand, damit ausrei-

chende Ressourcen für 

öffentlich defi nierte Auf-

gaben vorhanden sind.

f

Sozialer Ausgleich

Wachstum

Nachhaltigkeit

Soziale Demokratie

Wirtschaftswachstum: Zunahme des Bruttoinlandpro-

dukts (BIP), also das Anwachsen der Summe der Preise aller 

in einer Volkswirtschaft produzierten Waren und Dienstlei-

stungen. Da im Regelfall von einem Wachstum ausgegangen 

wird, wird eine Stagnation als Null-Wachstum angegeben. 

Nimmt die Produktion ab, wird ein Minus-Wachstum ver-

merkt. Es sei denn, die Preise steigen, dann wird zumindest 

beim nominalen Wirtschaftswachstum eine positive Rech-

nung aufgemacht. Beim realen Wachstum wird hingegen 

die Preissteigerung herausgerechnet. 

(Das Wirtschaftslexikon 2009)
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Mindestmaß an 

Wachstum als 

Voraussetzung 

für eine freie, 

gerechte 

und solidarische 

Gesellschaft

Welcher Wachs-

tumsbegriff?

1967, Stabilititäts- 

und Wachstums-

gesetz: „stetiges 

und angemessenes 

Wachstum“

Eine freie, gerechte und solidarische Gesellschaft setzt also Wohlstand voraus. 

Dieser Wohlstand muss zunächst durch Wirtschaftswachstum erwirtschaftet 

und gesichert werden. Nur durch hohe Produktivität und Wertschöpfung kön-

nen Spielräume geschaffen werden für individuellen und gesellschaftlichen 

Wohlstand. Historisch lässt sich zeigen, dass in der Regel immer dann, wenn 

Volkswirtschaften nachhaltig gewachsen sind, die Verteilung des erwirtschaf-

teten Sozialprodukts fairer und gerechter gelungen ist als in wirtschaftlichen 

Abschwungphasen. Wachstum ist also eine Voraussetzung für die Verwirklichung 

der oben benannten Werte und Ziele der Sozialen Demokratie. 

Aber was genau bedeutet Wachstum? Die Auffassung vom richtigen Wachstum 

hat sich in den letzten Jahrzehnten in der Sozialen Demokratie gewandelt. 

Unter Federführung des 

sozialdemokratischen Wirt-

schafts- und Finanzministers 

Karl Schiller wurde 1967 ein 

„stetiges und angemessenes 

Wirtschaftswachstum“ als 

zentrales politisches Ziel im 

Stabilitäts- und Wachstums-

gesetz verankert. Dane-

ben wurden eine niedrige 

Arbeitslosigkeit, niedrige 

Infl ation und ein außenwirt-

schaftliches Gleichgewicht 

im so genannten „magi-

schen Viereck“ als Ziele der 

Wirtschaftspolitik postuliert. 

Die Aufgabe des Staates ist 

demnach gemäß der The-

orie von Keynes, Konjunk-

turschwankungen auszu-

gleichen und Rezessionen 

zu vermeiden. 

„Wachstum“ im 
Hamburger Programm: 
„Wohlstand und hohe Lebensqualität für alle 

waren und bleiben die Ziele sozialdemokratischer 

Wirtschaftspolitik. In der Vergangenheit ist Fort-

schritt vor allem als quantitatives Wachstum ver-

standen worden. Heute zwingen uns der rasche 

Klimawandel, die Überlastung der Ökosysteme 

und das Wachstum der Weltbevölkerung, der 

Entwicklung eine neue, zukunftstaugliche Rich-

tung zu geben. Davon hängt ab, ob aus Entwick-

lung Fortschritt wird. Wir wollen nachhaltigen 

Fortschritt, der wirtschaftliche Dynamik, soziale 

Gerechtigkeit und ökologische Verantwortung 

vereint. Dafür ist qualitatives Wachstum mit redu-

ziertem Ressourcenverbrauch nötig. Menschen 

sollen ihren eigenen Lebensunterhalt frei von Aus-

beutung und Angst durch gute Arbeit verdienen 

können. Jeder Mensch soll einen gerechten Anteil 

am erwirtschafteten Reichtum erhalten.“

(Hamburger Programm 2007: 42)
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1972, „Die Grenzen 

des Wachstums“: 

Kritik an Wachstums-

orientierung

2000, Lissabon-Stra-

tegie: differenzierter 

Wachstumsbegriff

Qualitativer Wachs-

tumsbegriff mit Blick 

auf Ressourcen-

verbrauch und sozia-

len Fortschritt

UN-Sozialpakt: 

„angemessener 

Lebensunterhalt“

Unter anderem durch die 1972 veröffentlichte einfl ussreiche Studie „Die Gren-

zen des Wachstums“ wurde das Bewusstsein dafür geschärft, dass Wachstum 

auch mit dem Verbrauch von Rohstoffen und Umweltbelastung verbunden 

sein kann. Dadurch wurde verstärkt die Frage gestellt, ob Wachstum überhaupt 

erstrebenswert bzw. dauerhaft möglich sei. 

Inzwischen wird von einem differenzierten Konzept von Wachstum ausgegangen, 

das technologische Innovation, ökologische Erneuerung und sozialen Zusammen-

halt zu verbinden versucht. In diesem Kontext wurde im Jahr 2000 unter Füh-

rung sozialdemokratischer Regierungschefs die so genannte Lissabon-Strategie 

beschlossen, die Europa innerhalb von zehn Jahren zum wettbewerbsfähigsten 

und dynamischsten Wirtschaftsraum der Welt machen soll.

Das Wachstumsverständnis war also einem steten Wandel unterworfen. Einer Wachs-

tumseuphorie in den 1960er Jahren folgte eine kritische Haltung ab den 1970er Jahren. 

Inzwischen hat sich eine differenzierte Sicht entwickelt, die einen qualitativen 

Wachstumsbegriff verwendet, der u. a. mit reduziertem Ressourcenverbrauch 

dem sozialen Fortschritt dienen soll. Dieser differenzierte Blick erlaubt es, Wachs-

tum mit Nachhaltigkeit und sozialem Ausgleich auszubalancieren. 

Sozialer Ausgleich

Sozialer Ausgleich als wirtschaftspolitisches Prinzip ist aus der Perspektive der 

Sozialen Demokratie geboten. Zugleich ist er auch ökonomisch sinnvoll. 

Wer die Grundwerte und Grundrechte der Sozialen Demokratie ernst nimmt, 

muss eine Wirtschaftspolitik anstreben, die von sozialem Ausgleich geprägt 

ist. Nicht nur die Grundwerte der Gerechtigkeit, Freiheit und Solidarität legen 

das nahe, sondern auch die in den UN-Pakten formulierten Grundrechte. Hier 

wird beispielsweise ein „angemessener Lebensunterhalt“ eingefordert, fer-

ner, dass „Frauen keine ungünstigeren Arbeitsbedingungen als Männer haben 

und dass sie für gleiche Arbeit gleiches Entgelt erhalten“, dass „ausreichende 

Ernährung, Bekleidung und Unterbringung“ sichergestellt sind, ein „Recht auf 

Bildung“ besteht und damit die „volle Entfaltung der menschlichen Persönlich-

keit“ gewährleistet wird. 
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Sozialer Ausgleich 

im Grundgesetz 

verankert

Sozialbindung von 

Eigentum: Beispiele

Widerspruch von 

sozialem Ausgleich 

und Leistungs-

prinzip?

Rodrik:

Wertschöpfung 

setzt sozialen Aus-

gleich voraus!

Die Soziale Demokratie strebt eine Gesellschaft mit sozialer Bürgerschaft an, in 

der jedem Einzelnen die Garantie für ein Leben in materiell abgesicherter Würde 

gegeben ist, um unabhängig vom Erfolg am Markt am gesellschaftlichen und 

demokratischen Leben teilzuhaben. Wirtschaftswachstum ist deshalb aus 

Sicht der Sozialen Demokratie eine notwendige Voraussetzung, aber kein 

Selbstzweck und muss sozialen Ausgleich und Gerechtigkeit berücksichtigen. 

Die Erträge einer dynamischen und produktiven Wirtschaft müssen in fairer 

Weise verteilt werden. Damit wird gewährleistet, dass Menschen frei von 

Existenzängsten durch gute Arbeit ihren Lebensunterhalt verdienen können 

und einen gerechten Anteil am Zuwachs des Sozialprodukts erhalten. 

In Deutschland ist der soziale Ausgleich in der Wirtschaftsordnung auch im 

Grundgesetz in Artikel 19 festgeschrieben, der die Bundesrepublik als sozialen 

Bundesstaat defi niert. Außerdem bestimmt Artikel 14 die Sozialbindung von 

Eigentum: „Eigentum verpfl ichtet. Sein Gebrauch soll zugleich dem Wohle 

der Allgemeinheit dienen.“

Wer Wohnhäuser besitzt, darf diese nicht als Spekulationsobjekt missbrau-

chen, sondern muss sie auch in Stand halten und vermieten. Der Manager 

trägt nicht nur Verantwortung für die Dividende der Aktionäre, sondern 

auch für die Gesellschaft, z. B. durch den Erhalt von Arbeitsplätzen und den 

Schutz der Umwelt. Wer vom gesellschaftlichen Wohlstand einen besonders 

großen Anteil bekommt, soll dafür auch besonders viel für die Gesellschaft 

leisten. Die Sozialbindung von Eigentum ist ein Wesensmerkmal der Sozia-

len Demokratie. 

Aber steht sozialer Ausgleich nicht im Widerspruch zum Leistungsprinzip der 

Marktwirtschaft? Verhindert sozialer Ausgleich nicht die Leistungsanreize, die 

für eine dynamische Wirtschaft und Wachstum wichtig sind? Diese Fragen 

verweisen auf ein tatsächlich bestehendes Spannungsverhältnis zwischen 

Wachstumsorientierung und sozialem Ausgleich. 

Allerdings gibt es auch einen umgekehrten Zusammenhang: Die Entfaltung 

von Produktivität und Wachstum bedarf immer auch eines sozialen Funda-

ments. Wertschöpfung setzt ein Mindestmaß an sozialem Ausgleich voraus. 

So hat der US-amerikanische Ökonom Dani Rodrik nachgewiesen, dass die 

Staaten, die ein hohes Maß an sozialer Sicherheit gewährleistet haben, auch 
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Auch Kritiker geste-

hen ein: Sozialstaat 

fördert Produktivität

Balance zwischen 

Wachstumsorientie-

rung und sozialem 

Ausgleich

ökonomisch erfolgreiche Staaten waren. Dies beruhe u. a. darauf, dass die 

soziale Sicherheit die individuelle Leistungsbereitschaft erhöhe. 

Wer sozial abgesichert sei, sei eher bereit, Wandel zu gestalten, Risiken ein-

zugehen und Neues zu wagen (vgl. Rodrik 1997: 178 ff.)

Dieser Zusammenhang ist wenig umstritten. Auch der Präsident des wirtschafts-

nahen ifo Instituts für Wirtschaftsforschung e. V. (ifo) in München betonte: „[Die 

Solidarität] gibt aber jungen Menschen auch die Sicherheit und das Selbstver-

trauen, das sie brauchen, um riskante und vielversprechende Lebenschancen 

wahrzunehmen. Insofern bin ich nicht überzeugt, dass das verbreitete Vorur-

teil stimmt, der Sozialstaat komme uns alle teuer zu stehen. Im Gegenteil, ich 

halte es für durchaus möglich, dass erst er einen Großteil der Produktivkräfte 

freigesetzt hat, die für den wirtschaftlichen Aufschwung der Nachkriegszeit 

verantwortlich waren“ (Sinn 1986: 566–577).

Soziale Demokratie strebt 

daher eine Balance zwischen 

Wachstumsorientierung und 

sozialem Ausgleich an. Ein 

konkretes Beispiel hierfür ist 

das schwedische Modell. Im 

Länderbeispiel in Kapitel 6

wird deutlich, dass der hohe 

soziale Ausgleich eine Be-

dingung für Schwedens er-

heblichen ökonomischen 

Erfolg ist. 

„Sozialer Ausgleich“ 
im Hamburger Programm:
„Einkommen und Vermögen sind in Deutschland 

ungerecht verteilt. Sozialdemokratische Steu-

erpolitik soll Ungleichheit begrenzen und glei-

che Chancen fördern. Wir unterstützen Lohn-

zuwächse, die am Wachstum der Produktivität 

und an der Infl ation orientiert sind. Wir wol-

len mehr Vermögen in Arbeitnehmerhand. Die 

Beteiligung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

am Unternehmenskapital als zusätzliche Quelle 

des Einkommens gewährleistet eine gerechtere 

Beteiligung der Beschäftigten am Firmenerfolg. 

Sie fördert zudem Innovation und Produktivität.“ 

(Hamburger Programm 2007: 43 f.)
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Die Ursprünge des 

Begriffs der

 „Nachhaltigkeit“

liegen in der Forst-

wirtschaft

1972, Idee der Nach-

haltigkeit bei Gustav 

Heinemann

1983, Brundtland-

Kommission

Nachhaltigkeit

Nachhaltigkeit ist das dritte zentrale Prinzip einer Wirtschaftspolitik der Sozia-

len Demokratie. Nachhaltigkeit umfasst eine ökologische, eine ökonomische 

und eine soziale Dimension. 

Mit Nachhaltigkeit werden zunächst häufi g ökologische Fragen verbunden. 

Tatsächlich entspringen die ersten Überlegungen zur Nachhaltigkeit auch öko-

logischen Erwägungen. Der Begriff „Nachhaltigkeit“ stammt ursprünglich aus 

der Forstwirtschaft: Dem Wald soll immer nur maximal so viel Holz entnommen 

werden, wie nachwachsen kann, forderte im 18. Jahrhundert der Forstwissen-

schaftler Georg Ludwig Hartig. Heute bedeutet ökologische Nachhaltigkeit, dass 

die Umwelt als entschiedene Lebensgrundlage für die nachfolgenden Generatio-

nen möglichst intakt erhalten werden muss. Ressourcenschonung, Klimaschutz, 

Artenschutz und eine Begrenzung der Umweltbelastung sind deshalb wichtige 

Aspekte. Auch die im Sozialpakt der UN festgehaltenen Grundrechte betonen 

mit dem Verweis auf die „Verbesserung aller Aspekte der Umwelthygiene“ (Arti-

kel 13), dass zunächst die natürlichen Lebensgrundlagen eines jeden geschützt 

werden müssen. Nicht nur, weil sonst künftigen Generationen elementare Exis-

tenzbedingungen entzogen werden, sondern auch, weil im Hier und Jetzt Men-

schen auf sauberes Trinkwasser und gesunde Luft angewiesen sind. 

Schon früh haben Vertreter der Sozialen Demokratie auf die Bedeutung der 

Nachhaltigkeit hingewiesen:

„Wir müssen uns die Frage stellen, ob die Erde nicht in einen katastrophalen 

Zustand geraten wird, wenn die Bevölkerungsexplosion anhält und wenn die 

Menschheit die nicht vermehrbaren Naturschätze weiterhin in steigender 

Beschleunigung so in Anspruch nimmt, wie sie es zu tun im Begriff ist. […] Um 

die Zukunft derer willen, die unsere Kinder und Enkel sind, müssen wir alle bereit 

sein, anzuhalten und, wo nötig, zurückzustecken.“ (Gustav Heinemann, 1972)

1983 wurde der Gedanke in der von den Vereinten Nationen eingesetzten 

Brundtland-Kommission (benannt nach der ehemaligen norwegischen Minis-

terpräsidentin) aufgegriffen. Sie hielt fest: 
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Die ökonomische 

Dimension von 

Nachhaltigkeit

Warnendes Beispiel

Hamburger Pro-

gramm: „Nachhal-

tigkeit bedeutet: 

von der Zukunft her 

denken“

„Dauerhafte Entwicklung ist Entwicklung, die die Bedürfnisse der Gegenwart 

befriedigt, ohne zu riskieren, daß die künftigen Generationen ihre eigenen 

Bedürfnisse nicht befriedigen können.“ (zitiert nach Hauff 1987: 46)

 

Aber der Begriff „Nachhaltigkeit“ enthält neben der ökologischen auch eine öko-

nomische Dimension. In dem 1998 vorgelegten Abschlussbericht einer Enquete-

Kommission des Deutschen Bundestags zum „Konzept Nachhaltigkeit – vom 

Leitbild zur Umsetzung“ wird das betont: Ökonomische Nachhaltigkeit bedeutet, 

dass die Erwirtschaftung von Wohlstand auch künftigen Generationen möglich 

sein muss, um die soziale Marktwirtschaft zu erhalten. Dazu müssen öffentliche 

Ausgaben, insbesondere des Sozialstaats, dauerhaft solide fi nanziert sein und es 

muss langfristig in Bildung, Forschung und Infrastruktur investiert werden. 

Die Bedeutung ökonomischer Nachhaltigkeit wird im Angesicht der weltweiten 

Finanzmarktkrise besonders offensichtlich. Ein nur kurzfristig orientiertes Rendite-

streben, das Nachhaltigkeit nicht im Blick hat, kann nicht nur einzelne Unternehmen 

gefährden, sondern ganze Volkswirtschaften destabilisieren.

Nachhaltigkeit enthält aber auch eine soziale Dimension: Die soziale Nach-

haltigkeit bedeutet eine dauerhafte Teilhabe aller Mitglieder der Gesellschaft 

und einen dauerhaften Ausgleich sozialer Spannungen. Hier geht es also 

um die nachhaltige Siche-

rung von Grundbedürfnis-

sen und gesellschaftlicher 

Teilhabe. 

„Nachhaltigkeit“ im 
Hamburger Programm der SPD:
„Das Prinzip Nachhaltigkeit bedeutet: von der 

Zukunft her denken; dem Primat der Kurzfristig-

keit widerstehen und ebenso der Dominanz des 

Ökonomischen, der rein betriebswirtschaftlichen 

Logik; von der Idee der Gesellschaft her die Poli-

tik konzipieren und demokratische Vielfalt, öko-

logische Dauerhaftigkeit, soziale Integration und 

kulturelle Teilhabe als Leitideen sozialdemokra-

tischer Politik verstehen.“ 

(Hamburger Programm 2007: 17 f.)
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Gibt es ein Span-

nungsverhältnis der 

drei Prinzipien?

Willy Brandt zum 

Verhältnis von 

Wachstum und 

Nachhaltigkeit

Zentrale Fragen: 

Wachstum wo, wie 

und wofür?

m 

n 

d 

it

Qualitatives Wachstum – die gleichberechtigte 
Verwirklichung der drei Prinzipien 

Wachstum, sozialer Ausgleich, Nachhaltigkeit – diese drei Prinzipien sollen in 

einer Wirtschaftspolitik der Sozialen Demokratie gleichberechtigt verwirklicht 

werden. Aber kann das überhaupt gelingen? Begrenzt sozialer Ausgleich nicht 

die Wachstumschancen einer Gesellschaft? Benötigt nicht Wachstum letztlich 

auch Rohstoffe und führt so zur Einschränkung der Nachhaltigkeit? Die drei 

Prinzipien scheinen in einem Spannungsverhältnis zu stehen. Wie können sie 

gleichberechtigt verwirklicht werden? 

Willy Brandt hat diese Überlegung schon 1973 am Beispiel der Prinzipien Wachs-

tum und Nachhaltigkeit aufgegriffen:

„Weder der Einzelne noch die Gemeinschaft können auf Kosten der Natur leben. 

Sonst wird die Entwicklung unserer Umwelt inhuman. […] Lärm, Luft- und Was-

serverschmutzung stellen in der Tat die Vorteile des wirtschaftlichen Wachstums 

infrage. Doch ich warne vor dem gedanklichen Kurzschluss, den Ausweg etwa in 

einer generellen Einschränkung des Wachstums und der Produktivität zu sehen. 

Es geht vielmehr um die Frage des Wo, Wie und Wofür des wirtschaftlichen 

Wachstums – und um die Einsicht, dass Wachstum und ökonomisches Prinzip 

im Dienste des Menschen stehen müssen. Wenn die ‚Verhältnisse’ nicht über 

uns herrschen sollen, sondern wir sie beherrschen wollen, dann müssen wir ein 

wenig schärfer nachdenken, mitunter sogar härter arbeiten.“ 

(Willy Brandt, Regierungserklärung 18. Januar 1973)

Damit verweist Brandt darauf, dass es nicht um ein bedingungsloses Befürwor-

ten des Prinzips Wachstum gehen kann, sondern immer nur um eine gründliche 

Überlegung, wo, wie und wofür Wachstum entstehen soll. Wem soll es dienen 

und wer profi tiert davon? Es geht Sozialer Demokratie also nicht um einen blin-

den Wachstumsbegriff, sondern um qualitatives Wachstum, das sozialen Aus-

gleich und Nachhaltigkeit gleichberechtigt berücksichtigt.

Wenn – im Sinne Brandts – ein wenig schärfer nachgedacht wird, zeigt sich schnell, 

dass die drei Prinzipien nicht nur in einem Spannungsverhältnis stehen, sondern 

sich auch gegenseitig bedingen und stützen können. Weiter oben im Text wurde 
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Nachhaltigkeit kann 

Wachstum beför-

dern. Beispiel: 

die ökologische 

Industriepolitik 

(Kapitel 7)

Aus der Verbindung 

von Wachstum, 

sozialem Ausgleich 

und Nachhaltigkeit 

ergibt sich qualitati-

ves Wachstum

deutlich, dass sozialer Ausgleich eine Voraussetzung für eine dynamische Wirt-

schaft ist. Auch ökologische Nachhaltigkeit kann Wachstum befördern. Schon 

heute zählen die Branchen in Deutschland, die sich mit regenerativen Energien 

beschäftigen, zu den wichtigen Wachstumsmotoren der deutschen Wirtschaft 

und sichern in hohem Umfang Arbeitsplätze. Im Praxisbeispiel zu ökologischer 

Industriepolitik in Kapitel 7 wird ein ähnlicher Zusammenhang beschrieben. 

Es zeigt sich also, dass der Anspruch, den drei Prinzipien Wachstum, sozialer Ausgleich 

und Nachhaltigkeit gleichermaßen gerecht zu werden, eine große Herausforderung 

ist, zugleich aber auch eine große Chance sein kann. Die Konsequenzen, die sich aus 

den drei Prinzipien ergeben, sind immer wieder neu zu prüfen und neu auszuhandeln. 

Letzte Wahrheiten kann es hier nicht geben. Aber wenn diese Prinzipien gleicherma-

ßen berücksichtigt werden, 

entsteht qualitatives Wachs-

tum, von dem die gesamte 

Gesellschaft profi tiert. 

 

„Qualitatives Wachstum“ im 
Hamburger Programm der SPD:
„Wir arbeiten für nachhaltigen Fortschritt, der 

wirtschaftliche Dynamik, soziale Gerechtigkeit und 

ökologische Vernunft vereint. Durch qualitatives 

Wachstum wollen wir Armut und Ausbeutung 

überwinden, Wohlstand und gute Arbeit für alle 

ermöglichen und dem bedrohlichen Klimawandel 

begegnen. Es gilt, die natürlichen Lebensgrund-

lagen auch für künftige Generationen zu sichern 

und die Qualität des Lebens zu verbessern. Dafür 

wollen wir die Möglichkeiten des wissenschaft-

lichen und technischen Fortschritts in den Dienst 

der Menschen stellen.“ 

(Hamburger Programm 2007: 5)



74

Ökologischer Fort-

schritt = Brutto-

inlandsprodukt?

Blinde Flecken 

des Bruttoinlands-

produkts

1. Verteilung

2. Umwelt

3. Nachhaltigkeit

4. Unentgeltliche 

Arbeit

Ein differenzierter 

Wachstumsbegriff ...

4.4. Exkurs: Qualitatives Wachstum messen

Wie kann man ökonomischen Fortschritt in Zahlen fassen? Der gängigste Indi-

kator für die wirtschaftliche Entwicklung ist das Bruttoinlandsprodukt (BIP). Das 

BIP ist der Gesamtwert aller Waren und Dienstleistungen, die innerhalb eines 

Jahres in einem Land hergestellt werden. Wenn das BIP wächst, spricht man von 

einem Wirtschaftsaufschwung, wenn es stagniert oder schrumpft, von einer 

Rezession. Die Bedeutung des BIP ist nicht von der Hand zu weisen: Öffentliche 

Haushalte, Abbau der Arbeitslosigkeit und Wohlstand einer Gesellschaft hängen 

vom Wirtschaftswachstum ab. 

Das BIP weist jedoch bei der Messung von wirtschaftlichem Fortschritt viele 

blinde Flecken auf. Insbesondere aus Sicht der Sozialen Demokratie ist das Bild, 

das durch die alleinige Betrachtung des BIP gezeichnet wird, unvollständig, denn 

es beschreibt lediglich, wie viel insgesamt produziert wird. Das sagt nichts über 

die folgenden Fragen aus:

• Wie wird das erwirtschaftete Inlandsprodukt verteilt? Ist die Verteilung gerecht? 

Bekommt eine Minderheit den Großteil der Ressourcen? Nach welchen Kri-

terien wird verteilt? Nach Bedürftigkeit, Leistung oder nach sozialer Schicht?

• Wie umweltverträglich ist die Produktion? Werden Ressourcen in Umweltschutz 

investiert? Oder wird das Wachstum durch Raubbau an der Natur erkauft?

• Wie wird das Wachstum erzeugt und wohin fl ießen dessen Erträge? Wird es 

durch Konsum- und Staatsschulden erkauft? Oder wird in Infrastruktur, Bil-

dung und Forschung investiert, so dass ein langfristiges Wachstum möglich ist?

• Wie werden nichtmonetäre Leistungen berücksichtigt? Steigt das BIP ledig-

lich, weil mehr gearbeitet wird? Wenn ehrenamtliche oder Familienarbeit 

in Erwerbsarbeit umgewandelt wird, warum steigt da das BIP, obwohl tat-

sächlich dasselbe erwirtschaftet wird?

Um diese Fragen zu beantworten, müssen ein komplexerer Begriff von wirt-

schaftlichem Fortschritt sowie ein differenzierter Wachstumsbegriff entwickelt 

werden, der über die Frage, wie viel eine Volkswirtschaft insgesamt produziert, 

hinausgeht. 
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... der Genuine Pro-

gress Indicator (GPI).

Weiterführende 

Literatur: 

Michael Dauder-

städt (2007), Soziale 

Produktivität oder 

Umverteilung? 

Herausforderungen 

für eine Politik der 

neuen Wertschöp-

fung, Berliner Repu-

blik 3/2007.

Hagen Krämer 

(2009), Wen 

beglückt das BIP?, 

Wiso direkt, Fried-

rich-Ebert-Stiftung 

(Hg.), Bonn.

Ansätze, die Wachstum umfassender ausdrücken, stammen u. a. von dem 

Weltbankökonomen und Träger des alternativen Nobelpreises Herman E. Daly 

(Daly/Cobb 1989, Daly 1996), der eine Berechnungsmethode für tatsächlichen 

Fortschritt mitentwickelt hat, den Genuine Progress Indicator (GPI). Mit dieser 

Berechnungsmethode wird das Bruttoinlandsprodukt um Faktoren ergänzt, die 

die realen Kosten und Nutzen wirtschaftlicher Aktivität abbilden sollen (Lawn 

2003). Die Faktoren, die zusätzlich zum BIP in den Indikator einfl ießen, sind 

u. a. soziale Einkommensverteilung, unentgeltliche sowie ehrenamtliche Arbeit, 

Zuwachs an Bildung, Kriminalität, Freizeit, Ressourcenverbrauch, Umweltbelas-

tung und Investitionen in öffentliche Infrastruktur. Die Berechnung des GPI und 

ähnlicher Indikatoren sind freilich hochkomplex und die genaue Zusammenset-

zung und Bewertung umstritten. Trotz aller berechtigten Kritik leisten solche 

Berechnungen jedoch einen wichtigen Beitrag, die Schwächen der üblichen 

Berechnungsmethoden wie des BIP deutlich zu machen.

Die Nichtregierungsorganisation „Redefi ning Progress“ veröffentlicht unter  

www.rprogress.org regelmäßig den GPI für die OECD-Staaten. Dabei wird deut-

lich, dass der mit dem GPI gemessene Fortschritt weit geringer sein kann, als 

es der Zuwachs des Bruttoinlandsprodukts vermuten lässt. Vor allem durch die 

Einbeziehung von Umweltbelastung und sozialer Ungerechtigkeit ist der GPI in 

einigen Ländern sogar rückläufi g.

Die Bemühungen, Alternativen zum BIP zu fi nden, dauern an: Der französische 

Präsident Sarkozy hat eine hochrangig besetzte Expertenkommission einberu-

fen, die Indikatoren entwickeln soll, die die Lebensqualität, sozialen Fortschritt 

und ökologische Aspekte berücksichtigen. Die Ergebnisse dieser Kommission 

sollen in die künftige Regierungsarbeit einfl ießen.

Klassischer Wachstumsbegriff Erweiterter Wachstumsbegriff

• Summe der Wirtschaftsleistung • Summe der Wirtschaftsleistung
• sozialer Ausgleich
• nachhaltige Entwicklung
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5.  EIN VERGLEICH DER WIRTSCHAFTLICHEN
PROGRAMMATIK DER PARTEIEN 
Von Tobias Gombert

In diesem Kapitel

• werden die Programme fünf verschiedener Parteien wirtschaftspolitisch 

verglichen,

• wird ihre Zielvorstellung anhand des Modells koordinierter 

und unkoordinierter Wirtschaften analysiert

• und nach ihrer Position zu einem qualitativen Wachstum, 

wie es die Soziale Demokratie als Modell vorsieht, eingeordnet.

Welcher Partei wird die größte wirtschaftspolitische Kompetenz zugetraut? 

Welche Partei wird am besten die Probleme des Arbeitsmarkts lösen? Wer hat 

die besten Konzepte im Bereich der Sozialpolitik? Diese Fragen werden in jeder 

Analyse während des Wahlabends zum Deutschen Bundestag präsentiert. Mit 

einigen Abweichungen wird regelmäßig den bürgerlichen Parteien die wirtschaft-

liche Kompetenz zugeschlagen, während die sozialpolitische Kompetenz eher im 

linken Lager vermutet wird. Diese grundsätzliche Verortung der Parteien bleibt 

relativ stabil und dokumentiert eine generelle Orientierung in der Einschätzung 

von Parteien. Doch stimmt das? Die Antwort lautet: ja und nein.

Die Verortung spiegelt im begrenzten Umfang das jeweilige Leitbild oder den 

Hauptfokus der Parteien wider. Allerdings sind die Fragen zugleich trügerisch: Sie 

defi nieren wirtschafts- und sozialpolitische Kompetenz nicht und sie stellen auch 

keinen Zusammenhang zwischen den Kompetenzen her. Ein wirtschaftspoliti-

sches Leitbild ist aber nicht darauf beschränkt, im engen Rahmen wirtschaftspo-

litische Handlungsweisen zu begründen, sondern muss sich viel weitreichender 

auch um die Vernetzung mit Sozialpolitik und weiteren Politikfeldern bemühen. 

Wirtschaftspolitik ist Gesellschaftspolitik – eine funktionsfähige Wirtschaft ist 

immer eingebettet in ein gesellschaftliches System und dies muss mitbedacht 

werden. Will man also die „wirtschaftspolitische Programmatik“ der Parteien 

untersuchen, muss man notgedrungen die gesamte Programmatik in Augen-

schein nehmen und dann die Rolle erklären, die Wirtschaft im Rahmen des vor-

gestellten und angestrebten Wirtschaftssystems haben soll.
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Dabei hilft das Bild des Kompasses weiter: Nicht nur die angestrebte Wirtschaft, 

sondern auch der Ausgangspunkt muss für eine Orientierung beschrieben wer-

den (wie es in den vorangegangenen Kapiteln geschehen ist).

Und tatsächlich unterscheiden sich die Parteien in ihren Analysen des Ist-Stands 

und den Konzepten des Soll-Stands recht deutlich – wie den jeweils geltenden 

Programmen zu entnehmen ist. Im Folgenden werden die Parteiprogramme in 

ihren wirtschaftspolitischen Teilen vorgestellt und nach den Kategorien für die 

Beschreibung koordinierter und unkoordinierter Wirtschaften dargestellt.7

5.1.  Hamburger Programm – Grundsatz-
programm der Sozialdemokratischen 
Partei Deutschlands

Die SPD hat im Jahr 2007 das Hamburger Programm beschlossen. Es stellt sich 

als Fortführung der Linie der bisherigen Programme dar. Der Kernpunkt der 

wirtschaftspolitischen Vorstellung hat sich dabei in leichter Varianz seit dem 

Godesberger Programm (1959) gehalten: „Für uns gilt: so viel Wettbewerb wie 

möglich, so viel regulierender Staat wie nötig“ (S. 43). 

Grundlegende Vorstellung ist somit zunächst eine koordinierte Marktwirtschaft, 

die allerdings im Verhältnis zwischen Staat und Markt kein Nebeneinander, 

sondern das Primat der Politik sieht. Allerdings geht die wirtschaftspolitische 

Vorstellung ja offensichtlich davon aus, dass nur so viel „regulierender Staat“ 

wirken solle, wie „nötig“ sei – es muss also eine „Notwendigkeit“ für politisches 

Eingreifen bestehen. Warum ist also ein „regulierender Staat“ nötig?

Die Notwendigkeit und Grenzen für einen regulierenden Staat werden von zwei 

wesentlichen Aspekten getragen: Einerseits werden die Defekte eines nicht 

oder nicht ausreichend regulierten Marktes untersucht. Andererseits wird die 

Zielvorstellung eines demokratischen Sozialismus (S. 16 f.) angestrebt, deren 

Garant nur eine aktive und demokratische Gesellschaft mit einem regulierenden 

Staat sein kann. Defekte wie Zielvorstellung umreißen in der Zusammenschau 

7  Dabei werden die oben vorgestellten Kategorien verkürzt: Die Kategorie „Beziehungen der Unternehmen 
untereinander“ ist in den Parteiprogrammen kaum oder nur am Rande präsent und wird deswegen an 
dieser Stelle weggelassen.
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die Lücke und den gesellschaftspolitischen Auftrag, den sich die SPD mit ihrem 

Programm gegeben hat.

Die Wirkung, aber auch die Defekte des Marktes werden im Hamburger Programm 

prägnant zusammengefasst: „Für uns ist der Markt ein notwendiges und anderen 

wirtschaftlichen Koordinierungsformen überlegenes Mittel. Der sich selbst über-

lassene Markt ist jedoch sozial und ökologisch blind. Er ist von sich aus nicht in der 

Lage, die öffentlichen Güter in angemessenem Umfang bereitzustellen“ (S. 17). 

Soziale, ökonomische und ökologische Verantwortung sind also nicht durch den 

Markt erreichbar, sondern gesellschaftlich und politisch zu erreichen. Gerade die 

Auswirkungen eines globalisierten Marktes, der weltweiten Kluft zwischen Armut 

und Reichtum und die ökologische Krise werden durch den Markt nicht gelöst, son-

dern verstärkt. Regulierung und gesellschaftliche Aushandlung und Steuerung sind 

dringend erforderlich, wenn die wirtschaftliche Wertschöpfung allen nutzen soll.

„Der demokratische Sozialis-

mus bleibt für uns die Vision 

einer freien, gerechten und 

solidarischen Gesellschaft, 

deren Verwirklichung für uns 

eine dauernde Aufgabe ist. 

Das Prinzip unseres Handelns 

ist die Soziale Demokratie“ 

(S. 16 f.). Dem Ist-Zustand 

wird damit eine Zielvorstel-

lung entgegengesetzt, die 

sich an den Grundwerten 

und ihrer unumschränkten 

Geltung und Wirkung für 

jeden Menschen orientiert, nicht nur in Deutschland, sondern überall in der 

Welt. Die Zielvorstellung ist dabei getragen von einem Entwicklungsgedanken 

– das Ziel kann nicht durch staatliche Verordnung erreicht werden, sondern nur, 

wenn Staat und zivilgesellschaftliche Akteure gemeinsam agieren: „Weil wir 

an diesem Ziel festhalten, bestehen wir auf dem Primat demokratischer Politik 

und widersprechen der Unterwerfung des Politischen, das nicht auf den Staat 

reduziert werden darf, sondern zivilgesellschaftliche Allianzen und Netzwerke 

wie auch das freie, selbstbestimmte Handeln des Menschen einschließt“ (S. 17).

Ziel „Gleichstellung“
„Wir wollen eine gleichberechtigte und gerechte 

Teilhabe von Frauen und Männern an existenz-

sichernder Erwerbsarbeit. Arbeit, die überwiegend 

von Frauen gemacht wird, ist oftmals schlechter 

bezahlt. Für gleichwertige Arbeit muss aber glei-

cher Lohn gezahlt werden. […] Erforderlich sind 

gesetzliche Maßnahmen für die gleiche Teilhabe 

von Frauen an Führungspositionen in Unterneh-

men, Verwaltung, Wissenschaft und Forschung 

sowie Aufsichtsgremien.“ 

(Hamburger Programm 2007: 41)



79

Im Besonderen wer-

den dabei die Globalisie-

rung, die Gleichstellung 

der Geschlechter und die 

gewachsene Bedeutung 

der EU als Herausforde-

rungen für eine moderne 

Wirtschaftspolitik benannt. 

Die koordinierte Form der 

Marktwirtschaft soll – 

im Sinn der genannten 

Defekte des Marktes und 

der Zielvorstellung – dabei 

weiterentwickelt werden.

Finanzsystem: Dem Einfl uss der Kapital- und Finanzmärkte wird im Hambur-

ger Programm ein eigenes Kapitel eingeräumt. Dies spiegelt die gesellschaftlich 

gestiegene Bedeutung für die Finanzierung und Steuerung von Unternehmen 

(auch in Deutschland) wider: „Wir wollen die Potentiale der Kapitalmärkte für 

qualitatives Wachstum nutzen“ (S. 46–47). Allerdings werden die Nachteile und 

das erhöhte Krisenrisiko ebenso gesehen: „Wo die Finanzmärkte lediglich kurz-

fristige Renditen anstreben, gefährden sie langfristige Wachstumsstrategien von 

Unternehmen und vernichten damit Arbeitsplätze. Wir wollen auch mit Hilfe des 

Aktienrechts Anleger stärken, die statt schneller Rendite ein langfristiges Enga-

gement im Blick haben. Wir brauchen Spielregeln für Investoren und Fonds, die 

eine einseitige Renditeorientierung zu Lasten des langfristigen Substanzerhalts 

von Unternehmen verhindern. Mit der zunehmenden internationalen Vernet-

zung der Güter- und Finanzmärkte wird ihre internationale Regulierung immer 

bedeutsamer“ (S. 47). Daneben wird wegen ihrer langfristigen, nachhaltigen 

Orientierung der Erhalt der Sparkassen und Genossenschaftsbanken gefordert, 

die für kleinere und mittlere Unternehmen ein wesentlicher Faktor sind und auch 

für die regionale Wirtschaft von zentraler Bedeutung sein können. 

Arbeitsbeziehungen: Die SPD sieht sich in der Tradition der Arbeiter(innen-)

bewegung. Folgerichtig liegt ein Schwerpunkt in der Durchsetzung und Verbes-

serung der Arbeitnehmer(innen)rechte. Dazu soll an der derzeitigen Regulierung 

Fi t D Ei fl d K it l d Fi

Ziel „Mitbestimmung“
„Wo der Nationalstaat den Märkten keinen sozi-

alen und ökologischen Rahmen mehr setzen 

kann, muss dies die Europäische Union tun. [...] 

Wo wirtschaftliche Aktivität grenzüberschreitend 

ist, dürfen Arbeitnehmerrechte nicht an den Gren-

zen Halt machen. Daher wollen wir in den euro-

päischen Unternehmen die Mitbestimmung der 

Arbeitnehmer absichern und ausbauen. Um die 

Tarifautonomie auf europäischer Ebene zu stär-

ken und durchzusetzen, setzen wir uns für eine 

europäische Rechtsgrundlage für grenzüberschrei-

tende Tarifverhandlungen und Tarifverträge ein.“ 

(Hamburger Programm 2007: 26, 28 f.)
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innerhalb der wirtschaftlichen Grundordnung festgehalten werden: Die Tarif-

autonomie und die Flächentarifverträge sollen erhalten bleiben. Eine generelle 

Verlagerung von Entscheidungen von den Tarifparteien auf die Betriebe soll nicht 

stattfi nden. Mindestlöhne sollen die Tarifautonomie stützen. In den Betrieben 

soll das Leitbild einer „innerbetrieblichen Demokratie“ verwirklicht werden – 

die Mitbestimmung von Betriebsräten und die unternehmerische Mitwirkung 

in den Aufsichtsräten sollen gestärkt werden. Zwei neue Aspekte wurden in das 

Hamburger Programm aufgenommen, die die Arbeitsbeziehungen direkt und 

indirekt zugunsten der Arbeitnehmer/-innen beeinfl ussen sollen: Die Teilhabe 

der Arbeitnehmer/-innen am Vermögen soll durch überbetriebliche Fonds erhöht 

werden. Die Arbeitslosenversicherung soll zudem zu einer Arbeitsversicherung 

ausgebaut werden, die dann Weiterbildungs- und Familienphasen fi nanziell 

absichert und damit im Arbeitsverhältnis dazu beiträgt, die Stellung des Arbeit-

nehmers gegenüber dem Arbeitgeber zu stärken.

Berufl iches Aus- und Fortbildungssystem: An dem dualen System der Aus-

bildung mit schulischen Anteilen in staatlicher Verantwortung einerseits und 

betrieblichen Anteilen andererseits soll festgehalten werden. Allerdings wird ein 

solidarisches Finanzierungssystem für die berufl iche Bildung gefordert. Dies geht 

deutlich über das bisher praktizierte Bündnis für mehr Ausbildungsplätze hinaus. 

Das Erststudium soll gebührenfrei bleiben oder wieder werden. Weiterbildung 

wird als dritter Säule der Berufsbildung ein hoher Stellenwert eingeräumt. 

Industriepolitik: Als staatlich und gesellschaftlich zu fördernde Sektoren wer-

den vor allem die neuen Leitmärkte (z. B. die regenerativen Energien, Dienst-

leistungs- und Gesundheitssektor, aber auch das lokale Handwerk) genannt. 

Investitionen in die öffentliche Infrastruktur werden als wesentliche Aufgabe 

herausgehoben.

Insgesamt fordert das Hamburger Programm damit eine Wirtschaftspolitik, die 

im Sinne eines qualitativen Wachstums ist: Sozialer Ausgleich, ökologische Nach-

haltigkeit und Wachstum sollen gleichermaßen gefördert werden.
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5.2.  Grundsätze für Deutschland –
das Programm der CDU

Auch die CDU hat sich im Jahr 2007 ein neues Grundsatzprogramm gegeben. 

Im Kern wird dabei die soziale Marktwirtschaft als Erfolgs- und Zukunftsmodell 

gesehen: „Die CDU ist die Partei der Sozialen Marktwirtschaft. […] Die CDU 

lehnt sozialistische und andere Formen des Kollektivismus ab. Dies gilt auch für 

einen ungezügelten Kapitalismus, der allein auf den Markt setzt und aus sich 

heraus keine Lösung der sozialen Fragen unserer Zeit fi ndet. Die Soziale Markt-

wirtschaft bleibt auch im wiedervereinigten Deutschland und im Zeitalter der 

Globalisierung unser Leitbild“ (S. 46 f.).

Die Ablehnung eines „Kollektivismus“ kommt dann auch im Leitbild des „Unter-

nehmertums“ zum Ausdruck, das der Kern- und Ausgangspunkt für die soziale 

Marktwirtschaft sei: „Die CDU bekennt sich zum freiheitlichen und sozialverant-

wortlichen Unternehmertum. Unternehmer und Unternehmensführer schaffen 

zukunftsfeste Arbeitsplätze und prägen auch mit ihrem Ruf und ihrer kulturellen 

Identität das Ansehen Deutschlands in der Welt. Unternehmer brauchen zum 

erfolgreichen Handeln Freiräume sowie geeignete Rahmenbedingungen und 

Anreize“ (S. 49).

Schon hier ist ersichtlich, dass sich der Kerngedanke erheblich von dem der SPD unter-

scheidet, und zwar sowohl im Ziel als auch im Weg. Freies und sozialverantwortetes 

Unternehmertum und Appell an die moralische und soziale Verantwortung bei der 

CDU, Regulierung und demokratische Mitwirkung für die Realisierung von Grund-

rechten für alle Menschen bei der SPD. So bleibt es bei der CDU tendenziell dem 

Verantwortungsbewusstsein des einzelnen Unternehmers überlassen, soziale Ver-

antwortung gegenüber Gesellschaft und Arbeitnehmer/-innen walten zu lassen.

Die Rolle der Politik ist dann für die CDU auch deutlich zurückgenommen: „Die 

Soziale Marktwirtschaft ist eine Wettbewerbsordnung. Politik in der Sozialen 

Marktwirtschaft ist Ordnungspolitik“ (S. 49). Die Aufgaben des Staates sind 

demnach: das Sicherstellen der Gewerbe- und Vertragsfreiheit, der Schutz vor 

Marktbarrieren und der Schutz vor Machtmissbrauch durch marktbeherrschende 

Unternehmen und die Markttransparenz, international eine Öffnung der Märkte 

unter fairen Wettbewerbsbedingungen (vgl. S. 49 und 52).
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Die Rolle des Staates im Verhältnis zur Marktwirtschaft orientiert sich damit in 

den Grundzügen an einem liberalen Verständnis, hält aber zugleich an einigen 

regulierenden Bestandteilen fest.

Finanzsystem: Die zunehmende Bedeutung der internationalen Kapital- und 

Finanzmärkte wird positiv bewertet und die Chancen von Investitionen in Deutsch-

land werden betont: „Fonds auf der Suche nach Anlagemöglichkeiten, wie die 

Private-Equity-Fonds, können auch in Deutschland dazu beitragen, Unterneh-

men wettbewerbs- und innovationsfähiger zu machen“ (S. 52). Das Risiko liege 

vor allem in der Marktmacht der privaten Investmentgruppen – hier reicht aber 

nach Auffassung der CDU der Nutzen der bereits bestehenden internationalen 

Organisationen aus, um für einen „verlässlichen Ordnungsrahmen“ und für 

Transparenz zu sorgen (vgl. S. 52).   

Arbeitsbeziehungen: Die Ausgestaltung von Arbeitsbeziehungen leitet sich 

bei der CDU aus der Sozialethik der christlichen Kirchen (S. 50) her. Dabei 

wird auf individuelle Entwicklungsmöglichkeiten verwiesen: „Die Unterneh-

men brauchen gut ausgebildete, kreative und motivierte Mitarbeiter, um 

erfolgreich sein zu können. Die Arbeitnehmer benötigen Mitwirkungsmög-

lichkeiten, Verantwortung und Freiräume, um ihre Fähigkeiten umfassend 

und erfolgreich entfalten zu können. Bildung und Weiterbildung sichern ihre 

Beschäftigungs- und Leistungsfähigkeit. Zugleich bedürfen Arbeitnehmer für 

ihre eigene Lebensplanung einer grundlegenden arbeits- und sozialrechtli-

chen Absicherung. Sie haben einen Anspruch auf angemessene Teilhabe 

am gesellschaftlichen Wohlstand“ (S. 50). Kollektiver Schutz und kollektive 

Gestaltung von Arbeitsbeziehungen werden eher kritisch betrachtet. So wird 

an der Tarifautonomie zwar festgehalten, aber die Tarifparteien werden auf-

gefordert, von starren Branchentarifverträgen abzurücken und „weite Teile 

ihrer Verantwortung in die Betriebe abzugeben“ (S. 58). Durch gesetzlich 

ermöglichte „betriebliche Bündnisse für Arbeit“ sollen betriebliche Rege-

lungen gegenüber tarifvertraglichen gestärkt werden. Dies würde einer –

bereits jetzt in arbeitsrechtlichen Fachkreisen heiß diskutierten – Revolutio-

nierung des Arbeitsrechts nahekommen. Mitbestimmung wird eingefordert, 

bezieht sich aber eher auf die Stärkung der betrieblichen gegenüber der 

tarifvertraglichen Ebene.
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Berufl iches Aus- und Fortbildungssystem: Auch die CDU steht zum dua-

len System in der Berufsausbildung, da es „ein Standortvorteil im internatio-

nalen Wettbewerb und die beste Vorbeugung gegen Jugendarbeitslosigkeit“ 

(S. 38) sei. Von den privaten wie öffentlichen Arbeitgebern wird gefordert, mehr 

Ausbildungsplätze zur Verfügung zu stellen, allerdings aus „Verantwortungs-

bewusstsein und [durch] gezielte Anreize“ und nicht auf staatlichen Zwang hin 

(S. 39). An den staatlichen Hochschulen sollen „sozialverträgliche Studienbei-

träge“ erhoben werden. 

Insgesamt präsentiert sich die CDU als Bewahrer der sozialen Marktwirtschaft, 

die auf dem Bild von verantwortungsbewussten Unternehmern fußt. Wirtschafts-

politisch werden dabei vielfältig Anleihen beim liberalen Gedankengut gemacht, 

etwa in Form vielfältiger Vorschläge zur Deregulierung.

5.3.  „Die Zukunft ist grün“ – 
Grundsatzprogramm von 
Bündnis 90/Die Grünen

Bündnis 90/Die Grünen haben ihr Parteiprogramm bereits im Jahr 2002 vorge-

legt. Es ist mit einigem Abstand das längste aller hier verglichenen Parteipro-

gramme. Das Kernanliegen ist dabei der Umbau der Gesellschaft hin zu einer 

sozialen und ökologischen Marktwirtschaft und hin zum solaren Zeitalter. Der 

Raubbau an den ökologischen Ressourcen wird als Kernproblem der Zukunft 

betrachtet. Der notwendige Umbau wird aber als ein Projekt angelegt, das nicht 

nur umweltpolitische, sondern auch umfassende gesellschaftspolitische Folgen 

und Voraussetzungen hat.

In gesellschaftspolitischer Hinsicht wollen sich Bündnis 90/Die Grünen durch 

ihre Form der liberalen (aber nicht marktliberalen) Vorstellung von den ande-

ren Parteien unterscheiden: „Daher wird die bisherige soziale Marktwirtschaft, 

die zu sehr auf den Unternehmensprofi t ausgerichtet ist, ihrem Anspruch nicht 

gerecht und muss dringend weiterentwickelt werden. Das Soziale kann nicht 

auf eine Behördenfunktion des Staates reduziert werden. Ohne Freiheit der 

gesellschaftlichen Kräfte, ohne Selbstbestimmung der Bürgerinnen und Bürger,  
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ohne Subsidiarität erstarrt soziale Solidarität in Bürokratie. Es geht uns um die 

Förderung der zivilen Gesellschaft mit Mitteln des Staates bei gleichzeitiger 

Begrenzung des Staates. Das unterscheidet uns von staatssozialistischen, konser-

vativen wie marktliberalen Politikmodellen“ (S. 43). So fordern Bündnis 90/ Die 

Grünen einen „Ordnungsrahmen“, in dem ökologische, soziale und kulturelle 

Interessen gewährleistet werden sollen (S. 46).

Finanzsystem: Das Finanzsystem in der gegenwärtigen Form wird von Bünd-

nis 90/Die Grünen kritisch eingeschätzt. Generell geht es ihnen darum, die 

Macht der „marktbeherrschenden Global Player“ zu brechen: „Deshalb set-

zen wir einerseits auf einen demokratisch verantworteten Ordnungsrahmen und 

andererseits auf ökologische Information und Bildung, auf ökonomische Anreize 

für umweltfreundliche Techniken und Produkte sowie auf Vereinbarungen mit 

der Industrie“ (S. 27 f.). Eine besondere Bedeutung räumen sie daher der Ein-

bettung der Märkte ein: „Die Lücke zwischen ökonomischer Globalisierung und 

der mangelnden politischen Steuerung und Einbettung dieses Prozesses ist zu 

schließen. Die Europäische Union ist der bisher weitreichendste Ansatz für eine 

gemeinsame Verantwortung von Staaten, die dafür Teile eigener Souveränität 

abgegeben haben. Die EU muss ihre neoliberale Fixierung in der Wirtschaftspo-

litik verlassen und eine noch aktivere internationale Rolle bei der sozialen und 

ökologischen Gestaltung der Globalisierung spielen“ (S. 17). Dies wird auch für 

die globale Wirtschaft weitergeführt: Die Weiterentwicklung internationaler Ins-

titutionen und die Einführung von verbindlichen Regeln und Mindeststandards 

für Finanztransaktionen werden gefordert (S. 59). Die Rolle von Hausbanken 

und Sparkassen mit ihrer Funktion für den Mittelstand wird – anders als bei der 

SPD – nicht genannt, auch wenn die Förderung der regionalen Wirtschaft ein 

Schwerpunkt ist (vgl. S. 54 f.).

 

Arbeitsbeziehungen: Der Ansatzpunkt für Bündnis 90/Die Grünen ist in den 

Arbeitsbeziehungen, dass „möglichst viele Menschen bewusste Akteure im 

Wirtschaftsleben sein können“ (S. 47). Um dies erreichen zu können, soll an 

der Tarifautonomie und starken Tarifpartnern ebenso festgehalten werden wie 

an starken Betriebsräten. Zugleich fordere die „wachsende Differenzierung der 

wirtschaftlichen Entwicklung und der Beschäftigtenstruktur auch regional und 

branchenspezifi sch differenzierte tarifl iche Lösungen“ (S. 48), auch wenn die 

Flächentarifverträge für wichtig erachtet werden. Es liegt nahe, dass damit eher 

in Richtung von Mantelfl ächentarifverträgen und ergänzenden fl exibleren und 



85

individuelleren branchenspezifi schen und regionalen Tarifverträgen gedacht 

wird. Auch Bündnis 90/Die Grünen befürworten eine „Beteiligung der Bevölke-

rung am Produktivvermögen“ (S. 131). Ob es sich dabei um betriebliche Rege-

lungen oder um überbetriebliche Fonds handeln soll, lassen sie explizit offen. 

Gleichwohl fordern sie, dass Mitbesitz und Mitbestimmung nicht ohneeinander 

diskutiert werden und dass Betriebs- und Unternehmensmitbestimmung „den 

sich wandelnden gesellschaftlichen Anforderungen und Bedürfnissen angepasst 

werden“ (S. 131). Welche Anforderungen und Bedürfnisse das sind, lässt sich 

dem Text nicht entnehmen.

Berufl iches Aus- und Fortbildungssystem: In der Berufsbildung kommt es 

Bündnis 90/Die Grünen darauf an, dass jeder Mensch die Möglichkeit in einer 

lernenden Gesellschaft haben müsse, seine Bildungsbiografi e individuell zu gestal-

ten (S. 99). Dabei wird vor allem auf eine kürzere Erstausbildung und begleitende 

berufl iche Fortbildungen gesetzt, eine Art „Baukastensystem“ (S. 99). Die Erstaus-

bildung sei dazu – im Sinne der Nachhaltigkeit – auf (berufl iche und berufsüber-

greifende) „Kernqualifi kationen“ zu konzentrieren (S. 100). Die Betriebe hätten 

die Verantwortung, Spezifi zierung für die konkrete betriebliche Alltagspraxis 

zur Verfügung zu stellen. Diese Positionen sind im Verhältnis zu SPD und CDU 

nicht klar formuliert: Ob an dem dualen System der Berufsbildung festgehalten 

werden soll, ob auch weiterhin die Betriebe verantwortlich sein sollen (sowohl 

fi nanziell als auch gemeinsam mit Berufsschulen für die Lerninhalte), bleibt offen. 

Ob und wie die Möglichkeiten eines lebensbegleitenden Lernens fi nanziell und 

organisatorisch abgesichert werden sollen, auch das bleibt eine offene Frage – so 

wird lediglich auf die Tarifparteien verwiesen und darauf, dass es eine „Balance 

zwischen privaten und öffentlichen Mitteln“ geben müsse (S. 103).

Insgesamt präsentieren Bündnis 90/Die Grünen ein Programm, das sich an 

Nachhaltigkeit orientiert. Im Verhältnis zwischen Staat und Wirtschaft, also 

auch in Bezug auf die Frage, wie eine koordinierte Marktwirtschaft aussehen 

kann, erweist sich das Programm als eine Mischung aus liberalen Ansätzen 

(z. B. Ordnungsrahmen, aber auch die individuellen Anteile im Bildungssystem) 

und sozialdemokratischen Ansätzen. Ob es sich dabei um ein in sich schlüssiges 

Gesellschaftsmodell handelt, bleibt offen.
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5.4.  Karlsruher Thesen der FDP
Von Jochen Dahm und Simon Vaut

Die FDP hat sich 2012 in Karlsruhe ein neues Grundsatzprogramm gegeben. Es 

wurde am 22. April beschlossen. Der Titel lautet „Verantwortung für die Frei-

heit. Karlsruher Freiheitsthesen der FDP für eine offene Bürgergesellschaft“ und 

beschreibt in 101 Thesen das politische Grundverständnis der Liberalen.  Für die 

wirtschaftspolitische Orientierung der FDP ist vor allem ihr starkes Bekenntnis zur 

Sozialen Marktwirtschaft kennzeichnend. Die FDP schreibt: „In unserer Demo-

kratie bilden der liberale Rechtsstaat und die Soziale Marktwirtschaft gemeinsam 

die liberale Grundordnung.“ (S. 13)

Detaillierter fasst die FDP ihr Verständnis der Sozialen Marktwirtschaft wie folg: 

„Die Soziale Marktwirtschaft ist die liberale Werteordnung für die Wirtschaft. Sie ist 

eine Wirtschaftsordnung, die darauf angelegt ist, Wohlstand, Beschäftigung und 

sozialen Ausgleich zu schaffen und die Verantwortung für nachhaltiges Wirtschaf-

ten ermöglicht. In dieser Verbindung liegt seit jeher ihre besondere Stärke.“ (S. 78)

In Kapitel 3.2 des Lesebuchs wurde darauf hingewiesen, das sehr unterschiedliche 

politische Strömungen und Interessengruppen den populären Begriff der Sozi-

alen Marktwirtschaft für sich nutzen. Das führt zu einer gewissen Beliebigkeit. 

Die Balance von Sozialpolitik und Regulierung in der Sozialen Marktwirtschaft 

wird dabei höchst unterschiedlich interpretiert. Das wird etwa deutlich, wenn 

die FDP die Soziale Marktwirtschaft in Zusammenhang mit Sozialen Sicherungs-

systemen unter der Überschrift „Unsere Freiheit ist niemals ganz gewonnen“ 

(S. 16) thematisiert. Dort heißt es dann: „Eine Überlastung der Sozialsysteme 

bedroht die Freiheit und die Soziale Marktwirtschaft.“ (S. 17)

Finanzsystem: Finanzierungsfragen von Unternehmen thematisiert die FDP 

in ihrem Grundsatzprogramm nicht. Sie fordert unter dem Eindruck der im 

Programm mehrfach thematisierten Finanzmarktkrise von 2008 aber u. a. eine 

„Stärkung der Bankenaufsicht“ (S. 80) und schreibt: 

„Wo Banken, Fonds oder Unternehmen systemrelevant sind, können sie für die 

Soziale Marktwirtschaft bedrohlich werden.“ (S. 18) Gleichzeitig führt sie aus: 

„Die Finanzkrise und die Staatsschuldenkrise haben aber auch dazu geführt, 

dass die Idee der Sozialen Marktwirtschaft in Zweifel gezogen wird. Nicht nur 
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linke Parteien betreiben inzwischen eine Politik, die eher einer marktorientierten 

Staatswirtschaft ähnelt.“ (S. 8)

Arbeitsbeziehungen: Die Gewerkschaften werden im Programm der FDP in 

101 Thesen zweimal genannt – als mögliche Orte, in denen sich Bürgerinnen 

und Bürger engagieren können (Vgl. S. 67 und S. 71). Die Worte Tarifvertrag 

oder Tarifpartner fi nden sich im Programm der FDP nicht. Einmal fällt das Wort 

Tarifautonomie. (Vgl. S. 83) Stattdessen werden Arbeitnehmerinnen und Arbeit-

nehmer im Programm der FDP als Einzelpersonen thematisiert. So heißt es etwa: 

„Die Soziale Marktwirtschaft lebt gleichermaßen von Unternehmergeist und 

Arbeitnehmern, die sich in ihr Unternehmen einbringen.“ (S. 82)

In der These 80 „Verantwortung am Markt, Mündige Verbraucher, ehrbare 

Kaufl eute, mitbestimmende Arbeitnehmer“ (S. 81) fällt in der Überschrift das 

Stichwort Mitbestimmung. Im folgenden Text wird es nicht weiter ausgeführt. 

Gefordert wird aber: Die Arbeitnehmer sollen stärker als bisher am Unterneh-

menserfolg beteiligt werden.“ (S. 83)

Berufl iches Aus- und Fortbildungssystem: Die FDP sieht im dualen System 

der dualen Berufsausbildung ein „Erfolgsmodell“ (S. 52) und „Vorbild für viele 

Länder“ (S. 58). Das Programm führt aus: „Die Berufsbildung in ihrer Einheit 

von betrieblicher und schulischer Bildung sichert über lange Zeiträume hoch-

qualifi zierten Nachwuchs für Handwerk, Wirtschaft und Verwaltung.“ (S. 58)

Gleichzeitig betont das Programm den Wert von Weiterbildung: „Bildung ist des-

halb für Liberale auch nicht nach Schule, Ausbildung oder Studium beendet. Sie 

ist vielmehr eine lebenslange Aufgabe in Form von berufl icher und allgemeiner 

Weiterbildung.“ (S. 55) In Bezug auf die Umsetzung dieses Anspruches macht 

das Programm widersprüchliche Angaben. Einerseits formuliert das Programm 

in Bezug auf Weiterbildung: „Nach unserer Überzeugung ist hierfür neben dem 

Einzelnen und den Unternehmen auch der Staat mitverantwortlich. Er kann indi-

viduelle Anstrengungen unterstützen, indem er privates Bildungssparen oder 

berufl iche Weiterbildung fördert.“ (S. 55)

Anderseits führt es aber auch aus: „Arbeitgeber und Arbeitnehmer sind gleicher-

maßen verantwortlich für die betriebliche und individuelle Weiterbildung der 

Mitarbeiter. Denn Weiterbildung ist die beste persönliche Absicherung gegen 
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Arbeitslosigkeit. Durch Eigenverantwortung der Vertragsparteien kann auf den 

Eingriff in die Tarifautonomie durch den Staat verzichtet werden.“ (S. 83)

Einordnung: Die Wiesbadener Grundsätze, das Grundsatzprogramm der FDP vor 

den Karlsruher Thesen ließ sich klar dem Ziel eines unkoordinierten Kapitalismus 

zuordnen.8 Das ist beim aktuellen Programm, das nach der Finanzmarktkrise 2008 

vor dem Hintergrund einer gesellschaftlich allgemein kritischeren Haltung gegenüber 

ungezügelten Märkten entstandenen ist, nicht mehr so eindeutig Das liegt einerseits 

daran, dass zu einigen Feldern inhaltliche Aussagen fehlen. Anderseits ist das neue 

Programm in der Sprache weniger eindeutig formuliert und beschreibt vor allem all-

gemein Ziele, weniger Instrumente. Ein sprechendes Beispiel: „Um die Soziale Markt-

wirtschaft zu verteidigen, müssen wir die Soziale Marktwirtschaft stärken.“ (S. 9)

Die FDP hebt einerseits einige Aspekte des koordinierten Kapitalismus wie etwa 

das duale Ausbildungssystem besonders hervor und sie beschreibt den Staat an 

einer Stelle durchaus als „Schiedsrichter des Markes“ (S. 80). Sie thematisiert 

diese Rolle aber vor allem in Zusammenhang mit Kartellfragen. 

Auf der anderen Seite ist das Programm der FDP von einer großen Staatsskepsis 

getragen. Zitate wie „Wir Liberalen vertrauen dagegen den Menschen mehr als 

dem Staat“ (S. 23) oder „Wir setzen auf individuelle Verantwortung, nicht auf 

staatliche Versprechen“ (S. 23) machen dies deutlich. Besonders bezeichnend ist 

auch das Zitat: „Zudem befreien wir die Soziale Marktwirtschaft von den vielen 

kleinen Fesseln der Bevormundung.“ (S. 23) Verglichen mit den anderen Parteien 

steht die FDP daher nach wie vor  einem unkoordinierten Kapitalismus am nächsten.

 

5.5.  Das Erfurter Programm 
der Partei „Die Linke“
Von Jochen Dahm und Simon Vaut

Die aus WASG und PDS hervorgegangene Partei „Die Linke“ hat ihr Parteipro-

gramm am 23. Oktober 2011 in Erfurt beschlossen und anschließend mit einem 

Mitgliederentscheid bestätigt. Es löst das „programmatische Gründungsdoku-

ment“ vom März 2007 ab.

8  Vgl. dazu die 2. Aufl age dieses Bandes.
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Das Programm der Partei „Die Linke“ hat fünf Kapitel. In der Präambel beschäf-

tigt sich die Partei u. a. mit ihrer SED-Vergangenheit. Die Kapitel zwei und drei 

sind für die wirtschaftspolitische Verortung zentral und tragen die Überschriften 

„Krisen des Kapitalismus – Krisen der Zivilisation“ und „Demokratischer Sozia-

lismus im 21. Jahrhundert“. 

Die Partei „Die Linke“ charakterisiert das bestehende Wirtschaftssystem als „glo-

balen Kapitalismus“ (S. 4). Dessen Resultate sind für Deutschland laut Programm 

u. a. „ein wachsender Niedriglohnsektor, Arbeitsplatzvernichtung, Abbau von 

sozialen Leistungen, verarmte Kommunen, fehlende Ausbildungsplätze, soziale 

Bildungsprivilegien, Zwei-Klassen-Medizin, alte Menschen in Armut oder ohne 

menschenwürdige Pfl ege“. (S. 4)

Die Partei „Die Linke“ will dem ein „anderes Wirtschafts- und Gesellschaftssys-

tem: den demokratischen Sozialismus“ (S. 4) entgegensetzen. Das Programm 

formuliert: „Die Linke kämpft für eine andere, demokratische Wirtschaftsord-

nung, die die Marktsteuerung von Produktion und Verteilung der demokrati-

schen, sozialen und ökologischen Rahmensetzung und Kontrolle unterordnet. 

Sie muss auf öffentlichem und demokratisch kontrolliertem Eigentum in der 

Daseinsvorsorge, an der gesellschaftlichen Infrastruktur, in der Energiewirtschaft 

und im Finanzsektor beruhen.“ (S. 5–6)  

Finanzsystem: Die Partei äußerte sich im Kontext der Finanzierung von Unter-

nehmen über Aktien kritisch: „Großanleger und Finanzinvestoren nötigen Unter-

nehmen, in deren Aktien sie oft nur für kurze Zeit investieren, zu rücksichtslosen 

Rationalisierungsschüben, zur Abtrennung von weniger rentablen Firmenteilen, 

zur Senkung von Löhnen, Arbeits- und Sozialstandard.“ (S. 22) 

Bezüglich Kreditfi nanzierungen fordert die Partei: „Banken müssen gesetzlich 

verpfl ichtet werden, einen festgelegten Mindestanteil ihrer Bilanzsumme in 

Form von Kleinkrediten zu niedrigen Zinsen an mittelständische Unternehmen 

zu vergeben.“ (S. 39)

Gleichzeitig spricht sich das Programm generell für eine Verstaatlichung priva-

ter Banken aus (Vgl. S. 39) und führt aus: „DIE LINKE tritt für ein Bankensystem 

aus drei Säulen ein: Sparkassen, Genossenschaftsbanken und staatliche Groß-

banken.“ (S. 32) 
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Arbeitsbeziehungen: Aus Sicht der Partei „Die Linke“ ist Deutschland eine 

„Klassengesellschaft“ (S. 18). Das Programm formuliert: „Die große Mehrheit 

der Erwerbstätigen arbeitet als abhängig Beschäftigte. Sie erhalten nur einen 

Teil der von ihnen geschaffenen Werte als Lohn, den Überschuss eignen sich die 

Kapitaleigner an.“ (S. 18) 

Die soziale Marktwirtschaft war aus Sicht der Partei „Die Linke“ ein „Kompro-

miss zwischen Lohnarbeit und Kapital […], der die Herrschaft des Kapitals nicht in 

Frage stellte“. (S. 14) Entsprechend formuliert sie: „Die Lohnabhängigen haben 

das gemeinsame Interesse, ihre Einkommen, Arbeitsbedingungen und ihre soziale 

Absicherung durch betriebliche, tarifl iche und gesetzliche Regelungen zu verbes-

sern und so die kapitalistische Herrschaft und Ausbeutung zu beschränken.“ (S. 19)

Die Partei „Die Linke“ spricht sich u. a. für „politische Streiks und Generalstreik 

als Kampfmittel der Beschäftigten“ (S. 7) und für ein „Verbandsklagerecht der 

Gewerkschaften“ aus.  (S. 37). Sie fordert: „Tarifverträge müssen leichter als 

bisher für allgemeinverbindlich erklärt werden können“ (S. 36), und ein „Verbot 

von Massenentlassungen“ (S. 38). 

Berufl iches Aus- und Fortbildungssystem: Die Partei „Die Linke“ spricht 

sich für „ein fl ächendeckendes und auswahlfähiges Angebot an Ausbildungs-

plätzen“ (S. 58) aus, das mit einer „solidarischen Umlagefi nanzierung“ (S. 58) 

sichergestellt werden soll. Sie hält am dualen Ausbildungssystem als „Kern der 

Berufsausbildung“ (S. 58) fest. Dessen Qualität will sie verbessern, „substan-

zielle Mitbestimmungsrechte von Auszubildenden“ (S. 58) erreichen und tritt 

für die gleichberechtigte Mitwirkung von Öffentlicher Hand, Arbeitgebern und 

Arbeitnehmern an der Berufsausbildung ein. (Vgl. S. 58)

Aus Sicht der Partei „Die Linke“ muss die Zahl der Hochschulen und Studie-

renden erhöht werden. (Vgl. S. 58) Gleichzeitig will sie „Weiterbildung und 

lebenslanges Lernen als öffentliche Aufgabe und individuelles Recht ausbauen.“ 

(S. 58) Sie fordert u. a.: „Alle Erwachsenen in Ausbildung sollen bei individuellem 

Bedarf eine bedarfsdeckende und elternunabhängige Förderung erhalten. (S. 59)

Bewertung

Insgesamt präsentiert die Partei „Die Linke“ ein Programm, das besonders stark 

auf den Staat setzt. Im Schema koordinierter gegenüber unkoordiniertem Kapi-
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talismus lässt es sich nicht eindeutig zuordnen. Aus dem Programm kann zwar 

einerseits das Ziel einer sehr starken Koordinierung gelesen werden. Gleichzeitig 

beschreibt die Partei „Die Linke“ aber auch das Ziel, das derzeitige Wirtschafts-

system grundsätzlich zu überwinden. In der Darstellung der Alternative wird das 

Programm allerdings nicht konkret. Die Alternative wird mit Schlagworten wie 

Demokratisierung, Vergesellschaftung und Regulierung nur grob umrissen. Das Pro-

gramm der Partei „Die Linke“ bewegt sich also zwischen einer Stärkung des koor-

dinierten Kapitalismus und der Forderung eines grundlegenden Systemwandels.

Generell ist das Programm der Partei „Die Linke“ geprägt von Formulierungen 

wie „Wir wollen“, „Wir fordern“ sowie von  Konstruktionen mit „es muss“ – 

etwa: „Die Macht der multinationalen Konzerne muss begrenzt, eingeschränkt 

und gebrochen werden.“ (S. 14) 

Diese sehr abstrakten Zielbeschreibungen werden kaum priorisiert und stehen 

teilweise unverbunden nebeneinander. Konkret wird das Programm vor allem 

dort, wo es Ablehnung zum Ausdruck bringt. Die konstruktive eigene Perspek-

tive bleibt im Vergleich oft unbestimmt.

5.6.  Bewertung der Programme nach den 
Zielen der Sozialen Demokratie

Soziale Demokratie orientiert sich an der formalen Geltung und realen Wirkung der 

von den Vereinten Nationen 1966 niedergelegten und von der überwältigenden 

Anzahl von Ländern ratifi zierten Grundrechtspakte. Dabei ist innerhalb der bisherigen 

Ausführungen in diesem Band bereits deutlich geworden, dass gerade koordinierte 

Marktwirtschaften (wie die skandinavischen) den normativen Ansprüchen einer Sozi-

alen Demokratie nahekommen. Insofern lautet die Frage, in welcher Weise sich die 

Parteien für eine Fortführung oder Änderung koordinierter Marktwirtschaft einsetzen.

Bei den Parteiprogrammen der fünf Parteien handelt es sich um „Absichts-

erklärungen“, die darüber Auskunft geben, in welche Richtung die Parteien 

– die politische Macht einmal vorausgesetzt – das deutsche Wirtschafts- und 

Gesellschaftssystem weiterentwickeln wollen. Inwieweit die Parteien sich dabei 

an ihre Programme halten, muss an dieser Stelle unberücksichtigt bleiben. 
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Insgesamt lässt sich – sicherlich nicht ohne persönliche Wertung – folgendes 

Resümee ziehen:

• Die CDU vertritt in diesem Kontext eine koordinierte Marktwirtschaft auf 

niedrigerem Niveau als heute. Anklänge an wirtschaftsliberales Gedan-

kengut werden mit individuell moralischem Unternehmertum kombiniert. 

Kollektive Formen der Mitbestimmung und Steuerung werden tendenziell 

abgelehnt oder sollen verringert oder fl exibilisiert werden.

• Die FDP verfi cht in ihrem Programm am deutlichsten eine unkoordinierte und 

liberalistische Marktwirtschaft. Warum dieses vorgestellte Gesellschafts-

modell eine „soziale Marktwirtschaft“ sein soll, lässt sich nicht erkennen.

• Bündnis 90/Die Grünen stehen zu einer koordinierten Marktwirt-

schaft, die in Richtung einer „solaren Gesellschaft“ umgebaut werden 

soll. Dazu werden Anleihen bei liberalen Vorstellungen, zivilgesellschaftli-

chen Elementen und kollektiven Steuerungselementen gemacht. Insgesamt 

ist das Parteiprogramm von Bündnis 90/Die Grünen am längsten, aber in 

der konkreten Vorstellung einer koordinierten Wirtschaft wenig deutlich.

• Die Partei „Die Linke“ vertritt mit Nachdruck eine Regulierung der Wirtschaft 

und setzt sich für einen das Individuum schützenden Staat ein. Sie fällt aber in 

gewisser Weise aus dem Bewertungsspektrum heraus: „Die Linke“ beschreibt 

das Ziel, das derzeitige Wirtschaftssystem grundsätzlich zu überwinden. In 

der Darstellung der Alternative wird das Programm allerdings nicht konkret.

• Die SPD steht in ihrem Programm deutlich zu einer koordinierten Markt-

wirtschaft und ihrer Ausweitung. Dabei orientiert sich die Ausweitung an 

der Beschreibung von umfassenden Freiheitsrechten, wie sie in den UN-Pakten 

festgehalten werden. Aufgegriffen wird aber auch der Bedarf, die gesellschaft-

liche Steuerung anzupassen. Hier werden vor allem der Bereich der Nachhal-

tigkeit, der Internationalisierung der Finanzmärkte und der Flexibilisierung der 

Wirtschaftsprozesse und ihrer sozialen Absicherung in den Blick genommen.

Die Parteien lassen sich nach dieser Einschätzung bezüglich der drei genannten 

wirtschaftspolitischen Ziele wie folgt verorten:
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CDU und FDP zeigen eine deutliche Affi nität zum Wachstumsziel und ordnen 

diesem die anderen Ziele in der Tendenz unter. Ablehnung bzw. Skepsis sind bei 

der Idee des „sozialen Ausgleichs“ vorhanden. 

Bündnis 90/Die Grünen orientieren sich mit ihrem Konzept des „solaren Umbaus“ 

der sozialen und ökologischen Marktwirtschaft vor allem an dem Ziel der ökologi-

schen Nachhaltigkeit. „Sozialer Ausgleich“ wird als Ziel unterstützt, während eine 

klare Unterordnung des Ziels „qualitativen Wachstums“ unterstellt werden kann.

Für die Partei „Die Linke“ lässt sich eine klare Orientierung auf das Ziel „sozialen 

Ausgleichs“ feststellen. Für die SPD lässt sich eine gleichberechtigte und ausge-

glichene Orientierung auf die drei Zielsphären feststellen.

Abb. 8:  Schematische Darstellung der Verortung der Parteien nach ihrer Hauptpräferenz in 

der wirtschaftspolitischen Zielsetzung

Zurück zu der Ausgangsfrage: Wirtschaftliche und soziale Kompetenz der Par-

teien scharf zu trennen ist eine gefährliche Verkürzung, die für die Beurteilung 

von Politik nur sehr wenig Aussagekraft hat. Die Analyse der Parteiprogramme 

zeigt aber auch, dass die Parteien sehr unterschiedliche Zielvorstellungen haben, 

wie Wirtschaft gesellschaftlich organisiert und eingebettet werden soll. Erst ein 

Blick auf diesen weiteren Rahmen ermöglicht es, sich in der Parteienlandschaft 

selbst zu orientieren und zu entscheiden.

Sozialer Ausgleich

Wachstum

FDP
CDU

SPD

Die Linke Grüne

Nachhaltigkeit
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6.  WIRTSCHAFTSORDNUNGEN: 
LÄNDERMODELLE

Worum es in diesem Kapitel geht:

• Basierend auf der vorangegangenen Differenzierung in koordinierte und 

unkoordinierte Kapitalismustypen werden nach der vorgestellten Theorie 

von David Soskice und Peter A. Hall verschiedene Wirtschaftssysteme ver-

glichen.

• Die Untersuchungsdimensionen sind das Finanzierungssystem, die Arbeits-

beziehungen, das Ausbildungssystem und die Beziehungen der Unterneh-

men untereinander. 

• Im Fokus dieser Betrachtung stehen die USA, Großbritannien, Deutschland, 

Schweden und Japan.

• Sie decken eine weite Spannbreite ab. Dabei entsprechen die USA am ehes-

ten dem unkoordinierten Idealtyp und Schweden am ehesten dem koor-

dinierten Idealtyp.

• Diese verschiedenen Wirtschaftsmodelle können auch in Zeiten offener 

Märkte nebeneinander existieren. Sie sind unterschiedlich voraussetzungsvoll 

und aus Sicht der Sozialen Demokratie verschieden zu beurteilen.

6.1.  USA
9

Von Simon Vaut

Die USA sind ein typischer Vertreter unkoordinierter Marktwirtschaft (Meyer 

2005a: 279 ff.) und stehen in der Tradition von Marktliberalismus, Skepsis gegen-

über staatlichen Eingriffen und Individualismus. Das amerikanische Wirtschafts-

system verfolgt hauptsächlich die Ziele, dem Konsumenten zu dienen und die 

Vermehrung von Vermögen zu ermöglichen – auf Kosten sozialer Grundrechte 

(Gilpin 2001: 150). 

9  Die Darstellung der Länderbeispiele USA und Deutschland ist in großen Teilen an die Darstellung in Meyer 
(2005a: 279–282) angelehnt. Wir danken für die freundliche Genehmigung des Autors.
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Phasenweise kann dieses Urteil relativiert werden. In den 1930er Jahren setzte 

etwa Präsident Franklin D. Roosevelt mit seinem „New Deal“, einem großangeleg-

ten Konjunkturprogramm, auf eine stärkere Koordinierung der Wirtschaft. Auch 

die Politik des Präsidenten Lyndon B. Johnson in den 1960er Jahren mit seinem 

„Krieg gegen die Armut“ („war on poverty“) ging in diese Richtung. Aber auch 

in diesen Phasen blieb die Wirtschaft der USA insgesamt sehr unkoordiniert. Auf 

eine besonders geringe Koordinierung der Wirtschaft zielte die Politik der US-

Präsidenten Ronald Reagan (1980er Jahre) und George W. Bush ab. 

Finanzsystem

Die Finanzierung amerikanischer Unternehmen erfolgt hauptsächlich über den 

Kapitalmarkt. Dies erhöht die Transparenz der Finanzkennzahlen, da die börsenno-

tierten Unternehmen regelmäßig ihre Bilanzen veröffentlichen müssen. Die Inte-

ressen der Aktionäre an möglichst hohen Dividenden bestimmen wesentlich die 

Unternehmensstrategie. Dies wird als Shareholder-Value-Prinzip bezeichnet. 

Der Zugang zu Kapital ist abhängig von der Einschätzung der Gewinnaussich-

ten der Firma durch die Aktionäre. Fusionen und Übernahmen von Firmen sind 

weniger reguliert als in anderen Ländern. Die Unternehmensführungen in den 

USA stehen aus diesen Gründen unter dem Druck, in möglichst kurzer Zeit mög-

lichst hohe Gewinne zu erzielen. Eine zu geringe Rendite kann die Entlassung 

des Managements, Kapitalentzug durch die Börse oder eine Firmenübernahme 

zur Folge haben.

Arbeitsbeziehungen

Verbände von Kapital und Arbeit sind in den USA eher Lobbyorganisationen 

für Brancheninteressen als gesamtgesellschaftlich verantwortliche Akteure. Die 

Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände sind im Vergleich zu koordinierten 

Marktwirtschaften insgesamt schwach und haben kaum einfl ussreiche Dach-

verbände. Allerdings gibt es in einigen Sektoren durchsetzungsstarke Gewerk-

schaften, die Partikularinteressen wirkungsvoll vertreten. Zum Beispiel gibt es in 

Kalifornien eine gut organisierte Gewerkschaft der Gefängniswärter, die nicht 

unerheblichen Einfl uss auf die Politik bis hin zur Regulierung des Strafvollzugs 

hat. Dabei stehen die Einzelinteressen der organisierten Mitglieder jedoch vor 

Gemeinwohlinteressen. Der gesetzliche Kündigungsschutz ist in den USA kaum 

ausgebildet. Arbeitsbeziehungen sind aus diesen Gründen durch kurzfristige 

Beschäftigungsverhältnisse und Lohnverhandlungen auf betrieblicher Ebene 
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gekennzeichnet. Flächentarifverträge wie in koordinierten Marktwirtschaften 

sind aufgrund der über die letzten Jahrzehnte immer schwächer gewordenen 

Gewerkschaften in den USA weitgehend unbekannt. Robert Reich führt diesen 

Niedergang der Gewerkschaften von einem Organisationsgrad im Jahr 1955 von 

33 % auf nur noch 8 % im Jahre 2006 auf zwei Faktoren zurück: zum einen auf 

die explizit gewerkschaftsfeindliche Politik von Unternehmen und zum ande-

ren auf eine zunehmend gewerkschaftsfeindliche Regierungspolitik. Präsident 

Ronald Reagan verhängte z. B. 1981 gegen streikende Fluglotsen ein lebenslan-

ges Berufsverbot (Reich 2008: 108 ff.).

Schul- und Ausbildungssystem

Ein insgesamt fl exibler Arbeitsmarkt wird zusätzlich durch ein Ausbildungssys-

tem unterstützt, das eher allgemeine Qualifi kationen vermittelt, die über Firmen 

und Branchen hinweg anwendbar sind. Arbeitnehmer können ziemlich leicht 

entsprechend der Konjunktur kurzfristig angestellt oder entlassen werden („hire 

and fi re“). Da der Arbeitsmarkt relativ unreguliert und die Fluktuation auf dem 

Arbeitsmarkt hoch ist, neigen amerikanische Arbeitnehmer dazu, in allgemeine 

Ausbildungen zu investieren, die sie auch in ihrem nächsten Job verwenden kön-

nen. Und da sich die Arbeitgeberverbände nur in schwacher Form koordinieren 

können, gelingt es Unternehmen nicht, in industriespezifi schen Ausbildungs-

programmen zusammenzuarbeiten. Infolgedessen lassen sich Arbeitnehmer in 

den USA eher in allgemeinen Fertigkeiten ausbilden, die besonders gut zu den 

konjunktursensiblen Dienstleistungssektoren passen. Für viele Unternehmen 

und Sektoren führt das zu einem Mangel an Fachkräften.

Defi zite der öffentlich fi nanzierten Wissenschaften werden teilweise durch 

Quersubventionierung aus dem Rüstungssektor ausgeglichen. Zahlreiche Inno-

vationen, die im zivilen Sektor umgesetzt wurden, entstanden aus militärischen 

Entwicklungen, z. B. im Flugzeugbau, in der Satellitentechnik oder in der Infor-

mationstechnologie (Reich 2008).

Beziehungen der Unternehmen untereinander

Amerikanische Unternehmen stehen untereinander in einem viel stärkeren Wett-

bewerb als Firmen in koordinierten Marktwirtschaften wie in Schweden oder 

Deutschland, die eher auf Kooperation mit anderen Unternehmen, mit dem Staat 

und mit Gewerkschaften setzen (Hinchmann 2006: 350). Die Firmen sind unter-

einander nur gering verfl ochten: Weder Banken noch andere Firmen haben Sitze 
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USA

Bruttoinlandsprodukt 
pro Kopf 2008

38.800 €
BIP pro Kopf im Kaufkraftstandard (KKS);
ein KKS entspricht der Kaufkraft eines Euro
im EU-27-Durchschnitt (Quelle: Eurostat)

Durchschnittliches Wirt-
schaftswachstum 1990–2007

2,0 %

Durchschnittliches jährliches Wirtschafts-
wachstum pro Kopf bei konstanten Preisen
(Quelle: Human Development Index 2009, 
S. 195)

Staatsverschuldung 2008 70,7 %
Staatsverschuldung in % des BIP
(Quelle: Bundesministerium für Finanzen, 
Monatsbericht 12/2009, S. 99)

Leistungsbilanz 2008 – 4,9 %

Saldo der Bilanz aller Exporte und Importe 
von Gütern in % des BIP (Quelle: Interna-
tionaler Währungsfonds. World Economic 
Outlook 10/2009, S. 187)

Beschäftigungsquote 2008
70,9 % 

(65,5 %)

Anteil der erwerbstätigen Personen 
(Frauen) im Alter von 15–64 im Verhältnis
zur Gesamtbevölkerung (Quelle: Eurostat)

Arbeitslosenquote 2008 5,8 % Anteil der Arbeitslosen an der Erwerbsbe-
völkerung (Quelle: Eurostat)

Einkommensungleichheit 
gemessen im
Gini-Koeffi zienten 2009

40,8 %

Kennzahl für die Ungleichverteilung von 
Einkommen, 100 % = maximale Ungleich-
heit (Quelle: Human Development Report 
2009, S. 195)

Fraueneinkommen gemes-
sen am Männereinkommen

62 %
Prozentsatz des Einkommens, das Frauen im 
Verhältnis zu Männern verdienen (Quelle: 
Human Development Index 2009, S. 186)

Armutsindex 2009 15,2 %

Der Armutsindex setzt sich aus verschie-
denen Indikatoren zusammen (u. a Lebens-
erwartung, Alphabetisierungsrate, Zugang
zu Gesundheitsversorgung), 0 = min. 
Armut, 100 = max. Armut (Quelle: Human 
Development Report 2009, S. 180)

Gewerkschaftlicher 
Organisationsgrad 2007

11,6 %

Anteil der Erwerbsbevölkerung, die in 
Gewerkschaften organisiert ist 
(Quelle: OECD)
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in Aufsichtsräten inne. In den USA dominiert seit jeher die Idee wirtschaftlicher 

Handlungsfreiheit, so dass der Staat nur in das Marktgeschehen eingreift, um 

dessen Funktionsfähigkeit zu erhalten und beispielsweise Kartellbildungen zu 

unterbinden. Das ausgeprägte Antikartellrecht soll Kooperationen von Unter-

nehmen, wie z. B. Preisabsprachen, unterbinden. 

Zusammenfassung USA 

Die weitgehend unkoordinierte Marktwirtschaft der USA bietet den Unterneh-

men die Möglichkeit, fl exibel auf Marktentwicklungen zu reagieren, erhöht 

aber auch den Druck zur kurzfristigen Anpassung an Marktveränderungen. 

Das amerikanische System der Arbeitsbeziehungen ist daher weniger effektiv 

bei der Entwicklung aufwändiger Produktionsstrategien, die langfristig stabile 

Beschäftigungen verlangen. Es begünstigt stattdessen auf Risikokapital ange-

wiesene Innovationssektoren, wie z. B. Informationstechnologien, sowie einen 

großen Dienstleistungssektor, der auf einem generalistischen Ausbildungsprofi l 

und einem geringeren Lohnniveau basiert.

Die USA haben mit ihrem Wirtschaftssystem insgesamt höhere Wachstumsraten 

als die europäischen Länder erzielt: Seit den 1990er Jahren wuchs die amerikani-

sche Wirtschaft im Schnitt um 3 %, während die der EU-Staaten um 2,2 % wuchs. 

Allerdings wird dieser Wohlstandsgewinn in den USA immer ungleicher verteilt. 

Während in den 1950er Jahren Vorstandsgehälter das Gehalt der im selben Unter-

nehmen beschäftigten Arbeiter um das 25-Fache überstiegen, ist es heute im Schnitt 

das 350-Fache (Reich 2008: 144). In den USA herrscht wegen der chronisch unter-

fi nanzierten öffentlichen Haushalte ein Nebeneinander von privatem Reichtum 

und öffentlicher Armut. Das führt u. a. zu einer im Vergleich zu anderen Ländern 

schlecht ausgestatteten öffentlichen Infrastruktur (Hinchmann 2006: 352). 

Die Wahl von Barack Obama im Jahr 2008 stand unter dem Motto „Change“ (Wan-

del). Vieles deutet darauf hin, dass es tatsächlich zu einem Politikwechsel kommen 

wird (Vaut 2007 und 2008). Interessant ist jedenfalls, dass einer der Vordenker der 

Demokratischen Partei in den USA, William Galston, bereits im Juni 2008 einen viel 

beachteten Aufsatz mit dem Titel „How Big Government Got Its Groove Back“ ver-

öffentlichte. Seine These: Die Ideologie des schlanken Staates, der wenig reguliert 

und eingreift, sei vorbei. Es beginne eine neue Ära des „big government“ mit mehr 

Regulierung, mehr Koordinierung und einer höheren Staatsquote (Galston 2008).
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6.2.  Großbritannien
Von Christian Krell

Großbritannien wird oft als Pionier des Kapitalismus beschrieben. Hier entfalteten 

sich Industrialisierung, Freihandel und Liberalismus früher als in vielen anderen Staa-

ten. Zugleich wurden hier auch die Schattenseiten eines ungezügelten Kapitalismus 

besonders früh deutlich. Nicht zufällig schilderte Friedrich Engels die oft unmensch-

lichen Lebens- und Arbeitsbedingungen abhängiger Arbeiter in der Mitte des 

19. Jahrhunderts am Beispiel der „Lage der arbeitenden Klassen in England“.

Seit Erscheinen dieser Studie hat sich freilich Entscheidendes im britischen Kapi-

talismus geändert. Aber auch Kontinuitäten können festgestellt werden. Die 

britische Wirtschaftsordnung ist heute immer noch besonders liberal. Die inter-

national vergleichende Kapitalismusforschung beschreibt Großbritannien daher 

als unkoordinierte, liberale Marktökonomie.

Im Folgenden werden die wichtigsten Dimensionen des britischen Wirtschafts-

typs beschrieben.

Finanzierungssystem und Eigentümerstruktur

Im britischen Kapitalismus ist die aktuelle Ertragslage eines Unternehmens ent-

scheidend für die Unternehmensfi nanzierung. Britische Unternehmen benötigen 

für Investitionen das „ungeduldige“ Geld der dynamischen Aktien- und Finanz-

märkte. Entsprechend ist eine hohe Rentabilität wichtigste Voraussetzung für 

den Zugang zu Kapital. Damit unterscheidet sich Großbritannien beispielsweise 

von dem lange Zeit für Deutschland typischen Wirtschaftssystem, in dem Haus-

banken langfristig mit einem Unternehmen zusammenarbeiten und so häufi g 

über genaue Einblicke in ein Unternehmen, dessen Strategien und Strukturen 

verfügen. Im Vereinigten Königreich entscheiden Investoren und Finanziers auf 

Grundlage öffentlich zugänglicher Bewertungskriterien. Dabei steht die Renta-

bilität eines Unternehmens im Vordergrund. 

Auch die Eigentümerstrukturen in Großbritannien unterscheiden sich ganz wesent-

lich von den Besitzverhältnissen in koordinierten Marktökonomien. Während 

in Letzteren Beteiligungen an Firmen und Unternehmen oft von Investoren mit 

langfristigen und strategischen Interessen geprägt sind – z. B. anderen Unterneh-

men, Banken oder dem öffentlichen Sektor –, stellt sich das in Großbritannien 
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ganz anders dar. Etwa 80 % der Eigentümer an britischen Unternehmen sind 

Finanzinvestoren und private Anleger, deren erstes Interesse in der Regel eine 

möglichst hohe Profi tabilität der Unternehmen ist.

 

So genannte feindliche Firmenübernahmen – auch zum Zweck einer schnellen 

Gewinnmitnahme – sind aufgrund der weitreichenden Marktfi nanzierung und der 

Struktur der Finanzmärkte leichter möglich als in koordinierten Marktökonomien. 

 

Durch die starke Ausrichtung auf die Rentabilität – verknüpft mit dem ausge-

sprochen hierarchischen internen Aufbau – gelingen britischen Unternehmen 

einerseits zügige Umstrukturierungen in Richtung neuer und profi tabler Märkte; 

weniger ertragreiche Geschäftszweige werden zügig zurückgefahren. Anderer-

seits führt diese Ausrichtung jedoch auch zu einem für die britische Wirtschaft 

typischen „short-termism“, einer Orientierung auf das kurzfristig Erreichbare. 

Arbeitsbeziehungen

Es gab Phasen, da erschienen die britischen Gewerkschaften besonders stark. 

Der so genannte „winter of discontent“ ist ein Beispiel dafür. 1978/1979 lähmte 

ein landesweiter Streik das gesamte öffentliche Leben in Großbritannien: Der 

Müll wurde nicht mehr abtransportiert, der öffentliche Nahverkehr stand still 

und Verstorbene konnten nicht mehr bestattet werden. Tatsächlich sind intensive 

Streikphasen oft aber nicht Ausdruck einer starken Gewerkschaft. Starke und 

gut organisierte Gewerkschaften sind in der Regel in der Lage, die Interessen der 

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in Verhandlungen durchzusetzen, ohne auf 

Streiks zurückgreifen zu müssen. Entsprechend war der „winter of discontent“ 

eher ein Ausdruck unzureichender Verhandlungsmacht. Die britischen Gewerk-

schaften sind im internationalen Vergleich schwach. Das liegt zunächst daran, 

dass die britische Gewerkschaftslandschaft relativ zersplittert ist. In den 1990er 

Jahren existierten noch über 300 Gewerkschaften. Diese sind nicht nach Branchen, 

sondern nach Berufsgruppen organisiert, so dass in einem Unternehmen häufi g 

eine Vielzahl von Gewerkschaften vertreten ist. Ein zweiter Grund für die Schwä-

che der britischen Gewerkschaften ist, dass in Großbritannien, typisch für liberale 

Marktwirtschaften, keine Verpfl ichtung für Unternehmen besteht, Betriebsräte 

oder andere Formen der Arbeitnehmervertretung zu integrieren. Eine Form der 

Mitbestimmung, wie sie etwa in der deutschen Montanindustrie besteht, ist in 

Großbritannien weitgehend unbekannt. Drittens schließlich wurden die Rechte 

der Gewerkschaften in Großbritannien durch die konservative Regierung Thatchers 
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(1979–1990) systematisch beschnitten. Entsprechend ist der gewerkschaftliche 

Organisationsgrad heute vergleichsweise gering. In Großbritannien liegt der Anteil 

der Erwerbsbevölkerung, der in Gewerkschaften organisiert ist, bei knapp 30 %. 

Der öffentliche Sektor ist dabei deutlich besser organisiert als der private. 

Ähnlich wie die Arbeitnehmer sind auch die Arbeitgeber relativ schlecht organi-

siert. Durchsetzungsstarke Dachverbände existieren kaum und die Bedeutung 

der Arbeitgeberverbände ist rückläufi g. 

Aufgrund dieser Strukturen werden Tarife in der Regel auf betrieblicher Ebene verhan-

delt oder sind das Ergebnis individueller Aushandlungsprozesse zwischen Arbeitgebern 

und Arbeitnehmern. Seit 1999 gibt es hierbei allerdings in Form eines fl ächendecken-

den Mindestlohns eine Lohnuntergrenze, die nicht unterschritten werden kann. 

Die Beziehungen zwischen Unternehmen und den einzelnen Arbeitnehmern 

sind weit stärker von Marktkräften bestimmt als in koordinierten Marktwirtschaf-

ten. Die Arbeitnehmer verweilen vergleichsweise kurz in den Unternehmen und 

empfi nden daher in der Regel nur eine schwache Firmenbindung. Entlassungen 

sind relativ leicht durchsetzbar, da die schwachen Gewerkschaften diese nicht 

wirksam verhindern können und der Kündigungsschutz gering ist. Zugleich sind 

qualifi zierte Arbeitnehmer auf den fl exiblen Arbeitsmärkten aber auch leichter 

in der Lage, eine neue Beschäftigung zu fi nden. 

Die britischen Unternehmen sind insgesamt stärker hierarchisiert als Unternehmen 

in koordinierten Marktwirtschaften. Neben der Dominanz des CEO (Chief Executive 

Offi cer = Vorstandsvorsitzender) drückt sich dies auch in der Arbeitsorganisation 

aus. So ist die Teamarbeit hoch qualifi zierter Arbeiter, wie sie etwa in Deutschland 

häufi g anzutreffen ist, in Großbritannien eher selten. Eine konventionelle und 

strikt nachgehaltene Arbeitsteilung ist hier typisch (Wood 2001: 250).

Aus- und Weiterbildungssystem

Auf den fl exiblen Arbeitsmärkten Großbritanniens sind berufsspezifi sche Qua-

lifi kationen eher schwach ausgeprägt. Die Ursachen dafür sind aus Sicht der 

Arbeitgeber einfach nachvollziehbar: 

Zunächst besteht aufgrund der relativ kurzen durchschnittlichen Verweildauer der 

Arbeiter und Angestellten in den Unternehmen immer die Gefahr, dass sich die Inves-

tition in die Einzelperson nicht auszahlt oder möglicherweise gar einem konkurrie-
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renden Unternehmen zuträglich ist. Zweitens können aufgrund der ausgesprochen 

fl exiblen Arbeitsmärkte innerhalb kurzer Zeit qualifi zierte Mitarbeiter eingestellt – und 

im Bedarfsfall ebenso schnell entlassen – werden. 

Aber auch auf Seiten der Arbeitnehmer bestehen kaum Anreize für eine Aneignung 

fi rmenspezifi scher Qualifi kationen, da die vergleichsweise kurze Zugehörigkeit zum 

Unternehmen eine Konzentration auf allgemeine Fähigkeiten, die auch in anderen 

Firmen oder Branchen verwertbar sind, lohnenswerter erscheinen lässt. 

Das Ergebnis dieser oft gering ausgeprägten Berufsqualifi kation ist naheliegend: Die 

Produktivität in britischen Unternehmen ist im Vergleich z. B. zu deutschen Unterneh-

men relativ gering und liberale Marktökonomien neigen insgesamt zu einem Fokus 

auf einfach zu verarbeitende Produkte und standardisierte Produktionsverfahren. 

Beziehungen der Unternehmen untereinander

Die Beziehungen der Firmen untereinander basieren auf Marktbeziehungen und 

einklagbaren, formalen Rechtsbeziehungen. Die Unternehmen sind kaum mitein-

ander verfl ochten. Der Technologietransfer gelingt hier vornehmlich durch den Aus-

tausch von wissenschaftlich oder technisch hoch qualifi ziertem Personal. Auch der 

Wechsel von Wissenschaftlern oder Ingenieuren aus Forschungsinstituten in die freie 

Wirtschaft und umgekehrt kommt hier häufi ger vor als in klassischen koordinier-

ten Marktökonomien. Demgegenüber sind Forschungsgemeinschaften zwischen 

Unternehmen oder längerfristig angelegte Kooperationsnetzwerke seltener. 

Bewertung und Zusammenfassung 

Der britische Kapitalismustyp weist größere Nähe zum US-amerikanischen Wirt-

schaftssystem als zu kontinentaleuropäischen Ökonomien auf. Die Vorteile des 

britischen Kapitalismus sind entsprechend eine relativ hohe Beschäftigungsquote 

und eine geringe Arbeitslosenquote. Nachteile sind die nach wie vor geringe 

Produktivität britischer Unternehmen im Vergleich zu US-amerikanischen oder 

deutschen Unternehmen und ihre kurzfristige Renditeorientierung. In der aktu-

ellen ökonomischen Abschwungphase offenbaren sich darüber hinaus die Nach-

teile des ausgesprochen fl exiblen Arbeitsmarktes: Arbeitskräfte können zügig 

entlassen werden, die Arbeitslosenzahlen steigen rasch an. 

Bei dieser Einordnung ist aber zu berücksichtigen, dass sie nie abschließend vorge-

nommen werden kann. Das politische System Großbritanniens mit seinem einfachen 

Mehrheitswahlrecht und dem zentralistischen Staatsaufbau erlaubt einzelnen Regie-

rungen, sehr zügig und tiefgreifend strukturelle Veränderungen vorzunehmen.
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Großbritannien

Bruttoinlandsprodukt 
pro Kopf 2008

29.200 €
BIP pro Kopf im Kaufkraftstandard (KKS);
ein KKS entspricht der Kaufkraft eines Euro
im EU-27-Durchschnitt (Quelle: Eurostat)

Durchschnittliches Wirt-
schaftswachstum 1990–2007

2,4 %

Durchschnittliches jährliches Wirtschafts-
wachstum pro Kopf bei konstanten Preisen
(Quelle: Human Development Index 2009, 
S. 195)

Staatsverschuldung 2008 52,0 %
Staatsverschuldung in % des BIP
(Quelle: Bundesministerium für Finanzen, 
Monatsbericht 12/2009, S. 99)

Leistungsbilanz 2008 – 1,7 %

Saldo der Bilanz aller Exporte und Importe 
von Gütern in % des BIP (Quelle: Interna-
tionaler Währungsfonds. World Economic 
Outlook 10/2009, S. 187)

Beschäftigungsquote 2008
71,5 %

(65,8 %)

Anteil der erwerbstätigen Personen 
(Frauen) im Alter von 15–64 im Verhältnis
zur Gesamtbevölkerung (Quelle: Eurostat)

Arbeitslosenquote 2008 5,6 % Anteil der Arbeitslosen an der Erwerbsbe-
völkerung (Quelle: Eurostat)

Einkommensungleichheit 
gemessen im
Gini-Koeffi zienten 2009

36 %

Kennzahl für die Ungleichverteilung von
Einkommen, 100 % = maximale Ungleich-
heit (Quelle: Human Development Report
2009, S. 195)

Fraueneinkommen gemes-
sen am Männereinkommen

67 %

Prozentsatz des Einkommens, das Frauen
im Verhältnis zu Männern verdienen 
(Quelle: Human Development Report 
2009, S. 195)

Armutsindex 2009 14,6 %

Der Armutsindex setzt sich aus verschie-
denen Indikatoren zusammen (u. a Lebens-
erwartung, Alphabetisierungsrate, Zugang
zu Gesundheitsversorgung), 0 = min. 
Armut, 100 = max. Armut (Quelle: Human 
Development Report 2009, S. 180)

Gewerkschaftlicher 
Organisationsgrad 2007

28 %

Anteil der Erwerbsbevölkerung, die in 
Gewerkschaften organisiert ist 
(Quelle: OECD)
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Deutschland ist eine 

koordinierte Markt-

wirtschaft

Unternehmens-

fi nanzierung über 

Banken

Zugang zu „geduldi-

gem“ Kapital

6.3.  Deutschland
Von Simon Vaut

Deutschland gilt als eine typische koordinierte Marktwirtschaft (Meyer 2005a: 

280 ff.) und wurde lange Zeit als ein Modell vorbildlicher Kombination ökono-

mischer Dynamik, politischer Stabilität und sozialen Ausgleichs gesehen (Egle 

2006: 273–326). Mit steigender Arbeitslosigkeit und der in den 1990er Jahren 

einsetzenden wirtschaftlichen Stagnation verlor das Modell Deutschland aller-

dings an Strahlkraft und wurde vom britischen Magazin „The Economist“ als der 

kranke Mann Europas bezeichnet. Der wirtschaftliche Aufschwung der vergan-

genen Jahre schien dieses Urteil zu entkräften, aber auch in Deutschland steht 

die Bewährungsprobe der Finanzmarktkrise aus.

Finanzierungssystem

In Deutschland spielt die Unternehmensfi nanzierung über den Kapitalmarkt ins-

gesamt nur eine geringe Rolle. Die Unternehmensführung wird daher nicht nur 

vom Markt bewertet, sondern auch über mit dem Unternehmen verfl ochtene 

Banken und andere Unternehmen sowie Arbeitnehmervertreter und staatliche 

Akteure. Dies kann den persönlichen Informationsaustausch und die Vertrau-

ensentwicklung begünstigen. Die Finanzierung der Unternehmen erfolgt im 

Wesentlichen durch Bankkredite. Um diese Kredite zu erhalten, spielen neben 

Unternehmensfi nanzdaten die Reputation und die Netzwerke eines Unterneh-

mens eine Rolle. Die Informationen über Reputation und Operation von Unter-

nehmen wiederum erhalten die Investoren durch das enge Beziehungsgefl echt. 

Dieser Zugang zu „geduldigem Kapital“, das nicht abhängig ist vom kurzfristigen 

Ertrag, ermöglicht es Unternehmen, in langfristige Projekte zu investieren und 

eine gut ausgebildete Belegschaft auch in ökonomischen Krisenzeiten zu halten. 

Das korrespondiert mit der Beobachtung, dass das Management in Deutschland 

weniger sensibel auf unmittelbare Gewinne oder den Wert der eigenen Aktien 

reagieren muss. Steuerbestimmungen, Gesetze und Netzwerke einer breiten 

Unternehmensverfl echtung schrecken Versuche feindlicher Übernahmen eher 

ab. Diese Verfl echtung von Unternehmen und Banken wird allerdings auch als 

„Bankkartell“ (Bury/Schmidt 1996) kritisiert, da sie Marktneueinsteigern den 

Zugang zu Kapital erschwert und Insider begünstigt. Die Entwicklungen der 

letzten Jahre deuten allerdings darauf hin, dass sich die Industriebeziehungen 

in Deutschland entfl echten und internationale Beteiligungen zunehmen, wie im 

folgenden Abschnitt erläutert wird.
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Löst sich die 

Verfl echtung 

von Banken und 

Industrie auf?

Tendenz zum 

unkoordinierten 

Modell

Exkurs: Ende der Deutschland AG?

Zunächst weitgehend unbeachtet von der politischen Diskussion hat sich in 

Deutschland seit den 1990er Jahren langsam, aber stetig ein enormer Wandel 

vollzogen, der als die Aufl ösung der so genannten Deutschland AG bezeichnet 

wird. Mit dem Ausdruck „Deutschland AG“ ist gemeint, dass in Deutschland 

Banken und Industrie traditionell eng miteinander verfl ochten waren. Diese Ver-

bindungen lassen sich in ihren Ursprüngen bis in die Kaiserzeit zurückverfolgen. 

Die Verfl echtung diente u. a. der Abschottung der deutschen Unternehmen nach 

außen und Stabilität nach innen. Unter dem Druck der Globalisierung hat sich das 

System von Hausbanken und Überkreuzbeteiligungen als Hemmnis erwiesen, 

insbesondere dann, wenn deutsche Unternehmen am globalen Kapitalmarkt 

partizipieren möchten (Egle 2006: 291).

Deswegen haben diese gegenseitigen Kapitalbeteiligungen von Banken und 

Industrie in den letzten Jahren deutlich abgenommen. Die deutschen Unterneh-

men haben sich spezialisiert und internationalisiert. 

Die Verfl echtung von Unternehmen, insbesondere zwischen Banken und Indus-

trie, in Deutschland hat sich in den letzten Jahren tendenziell aufgelöst. Dieser 

Prozess zeigt, wie sehr die Globalisierung das Wirtschaftssystem Deutschlands 

verändert.

Die Zeitreihe des Kölner Max-Planck-Instituts für Gesellschaftsforschung belegt: 

Wo noch 1996 ein enges Netzwerk bestand, ist das Gefl echt an Kapitalverbin-

dungen deutlich dünner geworden. 

Deutsche Unternehmen sind damit viel offener für den internationalen Kapital-

markt geworden. Deutschland bewegt sich damit ein Stück weg vom Modell 

des koordinierten Kapitalismus hin zu einem unkoordinierten Modell. Die Über-

nahme des deutschen Traditionsunternehmens Mannesmann durch den britischen 

Mobilfunkkonzern vodafone im Jahr 2001 wäre früher undenkbar gewesen und 

stellte eine Zäsur dar. Heute sind acht der 30 Dax-Unternehmen mehrheitlich in 

internationalen Händen – zur Jahrtausendwende waren es nur drei. Im selben 

Zeitraum hat sich der Zufl uss an ausländischen Direktinvestitionen verdreifacht 

– gleichzeitig stiegen die deutschen Beteiligungen auf internationalen Märkten.
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Kapitalverflechtungen in Deutschland 1996

Kapitalbeteiligungen

Finanz – Finanz
Industrie – Industrie
Finanz – Industrie
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Kapitalverflechtungen in Deutschland 2006
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Vor- und Nachteile 

des internationalen 

Kapitalfl usses

Tarifautonomie

Begünstigt wurde die Entfl echtung durch die ersatzlose Streichung der Steuer 

auf Veräußerungsgewinne von zuvor 53 %, die einen Verkauf von Unterneh-

mensbeteiligungen zuvor unattraktiv gemacht und zur Verkrustung der Indust-

rie- und Bankenverfl echtungen beigetragen hatte.

Der Trend zu Internationalisierung und vermehrten ausländischen Direktinvestitionen 

hält an. Allerdings beginnt derzeit eine Debatte, ob diese Offenheit für „sovereign 

wealth funds“ (Staatsfonds) und Private-Equity-Fonds begrenzt werden sollte. 

Die Bilanz der Aufl ösung der Deutschland AG fällt gemischt aus. Einerseits hat 

die Öffnung für internationales Kapital mit Investitionen und Know-how dazu 

beigetragen, dass viele deutsche Unternehmen wettbewerbsfähig geblieben sind 

und ihre Stellung auf den Weltmärkten ausbauen konnten. Die Lohnstückkosten 

wurden im Gegensatz zu allen anderen europäischen Ländern deutlich gesenkt. 

Der Export konnte dadurch innerhalb eines Jahrzehnts um 50 % gesteigert wer-

den – weit mehr also als in den Nachbarländern (Quelle: Economist Intelligence 

Unit 2006). Andererseits haben Renditedruck und kurzfristige Orientierung zuge-

nommen, was sich u. a. in unsicheren Arbeitsverhältnissen ausdrückt.

Die Risiken vermehrter Übernahmen deutscher Unternehmen durch Private-Equity-

Gesellschaften und Hedge-Fonds wurden breit diskutiert, vor allem im Kontext 

des Vergleichs mit Heuschreckenschwärmen. Die vorgebrachte Kritik lautet, dass 

diese Gesellschaften lediglich an kurzfristigem Erfolg interessiert seien.

Der Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwick-

lung schrieb dazu in seinem Jahresgutachen 2005: „Im Vordergrund der Debatte 

in Deutschland standen die Risiken für Unternehmen. Befürchtet wurde, dass 

kurzfristig orientierte Finanzinvestoren sich an einem Unternehmen beteiligten, 

die Unternehmung zerlegten und Reserven aufl östen, um dann die Beteiligung 

wieder zu verkaufen und das Unternehmen geschwächt zurückzulassen.“ Als 

Reaktion darauf trat 2008 das Risikobegrenzungsgesetz in Kraft. Es verpfl ichtet 

Investoren, die Herkunft ihrer Finanzmittel sowie ihre Ziele offenzulegen. (Sach-

verständigenrat 2005: 35)

Arbeitsbeziehungen

In Deutschland haben Gewerkschaften einen im internationalen Vergleich 

moderaten Organisationsgrad von 23 % (Stand 2003, vgl. S. 109). Wegen der 
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Tarifverhandlungen 

sektorspezifi sch

Mitbestimmung

Die Bedeutung 

des dualen 

Ausbildungssystems

Tarifautonomie haben sie dennoch ein hohes Maß an Einfl uss auf die Lohnge-

staltung und die Arbeitsbedingungen (Egle 2006: 290). Gewerkschaften und 

Arbeitgeberverbände sind sektorspezifi sch aufgestellt, z. B. für die Metallindustrie 

auf der einen Seite die IG Metall und auf der anderen Seite Gesamtmetall. Das 

bedeutet, dass die Koordinierung bei Tarifverhandlungen innerhalb der Grenzen 

dieser Sektoren verläuft, und gewährleistet, dass Arbeitnehmer in der gleichen 

Industrie den gleichen Lohn erwarten können. Durch diese homogenen Löhne 

zwischen den Unternehmen gibt es keinen Lohnwettbewerb um gut ausgebil-

dete Facharbeiter (Hassel 2006: 14).

Die betriebliche Mitbestimmung bei Fragen der Arbeitsgestaltung und bei Perso-

nalentscheidungen ist in Deutschland im internationalen Vergleich weit entwickelt. 

Das Betriebsverfassungsgesetz regelt die Größe, Befugnisse und Freistellung der 

Betriebsräte. Kapitalgesellschaften unterliegen gesetzlich festgelegt der Mitbestim-

mung, wenn sie mehr als 500 Mitarbeiter beschäftigen. Das bedeutet etwa, dass 

Mitarbeiter eines Betriebes Vertreter in den Aufsichtsrat entsenden können. 

Ausbildungssystem

Die komplexen Produktionssysteme vieler deutscher Unternehmen setzen häufi g 

gut ausgebildete Arbeitskräfte voraus. Dazu hat sich das duale Ausbildungssys-

tem mit seiner hohen Praxisnähe und gleichzeitigen fachlichen Tiefe bewährt 

(Egle 2006: 287). Es ist eine „Kerninstitution des deutschen Kapitalismus“ (Has-

sel 2006: 13). Die Auszubildenden verdienen vergleichsweise wenig, dafür wird 

in der Regel ein qualifi zierter Einstieg von Jugendlichen in den Arbeitsmarkt 

gewährleistet, was Deutschland eine der niedrigsten Jugendarbeitslosigkeits-

raten (als Anteil der Arbeitslosenrate von Erwachsenen) aller OECD-Staaten 

beschert (Hassel 2006: 15).

Die vergleichsweise hohe fachliche Qualifi kation gibt den Arbeitnehmern eine 

stärkere Verhandlungsmacht als in Ländern, in denen eher generalistische Ausbil-

dungssysteme existieren und damit Arbeitnehmer leicht austauschbar sind. Wegen 

dieser qualitätsorientierten Produktion ergibt sich eine spezifi sche Abhängigkeit von 

qualifi zierten Facharbeitern. Um sich vor immer weiter reichenden Forderungen der 

Arbeitnehmer zu schützen und Abwerbungen gut ausgebildeter Mitarbeiter durch 

andere Firmen zu verhindern, haben sich deutsche Firmen im System industrieller 

Beziehungen durch koordinierte Tarifverhandlungen zwischen Arbeitgebern und 

Gewerkschaften in den einzelnen Industriesektoren organisiert. Dadurch kommt 
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Gefährdung des 

Ausbildungssystems

Mehrere Interessen 

entscheiden in der 

Unternehmens-

führung mit

es zu einer Angleichung der Löhne für vergleichbare Fertigkeiten im gesamten 

Industriesektor. Das erschwert die Abwerbung industriespezifi sch ausgebilde-

ter Arbeitskräfte.

Aus drei Gründen ist das duale Ausbildungssystem jedoch gefährdet: Erstens ist 

es konjunkturabhängig. In Aufschwungphasen stellen Unternehmen Auszubil-

dende gern als günstige und fl exible Arbeitskräfte ein. In Zeiten der Stagnation 

kommt es zu einem Mangel an Ausbildungsplätzen. Hält dieser Mangel längere 

Zeit an, gibt es einen Selbstverstärkungseffekt, weil diejenigen, die keinen Aus-

bildungsplatz bekommen haben, wie eine Bugwelle mitgezogen werden und sich 

im Folgejahr die Konkurrenz um Ausbildungsplätze verstärkt. Zweitens entzie-

hen sich Betriebe ihrer Verantwortung auszubilden. Und drittens wird die Halb-

wertszeit von Wissen und Erlerntem immer kürzer. Kaum eine Ausbildung hält 

lebenslang. Eine Antwort auf die Herausforderungen einer sich immer schneller 

wandelnden Arbeitswelt wurde in Deutschland mit seinem unterentwickelten 

Angebot an Fort- und Weiterbildung noch nicht gefunden.

Beziehungen der Unternehmen untereinander

Das Management großer deutscher Unternehmen hat selten die Möglichkeit, 

wichtige Entscheidungen unilateral zu treffen. Stattdessen muss es sich die 

Zustimmung von Aufsichtsräten und Netzwerken sichern, in denen neben Ban-

ken auch andere Unternehmen, Arbeitnehmer und staatliche Akteure vertreten 

sind. Es sind folglich weniger die kurzfristigen Renditeinteressen der Aktionäre, 

die Unternehmensentscheidungen bestimmen, sondern die Interessen einer 

Vielzahl gesellschaftlicher Stakeholder.

Die Rolle des Staates in der politischen Ökonomie in Deutschland nach dem 

Zweiten Weltkrieg lässt sich am besten als die eines ermöglichenden oder befä-

higenden Staates beschreiben. Seine direkten Eingriffsmöglichkeiten in die Wirt-

schaftsprozesse waren zwar durch föderale Strukturen und eine Anzahl unab-

hängiger Institutionen wie Bundesbank und Bundeskartellamt beschränkt, doch 

hatte der Staat die Fähigkeit entwickelt, gesellschaftliche Gruppen und quasiöf-

fentliche korporatistische Akteure in der Selbstorganisation zu fördern und mit 

den notwendigen, teilweise konstitutionellen Mitteln auszustatten, um Bereiche 

der politischen Ökonomie selbst zu regulieren und zu verwalten, die anderswo 

vom Staat geregelt wurden oder dem Markt überlassen blieben. Die Europäische 

Zentralbank (EZB) und ihre monetäre Unabhängigkeit sowie die europäischen 
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Deutschland: 

zwischen Skandina-

vien und den USA

Wettbewerbskommissare folgen den politisch-ökonomischen Prinzipien, die 

auch für die Bundesrepublik gelten, und stellen somit keinen Bruch dar. Darüber 

hinaus gibt der Staat einen erheblichen Teil des Bruttosozialprodukts für die sozi-

alen Sicherungssysteme aus und folgt dem Verfassungsgebot „gleichwertiger 

Lebensverhältnisse“ in allen Bundesländern, indem er ein System der regionalen 

Umverteilung entwickelt hat (Streeck 1995).

Bewertung

Deutschlands Wirtschaftssystem ist ein Mittelweg zwischen der angelsächsischen 

Marktwirtschaft und dem skandinavischen Wohlfahrtsstaat (Schmidt 2000).

In Deutschland bestehen eher langfristige Beschäftigungsverhältnisse: Arbeit-

nehmer sind über zehn Jahre beim selben Arbeitgeber beschäftigt, während es 

in Großbritannien acht Jahre und in den USA sieben Jahre sind (Streeck 1995). 

Kooperative Arbeitsbeziehungen und ein hohes Qualifi kationsniveau der Arbei-

ter führten zu Produktivitätssteigerungen, die es erlaubten, Facharbeiter gut zu 

bezahlen und die Arbeitszeiten zu verkürzen (Hassel 2006).

Die Lohnspanne ist deshalb in Deutschland relativ gering und Facharbeiter gehören 

hier anders als in anderen Ländern ganz zur Mittelschicht. Diese ist in Deutsch-

land breit ausgebildet: 66 % der Bevölkerung zählen sich zur Mittelschicht im 

Vergleich zu 26 % der Briten und 44 % der US-Amerikaner (Rössel 2005).

Durch die wirtschaftliche Krise ab den 1990er Jahren geriet das deutsche Modell 

jedoch auch in die Kritik. Insbesondere im Bundestagswahlkampf 2005 wurde 

von Konservativen eine Schlusslichtdebatte geführt. Deutschland war demnach 

angeblich nicht mehr international wettbewerbsfähig. Allen Unkenrufen zum 

Trotz konnte Deutschland jedoch seine hohe Wettbewerbsfähigkeit als Export-

weltmeister regelmäßig unter Beweis stellen. Das liegt u. a. an der hohen Qualität 

komplexer Industriegüter, vor allem der Automobilindustrie und des Anlagen-

baus. Der Anteil der Industriebeschäftigten liegt in Deutschland konstant etwa 

10 % über dem anderer OECD-Länder (Egle 2006: 292).
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Deutschland

Bruttoinlandsprodukt 
pro Kopf 2008

29.100 €
BIP pro Kopf im Kaufkraftstandard (KKS);
ein KKS entspricht der Kaufkraft eines Euro
im EU-27-Durchschnitt (Quelle: Eurostat)

Durchschnittliches Wirt-
schaftswachstum 1990–2007

1,4 %

Durchschnittliches jährliches Wirtschafts-
wachstum pro Kopf bei konstanten Preisen
(Quelle: Human Development Index 2009, 
S. 195)

Staatsverschuldung 2008 65,9 %
Staatsverschuldung in % des BIP
(Quelle: Bundesministerium für Finanzen, 
Monatsbericht 12/2009, S. 99)

Leistungsbilanz 2008 6,4 %

Saldo der Bilanz aller Exporte und Importe 
von Gütern in % des BIP (Quelle: Interna-
tionaler Währungsfonds. World Economic 
Outlook 10/2009, S. 187)

Beschäftigungsquote 2008
70,7 %

(65,4 %)

Anteil der erwerbstätigen Personen 
(Frauen) im Alter von 15–64 im Verhältnis
zur Gesamtbevölkerung (Quelle: Eurostat)

Arbeitslosenquote 2008 7,3 % Anteil der Arbeitslosen an der Erwerbsbe-
völkerung (Quelle: Eurostat)

Einkommensungleichheit 
gemessen im
Gini-Koeffi zienten 2009

28,3 %

Kennzahl für die Ungleichverteilung von 
Einkommen, 100 % = maximale Ungleich-
heit (Quelle: Human Development Report 
2009, S. 195)

Fraueneinkommen gemes-
sen am Männereinkommen

59 %
Prozentsatz des Einkommens, das Frauen im 
Verhältnis zu Männern verdienen (Quelle: 
Human Development Index 2009, S. 186)

Armutsindex 2009 10,1 %

Der Armutsindex setzt sich aus verschie-
denen Indikatoren zusammen (u. a Lebens-
erwartung, Alphabetisierungsrate, Zugang
zu Gesundheitsversorgung), 0 = min. 
Armut, 100 = max. Armut (Quelle: Human 
Development Report 2009, S. 180)

Gewerkschaftlicher 
Organisationsgrad 2007

19,9 %

Anteil der Erwerbsbevölkerung, die in 
Gewerkschaften organisiert ist 
(Quelle: OECD)
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Japan: lange Zeit 

Modell für wirt-

schaftlichen Wohl-

stand und sozialen 

Ausgleich

Unternehmens-

fi nanzierung über 

Banken

6.4.  Japan
Von Werner Pascha

Japan gilt als typischer Fall einer koordinierten Marktwirtschaft. Innerhalb der Band-

breite der koordinierten Marktwirtschaften ordnen Hall/Soskice (2001: 34) das Land 

dem Fall der (Industrie-)Gruppenorientierung zu. Das heißt, dass die Koordination 

der wirtschaftlichen Aktivitäten über branchenübergreifende wirtschaftliche Misch-

konzerne, in Japan über die so genannten Keiretsu, geleistet wird. 

Ähnlich wie Deutschland galt Japan in der Nachkriegszeit als vorbildhaft darin, 

gleichzeitig wirtschaftlichen Wohlstand und sozialen Ausgleich zu erzielen 

(Kevenhörster/Pascha/Shire 2003).

Spätestens mit der Wirtschaftskrise Anfang der 1990er Jahre ist dieser Nimbus 

aber verblasst. Auslöser der Wirtschaftskrise war das Ende der „Bubble-Wirt-

schaft“ (von englisch „bubble“ für „Blase“), also das Platzen einer Spekulati-

onsblase. Zunächst noch zögerlich, wurden zunehmend marktliberale Reformen 

angegangen, insbesondere in den Jahren der Regierung unter Premierminister 

Koizumi (2001–2006). 

Finanzierungssystem

Japans Finanzierungssystem der Nachkriegszeit ist bankenorientiert. Wesentli-

ches Finanzierungsinstrument der Unternehmen waren über Jahrzehnte Bank-

kredite. 

Die Banken selber waren wiederum wegen des Kapitalmangels in der frühen 

Nachkriegszeit in hohem Maße auf Kredite der Zentralbank angewiesen. Über 

die Zentralbank kam dem Staat damit unmittelbar für die Banken und mittelbar 

für alle Unternehmen eine große Rolle zu.

Insgesamt profi tierten von dem System die Großunternehmen. Der Staat ermög-

lichte ihnen günstige Zinskonditionen bei Erfüllung strategischer Vorgaben. Eine 

hohe Investitionsquote und ein starkes Wachstum waren die Folge, von denen 

auch die Belegschaften profi tierten (Aoki/Saxonhouse 2000). 

Seit den 1970er Jahren kam es zu Veränderungen. Unternehmen und Banken 

konnten sich im Zuge wirtschaftlicher Internationalisierung und Liberalisierung 
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aus dem engen Verbund mit dem Staat lösen. Insbesondere Großunternehmen 

wurde die Finanzierung über den Kapitalmarkt ermöglicht. Eine ungewollte Folge 

dieses Wandels war dabei die oben bereits erwähnte „Bubble“-Wirtschaft der 

späten 1980er Jahre (Amyx 2004). 1997 wurde ein Maßnahmenpaket mit dem 

Titel „Big Bang“ beschlossen. Es sollte den Finanzplatz Japan durch Öffnung und 

Transparenz attraktiver machen. Erst seit 2003 konnten aber im Bankenwesen 

die Spätfolgen des Platzens der Blase bereinigt werden.

Arbeitsbeziehungen

Bereits seit der Vorkriegszeit gibt es in Japan Ansätze eines auf langfristige 

Beschäftigungsverhältnisse ausgerichteten Arbeitssystems, das in der Nachkriegs-

zeit zu voller Blüte gelangte (Demes 1998). Regelmäßige Gehaltserhöhungen, 

halbjährliche Bonuszahlungen in Abhängigkeit von der Geschäftsentwicklung, 

attraktive Sozialleistungen und gute Aufstiegsmöglichkeiten sollten qualifi zierte 

Mitarbeiter an die Unternehmen binden. 

Dieses System ermöglichte den Firmen einen fl exiblen Einsatz verlässlicher, lang-

fristig am Unternehmenserfolg interessierter und zuarbeitender Mitarbeiter. Aller-

dings profi tierten in erster Linie männliche, reguläre Arbeitskräfte von Großun-

ternehmen, insgesamt etwa nur ein knappes Drittel der Arbeitsbevölkerung. 

Eine Schattenseite blieb zudem die hohe Abhängigkeit selbst der bevorzugten 

Arbeitskräfte von ihrem Unternehmen. Die Berufserfahrung war sehr stark an 

eine Firma gebunden. Geringe Mobilität zwischen verschiedenen Firmen, hohe 

Überstundenzahl und wenig familienfreundliche Versetzungen waren die fast 

zwangsläufi ge Folge.

Positiv ist allerdings, dass die Einkommensunterschiede in Japan überschaubar 

blieben, auch zwischen dem Topmanagement und einfachen Arbeitskräften. 

In Japan setzten sich in der Nachkriegszeit Betriebsgewerkschaften durch. Auch 

wenn es immer wieder zu Konfl ikten kam, zogen Unternehmensleitung und 

Betriebsgewerkschaft häufi g an einem Strang. Eine Interessenvertretung von 

Arbeitnehmern in kleineren Unternehmen oder von nichtregulären Beschäftig-

ten ist indes kaum gelungen. Insgesamt geht die Rolle der Gewerkschaften auf-

grund zunehmend unterschiedlicher Beschäftigungsverhältnisse und Interessen 

der Arbeitnehmer weiter zurück.
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Auch das System der langfristigen Beschäftigungsverhältnisse befi ndet sich auf 

dem Rückzug (Haak 2006). In den krisenhaften 1990er Jahren traf es vor allem 

ältere, hoch bezahlte Mitarbeiter. Nichtreguläre Beschäftigungsverhältnisse, 

z. B. Teilzeitarbeit oder Leiharbeit, haben erheblich an Bedeutung gewonnen. 

Das Durchschnittsgehalt hat sich seit 2003 daher trotz der wirtschaftlich relativ 

guten Jahre kaum erhöht.

Schul- und Ausbildungssystem

Seit dem späten 19. Jahrhundert hat der Staat eine grundlegende Schulbil-

dung über staatliche Einrichtungen gewährleistet. Inzwischen nehmen fast alle 

Jugendlichen mehr als die neun Pfl ichtschuljahre wahr. Ziel der Schulbildung 

war es lange, Fleiß und Ausdauer sowie die soziale Einbindung zu fördern und 

essenzielle Kenntnisse zu vermitteln, nicht dagegen, Kreativität anzuregen und 

an einer eigenständigen Persönlichkeit zu arbeiten (Münch/Eswein 1998). Damit 

waren die Absolventen bestens für Firmen geeignet, die die weitere Vermittlung 

betriebsbezogener Kenntnisse selber übernehmen wollten. 

Im Unternehmen werden in der Regel verschiedene Tätigkeiten erarbeitet („job 

rotation“, „training on the job“), wobei die erworbenen Fähigkeiten so fi rmenspe-

zifi sch sind, dass ein Firmenwechsel kaum möglich ist. Ein weiteres Merkmal des 

Bildungssystems besteht darin, die Jugendlichen hinsichtlich ihrer Leistungsfähig-

keit im obigen Sinne zu „sortieren“. Aufgrund dieser Filterfunktion können die 

gut entlohnenden Großunternehmen die besten Bewerber leicht identifi zieren, 

während weniger gut positionierte Schulabgänger mit minderwertigeren Stellen 

vorliebnehmen müssen.

Seit einiger Zeit hat die Sorge zugenommen, dass mit fl eißigen, aber wenig kre-

ativen Beschäftigten eine Position an der Spitze des technisch-organisatorischen 

Fortschritts nicht vereinbar ist. Zudem wird der einseitige Fokus auf junge Neu-

zugänge den Realitäten einer rasch alternden Gesellschaft nicht mehr gerecht. 

Schulen und Hochschulen sollen daher nun auch Kreativität und Individualität 

entwickeln sowie zusätzlich Angebote für Ältere machen. Darüber hinaus versu-

chen die Firmen, sich von traditionellen Einstellungsformen und überkommenen 

innerbetrieblichen Qualifi zierungsmaßnahmen zu lösen. Die Einstellung auslän-

discher Absolventen, die Akzeptanz qualifi zierter Frauen im Management u. Ä. 

stellen aber noch große Herausforderungen dar. 
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Beziehungen der Unternehmen untereinander

Unter Japans Unternehmen gibt es vielfältige Bindungen; manche Beobachter 

sprechen von einer Netzwerkwirtschaft (Lincoln/Gerlach 2004). Horizontal auf-

gebaute Mischkonzerne wie Mitsubishi oder Sumitomo bestehen aus Unterneh-

men verschiedener Branchen, die über Personalaustausch, Kapital und andere 

Mechanismen miteinander verfl ochten sind. In der Konkurrenz mit anderen 

Unternehmensgruppen haben sie beachtliche Wettbewerbsvorteile ausgebildet, 

ohne sich in überkommenen Branchenspezialisierungen zu verlieren.

Vertikal aufgebaute Unternehmensgruppen stellen Bindungen entlang der Wert-

schöpfungskette her. Während das Mutterunternehmen, am Beispiel Toyotas, 

in der Endmontage die Qualität sicherstellen kann und für strategische Fragen 

zuständig ist, übernimmt eine erste Gruppe von Zulieferern zentrale System-

komponenten. Die darunterliegenden Ebenen von meist kleineren Zulieferern 

kümmern sich um Einzelkomponenten. Solche Zulieferpyramiden erreichen eine 

hohe Flexibilität und Vielseitigkeit, auch wenn die unteren Ebenen gerade bei 

konjunkturellen Schwierigkeiten erhebliche Belastungen abzufedern haben.

Weitere Beziehungen ergeben sich über das kreditorientierte Finanzsystem zwi-

schen Banken und Unternehmen. Die Banken haben in der Nachkriegszeit eine 

Aufsichtsfunktion als Hausbanken ausgeübt und waren damit oft wichtiger als 

die Aktionäre. Das japanische System der Unternehmenssteuerung wurde zum 

einen intern über die Hierarchie der Manager, zum anderen extern von den 

Banken geprägt (Dirks/Otto 1998). Geriet ein Unternehmen in eine Schiefl age, 

wurde von den Banken erwartet, die Unternehmen zu stützen, um Systemkri-

sen zu verhindern. Als Gegenleistung wurde vom Staat eine Bestandsgarantie 

selbst für die schwächsten Bankinstitute übernommen. Mit den persönlichen 

Bindungen zwischen Bankern und Unternehmern, teilweise auch zuständigen 

Beamten, wurden langfristig angelegte Strategien möglich. Umgekehrt konnte 

es auch problematische Absprachen bis zur Korruption geben.

Inzwischen ist das System erheblich unter Druck geraten. Die zunehmende Abhän-

gigkeit vom internationalen Kapitalmarkt zwingt die Unternehmen dazu, ihre 

Beziehungen und die Unternehmenslenkung transparenter zu gestalten. Damit 

entsteht die Gefahr, dass japanische Unternehmen ähnlich kurzatmig handeln 

müssen wie viele Firmen des Westens und die Stärken langfristig vertrauensvoller 

Zusammenarbeit verloren gehen.
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Japans gruppenorientierter, koordinierter Kapitalismus war in der Nachkriegszeit 

bestens geeignet, die Stärken des japanischen Industriesektors optimal zu ent-

falten. Es gelang nämlich, weitgehend standardisierte Industrieprodukte schritt-

weise zu verbessern und in hohen Stückzahlen bei guter Qualität und stetigen 

Produktivitätssteigerungen am Weltmarkt unterzubringen. Die Bankenfi nanzie-

rung und -kontrolle ermöglichte langfristig angelegte Strategien. Schlagkräftige 

Unternehmensgruppen organisierten die für die Strategien notwendigen Res-

sourcen. Fleißige Beschäftigte setzten die Strategien um. Das Bildungssystem 

stellte solche Arbeitskräfte in großer Zahl zur Verfügung. 

Dieser Mechanismus schuf zwar einige soziale und politische Probleme, z. B. Diffe-

renzen zwischen Groß- und Kleinunternehmen, mangelnde persönliche Entwick-

lungschancen und eine gewisse Korruptionsanfälligkeit, aber in der Summe konnten 

die meisten Bürger von dem Aufschwung der Gesamtwirtschaft profi tieren.

Im Zuge der Internationalisierung und des technisch-organisatorischen Fortschritts 

ist das System aber inzwischen an seine Grenzen gestoßen. Der soziale Ausgleich 

gelingt dabei nur noch unzureichend und setzt die Regierung unter erheblichen 

Druck – ein wichtiger Grund für die instabilen Regierungsverhältnisse nach dem 

Abgang des Marktreformers Koizumi. 

Zwischenzeitlich wurde die Frage aufgeworfen, inwieweit Japans Wirtschafts-

system sich zunehmend in Richtung des unkoordinierten, angloamerikanisch 

geprägten Modells bewege (Dore 2000, Pascha 2004, Streeck/Yamamura 2003). 

Es scheint allerdings, dass Japan nicht auf den Weg eines unkoordinierten Kapi-

talismus einschwenken wird. Der stärkste Hinweis dafür ist die Entwicklung in 

der Unternehmenssteuerung. Besonders die für ein unkoordiniertes Modell typi-

sche gleichzeitige Kapitalmarktorientierung, marktbezogene Personalpolitik und 

Offenlegung der Lenkungsstrukturen ist bisher kaum verbreitet; in den verschie-

denen Firmen dominieren vielmehr Zwischenformen, z. B. die Einbindung einer 

offeneren Personalpolitik in ein ansonsten eher traditionelles Nachkriegsmodell 

(Aoki/Jackson/Miyajima 2007). 

Ein neues und in sich schlüssiges Gesamtsystem ist noch nicht gefunden. 
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Japan

Bruttoinlandsprodukt 
pro Kopf 2008

27.800 €
BIP pro Kopf im Kaufkraftstandard (KKS);
ein KKS entspricht der Kaufkraft eines Euro
im EU-27-Durchschnitt (Quelle: Eurostat)

Durchschnittliches Wirt-
schaftswachstum 1990–2007

1,0 %

Durchschnittliches jährliches Wirtschafts-
wachstum pro Kopf bei konstanten Preisen
(Quelle: Human Development Index 2009, 
S. 195)

Staatsverschuldung 2008 173,1 %
Staatsverschuldung in % des BIP
(Quelle: Bundesministerium für Finanzen, 
Monatsbericht 12/2009, S. 99)

Leistungsbilanz 2008 3,2 %

Saldo der Bilanz aller Exporte und Importe 
von Gütern in % des BIP (Quelle: Interna-
tionaler Währungsfonds. World Economic 
Outlook 10/2009, S. 187)

Beschäftigungsquote 2008
70,7 %

(59,7 %)

Anteil der erwerbstätigen Personen 
(Frauen) im Alter von 15–64 im Verhältnis
zur Gesamtbevölkerung (Quelle: Eurostat)

Arbeitslosenquote 2008 4,0 % Anteil der Arbeitslosen an der Erwerbsbe-
völkerung (Quelle: Eurostat)

Einkommensungleichheit 
gemessen im
Gini-Koeffi zienten 2009

24,9 %

Kennzahl für die Ungleichverteilung von 
Einkommen, 100 % = maximale Ungleich-
heit (Quelle: Human Development Report 
2009, S. 195)

Fraueneinkommen gemes-
sen am Männereinkommen

45 %
Prozentsatz des Einkommens, das Frauen im 
Verhältnis zu Männern verdienen (Quelle: 
Human Development Index 2009, S. 186)

Armutsindex 2009 11,6 %

Der Armutsindex setzt sich aus verschie-
denen Indikatoren zusammen (u. a Lebens-
erwartung, Alphabetisierungsrate, Zugang
zu Gesundheitsversorgung), 0 = min. 
Armut, 100 = max. Armut (Quelle: Human 
Development Report 2009, S. 180)

Gewerkschaftlicher 
Organisationsgrad 2007

18,3 %

Anteil der Erwerbsbevölkerung, die in 
Gewerkschaften organisiert ist 
(Quelle: OECD)
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6.5.  Schweden
Von Erik Gurgsdies

Das Rehn-Meidner-Modell

Die schwedische Wirtschaftspolitik beruht auf dem so genannten Rehn-Meidner-

Modell. Es ist benannt nach den beiden Gewerkschaftsökonomen Gösta Rehn 

und Rudolf Meidner. Die beiden entwickelten 1951 ein gesamtwirtschaftliches 

Modell, das Vollbeschäftigung mit einer „solidarischen Lohnpolitik“ vereinbar 

halten sollte, ohne dabei infl ationäre Prozesse auszulösen.

 

Grundlegende Vorstellung war, dass dauerhafte Vollbeschäftigung nicht durch eine 

allgemein hohe gesamtwirtschaftliche Nachfrage erreicht werden kann, sei diese nun 

durch eine günstige weltwirtschaftliche Entwicklung oder durch nationale Konjunk-

turprogramme erzeugt. Da die einzelnen Wirtschaftszweige immer in unterschiedli-

chem Tempo wachsen, führt eine anhaltend hohe gesamtwirtschaftliche Nachfrage 

rasch zur Bildung von Engpasssektoren. Um das Wachstum trotzdem fortsetzen zu 

können, suchen die Engpasssektoren dann Arbeitskräfte aus anderen Branchen abzu-

werben. Dies kann bei Vollbeschäftigung nur durch Lohnüberbietungen geschehen 

und ist mit nachfolgenden Preissteigerungen in diesen Sektoren verbunden. Dies 

zieht dann – zum Ausgleich der Kaufkraftverluste – Lohnsteigerungen in den übri-

gen Branchen nach sich, was allgemeine Preissteigerungen und damit infl ationäre 

Entwicklungen in der Gesamtwirtschaft zur Folge hat. 

Solidarische Lohnpolitik

Erschwerend kam hinzu, dass die schwedische Arbeitergewerkschaft seit Ende 

des Zweiten Weltkrieges eine so genannte „solidarische Lohnpolitik“ verfolgte. 

Diese hat zwei wesentliche Ziele. Einerseits hat sie den Anspruch, das Prinzip 

„Gleicher Lohn für gleiche Arbeit“ durchzusetzen, und orientiert sich dabei an 

der Entwicklung der durchschnittlichen Arbeitsproduktivität. Andererseits soll 

der Lohnabstand zwischen unterschiedlichen Arbeiten allgemein verringert 

werden. Voraussetzung für das Erreichen dieser Ziele ist der Vorrang zentraler 

Lohnverhandlungen vor den nachgelagerten Ebenen.

Um zu verhindern, dass die Ergebnisse einer „solidarischen Lohnpolitik“ infolge 

von Infl ation wieder verloren gehen, wurde im Rehn-Meidner-Modell eine straffe 

öffentliche Finanzpolitik empfohlen, die über Haushaltsüberschüsse die gesamt-

wirtschaftliche Nachfrage im Zaum hält. 
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Ein solches wirtschaftspolitisches Konzept drängt niedrigproduktive Unter-

nehmen in eine doppelte Defensive: Zum einen sehen sie sich aufgrund ihrer 

schlechten Kosten- und Preisstruktur bei nur mäßiger Nachfrage Absatzproble-

men gegenüber. Und zum anderen verschärft die „solidarische Lohnpolitik“ die 

ohnehin schon problematische Kosten- und damit Konkurrenzlage, indem sie 

in allen Branchen und bei allen Unternehmen Lohnforderungen im Takt mit der 

Entwicklung der durchschnittlichen Arbeitsproduktivität durchsetzt. 

Spiegelbildlich dazu werden die hochproduktiven Unternehmen in doppelter 

Weise begünstigt: Zum einen sehen sie sich aufgrund ihrer guten Kostenlage 

und damit günstigen Preisgestaltung einer hinreichenden Nachfrage gegen-

über. Zum anderen schöpfen die an der Durchschnittsproduktivität orientierten 

Tarifabschlüsse ihren hochproduktiven Verteilungsspielraum gewollt nicht aus. 

Damit erhalten diese Unternehmen zudem eine Kapitalzufuhr für die Schaffung 

neuer hochproduktiver Arbeitsplätze.

Verlierer dieser Kombination aus restriktiver öffentlicher Finanzpolitik und „soli-

darischer Lohnpolitik“ sind niedrigproduktive Unternehmen sowie die dort 

beschäftigten Arbeitnehmer. Die resultierende Arbeitslosigkeit wurde nun aber 

nicht defensiv als öffentliches Problem, sondern offensiv als öffentliche Anpas-

sungsaufgabe verstanden. In der Folgezeit wurde dementsprechend eine ständig 

ausgebaute und verfeinerte „selektive Arbeitsmarktpolitik“ entwickelt. Durch 

umfangreiche Ausbildungsaktivitäten und Umzugshilfen suchte man arbeits-

los gewordene Menschen sowie Personen, die zum ersten Mal oder nach einer 

Unterbrechung wieder Arbeit suchten, für die produktiven und das heißt auch 

für die gut entlohnten Beschäftigungen zu qualifi zieren. 

Im Rehn-Meidner-Modell wirken also restriktive Fiskalpolitik, „solidarische Lohnpo-

litik“ und „selektive Arbeitsmarktpolitik“ in Richtung einer ständigen Erneuerung 

und Strukturanpassung der schwedischen Wirtschaft. Dieses Modell fungierte seit 

den 1960er Jahren – mal mehr und mal weniger – als Leitlinie der schwedischen 

Wirtschaftspolitik. Ingesamt gab es dem schwedischen Wirtschaftmodell „eine 

konzeptionelle Kohärenz [Geschlossenheit] und politische Akzeptanz, wie sie in 

keinem der Vergleichsländer auch nur annähernd erreicht wurde“ (Scharpf 1987: 

119) – eine Feststellung, die Fritz W. Scharpf 1987 anlässlich eines Vergleichs sozi-

aldemokratischer Wirtschaftspolitiken in Deutschland, Großbritannien, Österreich 

und Schweden traf. Dieses Urteil lässt sich auch heute noch aufrechterhalten. Bei 
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seinem engen Binnenmarkt von nicht einmal zehn Millionen Einwohnern gelang 

es Schweden so, sich trotz aller Globalisierungsverwerfungen mit einer wettbe-

werbsstarken Ökonomie im Weltmarkt nicht nur zu halten, sondern den Güter- 

und neuerdings immer mehr auch den Dienstleistungsaustausch zu intensivieren: 

Mittlerweile wird die Hälfte des Bruttonationalprodukts exportiert. 

Finanzierungssystem und Eigentümerstruktur

Die Unternehmensfi nanzierung setzt sich in Schweden aus verschiedenen Ele-

menten zusammen. Die Finanzierung stützt sich zunächst auf ein ausgeprägtes 

Hausbankensystem. Zusätzlich gibt es Elemente einer Finanzierung über den 

Aktienmarkt. Hier gilt es aber die Besonderheit zu beachten, dass die Unterneh-

men in Schweden vielfach über gegenseitigen Aktienbesitz verfügen. Kenn-

zeichnend ist für die Unternehmensfi nanzierung in Schweden daher insgesamt 

eine langfristiger angelegte Perspektive. Das schwedische Finanzierungssystem 

ähnelt dem Finanzierungssystem, das Deutschland lange Zeit unter dem Begriff 

„rheinischer Kapitalismus“ prägte.

Ausbildungssystem

Früh wurde in Schweden erkannt, dass in der globalisierten Weltwirtschaft der 

wichtigste „Rohstoff“ einer wettbewerbsstarken Ökonomie Bildung ist. Die 

schwedische Berufsbildung fi ndet in der gymnasialen Oberstufe statt. Sie wird 

von nahezu allen Schülern freiwillig besucht. Neben den akademischen Wegen 

gibt es 14 nationale Programme, die spezifi sche Berufsausbildungen anbieten. 

Ein Grundprinzip schwedischer Bildungspolitik war und ist es, Bildungssackgassen 

so weit wie möglich zu vermeiden. Daher sind auch spezifi sche Berufsbildungen 

so sehr mit allgemeinen Inhalten angereichert, dass mit dem Berufsabschluss 

zugleich die allgemeine Studienberechtigung verbunden ist. 2006 betrug die 

vergleichbare Abiturquote beispielsweise 94,6 %.

Kennzeichnend sind zudem vielfältige Möglichkeiten einer wiederkehrenden Ausbil-

dung während des gesamten Berufslebens. Denn wie gesehen ist das Ziel der schwe-

dischen Wirtschafts- und Beschäftigungspolitik nicht der Schutz eines bestimmten 

bestehenden Arbeitsplatzes. Vielmehr will sie die Menschen befähigen, im internatio-

nalen Wettbewerb jeweils die produktiven und damit wettbewerbsfähigsten Arbeits-

plätze einzunehmen. Im Bildungssystem werden daher für die gesamte Bevölkerung 

jeweils allgemeine und spezielle Bildungsinhalte miteinander verbunden.
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Als absehbar war, dass die Sozialdemokraten nicht mehr kurzfristig aus den 

Regierungsämtern zu verdrängen sein würden, akzeptierten die Arbeitgeber die 

Gewerkschaften im so genannten Saltsjöbaden-Hauptabkommen von 1938 als 

vollwertige Verhandlungspartner. 

Mit dem Abkommen sollte der Staat aus den Arbeitsmarktregelungen mög-

lichst herausgehalten werden. Dies gelang in der Folgezeit über gut 30 Jahre. 

Der Arbeitsmarkt war befriedet, die Lohnentwicklung wurde über Tarifverträge 

zentral gesteuert. Es gab so gut wie keine Arbeitsmarktgesetzgebung. 

Der Kooperationsphase folgte ab Anfang der 1970er Jahre bis 1998 eine Konfron-

tationsphase. Das zentrale Lohnverhandlungssystem löste sich mehr und mehr 

auf. Insbesondere die durch den EU-Beitritt auferlegten Stabilitätszwänge ließen 

bei den Tarifpartnern dann jedoch die Einsicht reifen, dass das Tarifverhandlungs-

system auf eine neue Grundlage gestellt werden müsse. Durch die sozialdemo-

kratische Regierung angeregt, schlossen die wichtigsten industriellen Gewerk-

schaften und Arbeitgeber 1998 den so genannten Industrie-Tarifvertrag. 

Der Industrie-Tarifvertrag ruht auf folgenden Grundpfeilern: erstens auf einem 

Regelwerk, das vertragslose und damit konfl iktträchtige Zeiten gering zu halten 

sucht. Aus diesem Grund muss vor Auslaufen des alten bereits mit Verhandlun-

gen über den neuen Vertrag begonnen werden. Zweitens setzt er auf öffentlich 

bestellte, unparteiische Schlichter, die die Verhandlungen in Richtung „EU-nor-

mierter“ Abschlüsse beeinfl ussen sollen. Schließlich wurde drittens die Vorstel-

lung einer lohnleitenden Funktion des exportorientierten Konkurrenzsektors 

wiederbelebt. Wesentliche Bestandteile des Industrie-Tarifvertrages wurden 

später für den öffentlichen Bereich übernommen.

Gewerkschaften haben in Schweden eine äußerst starke Stellung und einen 

hohen Organisationsgrad von gegenwärtig über 70 %. Dass die betriebliche Mit-

bestimmung daher ebenfalls über die Gewerkschaften organisiert wird, erscheint 

nahezu natürlich. Die deutsche Doppelung durch eigenständige Betriebsräte ist 

in Schweden unbekannt. 

Die Mitbestimmung auf Unternehmensebene wurde – auch anders als in Deutsch-

land – nicht gesetzlich institutionalisiert. In Schweden ging man vielmehr den 



122

Nahe am Idealtyp 

einer koordinierten 

Marktwirtschaft

Weg, den Gewerkschaften Verhandlungsrechte über alle Arten von Mitbestim-

mungsfragen einzuräumen. Bei Mitbestimmungskonfl ikten besteht auch wäh-

rend der Laufzeit des (Lohn-)Tarifvertrages ein Streikrecht. 

Beziehungen der Unternehmen untereinander

Nicht nur die Gewerkschaften, sondern auch die Arbeitgeberverbände weisen 

in Schweden einen hohen Organisationsgrad auf. Starke Partner auf beiden 

Seiten waren eine der wesentlichen Voraussetzungen für den Erfolg der oben 

genannten Vereinbarungen von Arbeitgebern und Gewerkschaften. Kenn-

zeichnend ist für Schweden zudem die starke gegenseitige Kapitalverfl echtung 

zwischen den Unternehmen. Neben Marktbeziehungen kommen schließlich 

vielfach informationelle Unternehmensnetzwerke zum Tragen, sei es bei der 

Bereitstellung von Eigenkapital, aber auch zum Zweck des Technologietransfers 

bei Firmenkooperationen.

Bewertung

Von den in diesem Buch betrachteten Ländern kommt Schweden dem Idealtyp 

einer koordinierten Marktwirtschaft am nächsten. Die schwedische Wirtschaft 

zeichnet sich dadurch aus, dass Arbeitgeber und Arbeitnehmer bei der Tarifgestal-

tung intensiv kooperieren, beide Arbeitsmarktparteien in die öffentliche Aufgabe 

der Berufsbildung eingebunden sind, die Unternehmensfi nanzierung aus einem 

Mix von Hausbankensystem, gegenseitigem Aktienbesitz und informationellen 

Unternehmensnetzwerken bei der Eigenkapitalbereitstellung besteht und diese 

informationellen Netzwerke zum Zweck des Technologietransfers auch bei der 

Schaffung von Firmenkooperationen genutzt werden.

Schweden ist bemerkenswert, weil es durch sein koordiniertes Wirtschaftssys-

tem und seinen ausgeprägten Wohlfahrtsstaat ein hohes Wirtschaftswachstum, 

gerechte Wohlstandsverteilung und niedrige Arbeitslosigkeit miteinander ver-

bindet. Schweden entspricht somit im Vergleich zu den USA, Großbritannien, 

Deutschland und Japan am ehesten den Ansprüchen der Sozialen Demokratie.
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Schweden

Bruttoinlandsprodukt 
pro Kopf 2008

30.100 €
BIP pro Kopf im Kaufkraftstandard (KKS);
ein KKS entspricht der Kaufkraft eines Euro
im EU-27-Durchschnitt (Quelle: Eurostat)

Durchschnittliches Wirt-
schaftswachstum 1990–2007

2,3 %

Durchschnittliches jährliches Wirtschafts-
wachstum pro Kopf bei konstanten Preisen
(Quelle: Human Development Index 2009, 
S. 195)

Staatsverschuldung 2008 38,0 %
Staatsverschuldung in % des BIP
(Quelle: Bundesministerium für Finanzen, 
Monatsbericht 12/2009, S. 99)

Leistungsbilanz 2008 7,8 %

Saldo der Bilanz aller Exporte und Importe 
von Gütern in % des BIP (Quelle: Interna-
tionaler Währungsfonds. World Economic 
Outlook 10/2009, S. 187)

Beschäftigungsquote 2008
74,3 %

(71,8 %)

Anteil der erwerbstätigen Personen 
(Frauen) im Alter von 15–64 im Verhältnis
zur Gesamtbevölkerung (Quelle: Eurostat)

Arbeitslosenquote 2008 6,2 % Anteil der Arbeitslosen an der Erwerbsbe-
völkerung (Quelle: Eurostat)

Einkommensungleichheit 
gemessen im
Gini-Koeffi zienten 2009

25 %

Kennzahl für die Ungleichverteilung von 
Einkommen, 100 % = maximale Ungleich-
heit (Quelle: Human Development Report 
2009, S. 195)

Fraueneinkommen gemes-
sen am Männereinkommen

67 %
Prozentsatz des Einkommens, das Frauen im 
Verhältnis zu Männern verdienen (Quelle: 
Human Development Index 2009, S. 186)

Armutsindex 2009 6,0 %

Der Armutsindex setzt sich aus verschie-
denen Indikatoren zusammen (u. a Lebens-
erwartung, Alphabetisierungsrate, Zugang
zu Gesundheitsversorgung), 0 = min. 
Armut, 100 = max. Armut (Quelle: Human 
Development Report 2009, S. 180)

Gewerkschaftlicher 
Organisationsgrad 2007

70,8 %

Anteil der Erwerbsbevölkerung, die in 
Gewerkschaften organisiert ist 
(Quelle: OECD)
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PRAXISBEISPIELE

Dem Sozialpsychologen Kurt Lewin wird der Ausspruch „Nichts ist so praktisch 

wie eine gute Theorie“ zugeschrieben. Um die praktische Relevanz der in den 

voran gegangenen Kapiteln dargestellten Theorien zu Fragen von Wirtschaft 

und Sozialer Demokratie deutlich zu machen, wurden im gesamten Text prak-

tische Bezüge eingefl ochten.

In diesem abschließenden Kapitel werden diese Bezüge durch Praxisbeispiele aus 

einigen kontroversen Politikfeldern ergänzt. Sie sollen deutlich machen, wie sich 

in wirtschaftspolitischen Projekten der Tagespolitik die Grundwerte der Sozialen 

Demokratie widerspiegeln und wie ihre wirtschaftspolitischen Prinzipien zum 

Tragen kommen.

In dieser Lesebuchreihe gibt es keinen Band mit dem Schwerpunkt Arbeitsmarkt-

politik, da dieses für die Soziale Demokratie zentrale Politikfeld als Querschnitts-

thema in allen Bänden betrachtet wird. Freilich kommt der Arbeitsmarktpolitik in 

dem vorliegenden Band zu „Wirtschaft und Soziale Demokratie“ ein besonderes 

Gewicht zu. Dem wird versucht mit zwei Praxisbeispielen zu „guter Arbeit“ und 

zu „Mindestlohn“ gerecht zu werden.

Unsere Sammlung umfasst Beiträge von sehr verschiedenen Autoren, mit unter-

schiedlichem Blickwinkel. Die Beispiele können keine abschließenden Antworten 

für die sich laufend verändernden Verhältnisse geben, sondern versuchen, Ideen 

geben und zum Nachdenken an zu regen.

In diesem Kapitel zeigen Praxisbeispiele

• zur ökologischen Industriepolitik, wie mit staatlicher Hilfe Leitmärkte geschaf-

fen werden können, die Innovation, Wachstum und Beschäftigung fördern;

• zum Staatshaushalt, unter welchen Umständen eine Kreditaufnahme der 

öffentlichen Haushalte für eine Investitionspolitik sinnvoll sein kann;

• zu Privatisierungen, welche Vorteile diese bringen können, wie sie politisch gestal-

tet werden müssen und in welchen Fällen sie vermieden werden sollten;

• zu guter Arbeit und Mitbestimmung, dass diese beiden Felder miteinander 

verwoben und für die Soziale Demokratie zentrale Anliegen sind;

• zu Mindestlöhnen, dass diese notwendig sind, um prekär bezahlte Beschäf-

tigungsverhältnisse einzudämmen, und dass dies gerade unter Gender-

Aspekten geboten ist.
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7.1. Ökologische Industriepolitik:
Wachstumspolitik für eine 
nachhaltige Zukunft10

Von Peter Franz, Florian Mayer und Stefan Tidow

Ökologie wird zum Treiber für die Ökonomie des 21. Jahrhunderts. Die Nach-

frage nach Energie und nach Rohstoffen ist in den vergangenen Jahren immens 

gewachsen und sie wird weiter wachsen. In den kommenden vier Dekaden wird 

die Zahl der auf der Erde lebenden Menschen von jetzt gut sechs auf dann rund 

neun Milliarden Menschen steigen. Die Zahl derer, die in Industriegesellschaften 

leben, wird sich im gleichen Zeitraum auf rund vier Milliarden Menschen verdrei-

fachen. Damit wird auch der Bedarf an industriell gefertigten Konsumprodukten 

enorm zunehmen. Schätzungen zufolge wird sich allein in Brasilien, Russland, 

Indien und China in den kommenden drei Jahren die kaufkräftige und konsum-

freudige Mittelschicht verdoppeln. Aber die Rohstoffe unseres Planeten sind 

ebenso begrenzt wie die zu bebauende und zu bewirtschaftende Fläche. Luft 

und Wasser sind kostbare Ressourcen. Und auch Energie ist nicht unerschöpf-

lich vorhanden, jedenfalls jene nicht, die aus konventionellen Energieträgern 

gewonnen wird – und das ist heute noch der überwiegende Teil.

Kurz: Ökonomische und ökologische Herausforderungen greifen immer stärker 

ineinander. Die Zeiten sind vorbei, in denen Umwelt und Wirtschaft noch als Gegen-

sätze konzipiert werden konnten. Denn was ökologisch geboten ist, wird immer 

stärker auch ökonomisch erforderlich, und das nicht nur unter einem gesamtwirt-

schaftlichen Blickwinkel, sondern auch betriebswirtschaftlich. Sir Nicholas Stern, der 

ehemalige Chefvolkswirt der Weltbank, schätzt beispielsweise die ökonomischen 

Kosten eines ungebremsten Klimawandels auf bis zu 20 % des globalen BIP. 

Diese Veränderung im Verhältnis von Ökonomie und Ökologie hat unmittelbare 

Folgen für die Politik. Etwas zugespitzt könnte man sagen: Die Umweltpolitik wird 

immer stärker auch Wirtschaftspolitik. Die Strategie der ökologischen Industriepo-

litik trägt dieser Entwicklung Rechnung und zieht die Konsequenz daraus, dass die 

Energie- und Ressourcenfrage zu einer wirtschaftlichen, umweltpolitischen und sozi-

alen Schlüsselfrage geworden ist – in nationalem Maßstab, aber auch global.

10  Weitere Informationen zur engen Verknüpfung zwischen Ökologie und Ökonomie bietet der 2009 erstmals 
veröffentlichte Umweltwirtschaftsbericht, eine gemeinsame Publikation von Bundesumweltministerium 
und Umweltbundesamt: www.umweltwirtschaftsbericht.de 
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für Innovation, Wachstum und Beschäft igung
Die ökologische Industriepolitik verknüpft eine ökonomisch-ökologische Moderni-

sierungsstrategie für mehr Nachhaltigkeit mit einer ökologisch-ökonomischen Spezi-

alisierungsstrategie. Sie gibt keine ideologische Antwort auf die Herausforderungen 

unserer Zeit, sondern entwirft einen pragmatischen und zielorientierten Weg. 

Im Grunde geht es um zwei Dinge: Erstens geht es darum, dass wir unsere Wirtschaft 

im Sinne der Nachhaltigkeit umbauen. Das ist eine Frage der Produktionsstruktu-

ren – es geht also um Energie- und Ressourceneffi zienz. Dazu zählt nicht nur der 

effi zientere Umgang, sondern auch der Umstieg auf nachwachsende Rohstoffe. 

Nicht nur Treibstoff lässt sich heute statt aus Erdöl aus Biomasse herstellen, auch 

Plastik und moderne Werkstoffe. Und natürlich geht es darum, energiepolitisch die 

so genannten erneuerbaren Energiequellen, also Sonne, Wind, Wasser, Erdwärme 

und Biomasse, besser zu nutzen und ihr Potenzial voll auszuschöpfen. Diese Politik 

ist langfristig alternativlos. Nur so kann es gelingen, aus dem strukturellen Dilemma 

begrenzter Rohstoffe und wachsender Nachfrage auszubrechen und Wachstum 

vom Ressourcenverbrauch zu entkoppeln. Aber die ökologische Industriepolitik 

will nicht nur diesen Umbau, sondern zweitens die damit verbundenen Chancen 

für die Wirtschaft optimal nutzen. Denn gerade weil überall auf der Welt Energie 

teurer und Rohstoffe knapper werden, liegt in den grünen Technologien ein unge-

heures Potenzial, sie werden regelrecht zum Leitmarkt der Zukunft. Effi zienz- und 

Umwelttechnologien werden zu Schlüsseltechnologien. 

Unternehmensberater schätzen, dass die Märkte für Umwelttechnologie schon 

heute ein Weltmarktvolumen von rund 1.000 Milliarden Euro haben. Bis zum 

Jahr 2020 wird sich das, den Prognosen nach, auf über 2.000 Milliarden Euro 

mehr als verdoppelt haben. Schon heute ist Deutschland Exportweltmeister bei 

den Umweltgütern und in vielen Technologiebereichen Weltmarktführer. Das 

sind sehr gute Ausgangsbedingungen, um von den grünen Märkten auch in 

Zukunft zu profi tieren, wenn es gelingt, technologisch an der Spitze zu bleiben. 

Das ist aber, so zeigt die Erfahrung, zu einem guten Teil von einer ambitionierten 

Umweltpolitik abhängig, die zu einem Modernisierungstreiber wird, indem sie 

hohe Anforderungen an Produktionsprozesse und Produkte stellt.

Die ökologische Industriepolitik will also diese beiden Dimensionen stärker als 

bisher verzahnen. Dazu bedarf es eines Staates, der anspruchsvolle Ziele for-
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muliert und der die richtigen Rahmenbedingungen setzt, eines Staates, der als 

Pionier die Wege weist, aber – wo nötig – auch vorangeht. Der Markt reagiert 

zwar auch zunehmend auf die veränderten Realitäten, aber immer noch und 

vielfach zu langsam. Bisher hat er jedenfalls sowohl die Herausforderungen als 

auch deren Chancen nur unzureichend antizipiert. Und wenn wir die Erkenntnisse 

der Wissenschaft zum Klimawandel ernst nehmen, dann stehen für die folgen-

reichen Weichenstellungen nur noch ein paar Jahre zur Verfügung. Zu wenig 

Zeit jedenfalls, um diese mit ordnungspolitischen und folgenlosen Grundsatz-

debatten zu verschwenden. Es geht um einen pragmatischen Mix verschiedener 

Politikinstrumente und -ansätze und darum, Umwelt- und Innovationspolitik im 

Spannungsfeld von Markt- und Staatsversagen intelligent zu verzahnen. Dazu 

muss der Staat die vielfältigen politischen und ökonomischen Instrumente so 

nutzen und aufeinander beziehen, dass Innovationen angestoßen werden, öko-

effi ziente Technologien in die Anwendung kommen, Impulse für einen energie- 

und ressourceneffi zienten Umbau von Wirtschaft und Gesellschaft gegeben und 

zugleich Wachstum und Beschäftigung stimuliert werden. 

 Die Prinzipien der ökologischen Industr iepol it ik
Der Ansatz der ökologischen Industriepolitik zeichnet sich dadurch aus, dass er 

unterschiedliche Aspekte miteinander verbindet. 

1. Angebots- und nachfrageseitige Instrumente müssen geschickt kombiniert 

werden. Häufi g werden angebots- und nachfrageorientierte Politik als unversöhn-

liche Gegensätze dargestellt. Dabei zeigt die Innovationsforschung, dass erst das 

Zusammenspiel guter angebotspolitischer Rahmenbedingungen und einer akti-

vierenden Nachfrage die beste Voraussetzung dafür ist, innovativen Technologien 

zum Durchbruch zu verhelfen und sie auf den Markt zu bringen. Das geht jedoch 

nur, wenn die Politik Angebots- und Nachfrageseite zusammen im Blick hat.

2. Kalkulierbare Rahmenbedingungen sind genauso wichtig wie ambitionierte 

Zielvorgaben. Unternehmen müssen wissen, woran sie sind. Deswegen darf 

Politik nicht willkürlich agieren. Zugleich aber darf Planungssicherheit nicht 

dazu führen, dass sich Unternehmen auf ihren Erfolgen der Vergangenheit aus-

ruhen oder sich der „Herausforderung Zukunft“ nicht stellen. Die Konkurrenz 

schläft nicht. Gerade die aufstrebenden Ökonomien in Asien drängen auf die 

Märkte. Ambitionierte Zielvorgaben, die langfristig und berechenbar angekün-

digt sind, sind ein wichtiger Bestandteil einer Politik, die Planbarkeit und Dyna-



128

P
R

A
X

I
S

B
E

I
S

P
I

E
L

E mik ausbalanciert. Ein anderes Beispiel ist der Top-Runner-Ansatz, der sich am 

jeweils besten Stand der Technik orientiert. So wird den Unternehmen nur das 

abverlangt, was mach- und umsetzbar ist – dies aber immer wieder aufs Neue.

3. Preise müssen die Wahrheit sagen, ohne die Wettbewerbsfähigkeit zu untermi-

nieren. Preise sind wichtige Knappheitsmesser, die die ökologische Wahrheit nicht 

länger ausblenden dürfen. Die Internalisierung externer Kosten und funktionie-

rende Märkte sind wichtige Dreh- und Angelpunkte einer ökologischen Industrie-

politik. Eine Einpreisung der „wahren Kosten“ ist nach wie vor in der Praxis nicht 

leicht, z. B. durch Nichtberücksichtigung in internationalen Wettbewerbsbedin-

gungen oder die schwierige Kalkulation der erst in der Zukunft anfallenden Kosten.

4. Die Forschung muss technologieoffen und zugleich zielgerichtet den Fort-

schritt fördern und Leuchttürme setzen. Niemand weiß heute, welche tech-

nologischen Lösungen morgen überlegen sein werden. Politik muss daher 

grundsätzlich technologieoffen sein und darf nicht alles auf eine Karte setzen. 

Eine Politik der technologischen Ertüchtigung („technology forcing“) setzt 

deshalb auf ambitionierte Ziele, gibt aber keine technologischen Lösungsstra-

tegien zur Erreichung der Ziele vor. Andererseits gibt es konkrete Technolo-

gielinien, die der Markt alleine nicht entwickelt, die aber ein hohes Problem-

lösungspotenzial versprechen. Auch dem muss die staatliche Forschungs- und 

Technologiepolitik Rechnung tragen, indem sie zugleich auf experimentelle 

Pilotprojekte und Leuchtturmprojekte mit symbolischer Strahlkraft setzt.

5. Horizontale Ansätze und sektorale Politiken müssen sich ergänzen. Die Rah-

menbedingungen müssen so gesetzt sein, dass sie die gesamte Wirtschaft auf 

ökologischen Innovationskurs bringen. Das ist nicht nur eine Frage der umwelt-

politischen Regulierung, sondern auch der wettbewerblichen, steuerlichen und 

wirtschaftspolitischen Ausgestaltung. Dazu bedarf es außerdem einer leistungs-

fähigen, modernen und umweltverträglichen Infrastruktur ebenso wie qualifi zier-

ter Arbeitnehmer. Diese horizontale Dimension ist wichtig. Aber immer wieder 

wird es Bereiche geben, in denen der Strukturwandel auch sektoral forciert wer-

den muss. Hier geht es darum, Schlüsseltechnologien und -industrien zielgenau 

zu fördern – weil anders verkrustete und vermachtete Marktstrukturen nicht 

aufzubrechen sind, technologische Entwicklungssprünge nicht allein über die 

Steuerung der Rahmenbedingungen herzustellen sind oder im internationalen 

Wettbewerb auch langfristige strategische Interessen eine Rolle spielen.
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Ein ressourcenorientierter Umbau der Industriegesellschaft braucht nicht nur 

innovative Unternehmer und einen Staat als Pionier. Er braucht auch Arbeitneh-

mer, die gute Arbeit leisten und gute Arbeit haben, sowie aktive Verbraucher, 

die über ihre Nachfrage wichtige Modernisierungsimpulse „von unten“ setzen. 

Letztlich geht es um nicht weniger als einen „New Deal“ aller Akteure, um die 

Herausforderungen einer Welt im Wandel zu bewältigen und eine ökologisch-

ökonomische Modernisierungsstrategie einzuschlagen. 

Die Arena für Politik und Wirtschaft hat sich erheblich verändert. Die Rahmen-

bedingungen zeigen, dass Ökonomie und Ökologie mehr denn je miteinander 

verbunden sind und ein zukunftsfähiger Standort Deutschland eine umwelt- 

und sozialverträgliche Industrieproduktion mit nachhaltigen Produkten und 

Dienstleistungen, guter Qualifi kation und Ausbildung braucht. Die ökologische 

Industriepolitik will dafür die Weichen stellen.

7.2. Haushaltspolitik:
was wir Deutschland schulden
Von Michael Dauderstädt11 

Die Staatsverschuldung beläuft sich auf über 1,5 Billionen Euro. Ihre Bedienung ver-

schlingt einen erheblichen Teil der Steuern oder erfordert zusätzliche Verschuldung. 

Angeblich belastet sie künftige Generationen, die diese Schulden abbauen müssen. 

In der öffentlichen Diskussion sind daher eine Reihe von Konzepten, die dem weiteren 

Anstieg der Staatsverschuldung Einhalt gebieten sollen (Stichwort „Schuldenbremse“). 

Diese Konzepte treffen sich mit der Grundphilosophie des europäischen Stabilitäts- 

und Wachstumspaktes, der ebenfalls davon ausgeht, dass langfristig, also über den 

Konjunkturzyklus hinaus, kaum eine Neuverschuldung stattfi nden darf. Eine kluge 

Finanzpolitik sollte im Sinne eines Sanierens und Investierens neben Schuldenabbau 

aber auch die Option aktiver Konjunkturpolitik erhalten, nicht erschweren.

Politisch und ökonomisch müssen zwei Dimensionen der Staatsverschuldung unter-

schieden werden: das konjunkturbedingte Defi zit und die langfristige Verschuldung 

11  Dieser Text ist eine gekürzte und im Licht der Finanzmarktkrise 2008 überarbeitete Fassung des WISO-
direkt-Titels „Was wir Deutschland schulden“ vom August 2007.
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sind beide Dimensionen im Kern, wenn auch nicht in ihrem Umfang, unstrittig.

 Wachstum durch Schulden?
Im Konjunkturabschwung gehen die Staatseinnahmen zurück, während gleich-

zeitig die Ausgaben, insbesondere für die Arbeitslosenversicherung, steigen. 

Das Defi zit, das sich daraus in der Regel ergibt, stabilisiert die ansonsten einbre-

chende Nachfrage. Diese automatischen Stabilisatoren erachten die meisten 

modernen Konsolidierungskonzepte, so auch der europäische Stabilitäts- und 

Wachstumspakt, als sinnvoll. In Deutschland sieht das Gesetz für Stabilität und 

Wachstum von 1967 eine solche antizyklische Haushaltspolitik vor, de facto fand 

jedoch eine prozyklische Politik statt.12 Im Abschwung reagierte die Finanzpolitik 

auf das steigende Defi zit häufi g mit panischen Sparversuchen, die die Rezession 

vertieften und verlängerten. Im Aufschwung wurde dagegen nicht konsolidiert, 

weswegen die Gesamtverschuldung anstieg.

Eine aktive Konjunkturpolitik sollte staatliche Ausgaben so bestimmen, dass sie antizy-

klisch wirken. Im Idealfall würden in der Rezession die Ausgaben erhöht, auch wenn 

das Defi zit und die Schulden steigen, um die schwächere Nachfrage des Privatsektors 

zu kompensieren. Dabei ist es aus konjunktureller Sicht gleichgültig, ob es sich um 

staatliche Investitionen oder Konsum handelt, auch wenn bei Investitionen der Wachs-

tumseffekt nachhaltiger ist. Im Boom sind diese Ausgaben zu senken, um einer uner-

wünschten Überhitzung entgegenzuwirken und den Haushalt zu konsolidieren.

In Deutschland bestimmt das Grundgesetz (Artikel 115) den Rahmen der Konjunk-

turpolitik. Die staatliche Kreditaufnahme soll nur der Finanzierung von Investitio-

nen dienen. Es drückt damit die Überlegung aus, dass die Last der Finanzierung 

von Ausgaben, deren Nutzen sich über längere Zeiträume verteilen, nicht einem 

einzigen Haushaltsjahr aufgebürdet werden soll. Breiter gefasst: Was künftigen 

Generationen zugutekommt, soll nicht ausschließlich zu Lasten der gegenwär-

tigen Bevölkerung fi nanziert werden. Damit wird auf den Staatshaushalt die 

Logik eines privaten Haushalts oder eines Unternehmens übertragen, die sich 

verschulden, um Investitionen zu fi nanzieren, die zukünftige Erträge erbringen 

bzw. Kosten einsparen (z. B. der Bau oder Erwerb eines Hauses, das einem in 

Zukunft Mieteinnahmen einbringt oder Mietausgaben erspart). 

12 So das vernichtende Urteil von Solow/Wyplosz (2007).
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Im Fall des Staates ist diese Logik komplexer: Was erhöht seine künftigen Einnah-

men oder senkt seine Ausgaben? Letztlich tragen alle Maßnahmen, die das Wachs-

tum steigern, zu einer Erhöhung der Einnahmen bei. Dazu zählt deutlich mehr, 

als der Begriff der „Sachinvestition“ unterstellt. Aufwendungen zur Vermeidung 

künftiger Ausgaben müssten als Investitionen zählen (z. B. Impfprogramme). 

Aber warum können Schulden sinnvoll sein? Jeder Wachstumsprozess ist kredit- und 

damit schuldenfi nanziert, wenn nicht durch den Staat, dann durch den Privatsektor. 

Denn die laufenden Einkommen reichen nur aus, um die laufende Produktion zu 

kaufen. Zusätzliche Produktion bedarf der Kreditaufnahme zur Finanzierung der 

nötigen zusätzlichen Investitionen, die mit ihrem Ertrag im Idealfall (also ohne Hor-

ten und Sparen der Einkommensbezieher) dann auch den Absatz der zusätzlichen 

Produktion ermöglichen. Wenn die Haushalte und Unternehmen sich – etwa aus 

rezessionsbedingtem Pessimismus – nicht verschulden, so kann es im Interesse eines 

Wachstumsprozesses notwendig sein, dass dies der Staat tut. Umgekehrt kann in 

Phasen eines boomenden Optimismus – wie etwa in den USA bis 2007 – die Kre-

ditvergabe über alle realwirtschaftlichen Wachstumschancen hinausgehen. 

Die Geldpolitik hat in diesem System die Aufgabe, die Kreditaufnahme auf ein 

realistisches Maß zu beschränken. Eine zu hohe Verschuldung (unabhängig, ob 

durch Staat, Unternehmen oder Haushalte) führt zu Vermögenspreisblasen oder 

einer infl ationären Nachfrage, die kein reales Mengenwachstum, sondern über-

wiegend Preissteigerungen bei stagnierendem Angebot hervorruft. 

 Wie viel  Schulden sind zu viel?
Aber wie hoch darf sich der Schuldenberg anhäufen? Viele Wachstumsphasen, 

nicht zuletzt die jüngste der Weltwirtschaft, endeten in Schuldenkrisen, aber meist 

nicht des Staates, sondern der überschießenden Finanzmärkte. Nicht immer war 

klar, ob die meist gleichzeitig gestiegenen Vermögenspreise (von Immobilien, 

Aktien etc.) realistischen Ertragserwartungen oder spekulativem Übermut ent-

sprangen. Letztlich bestimmt die reale Wirtschaft durch ihren Produktivitätsfort-

schritt und die freien, unbeschäftigten Produktionsfaktoren, wie viel Spielraum 

noch im System ist. Dafür sind Infl ation und Außenbilanz wichtige Indikatoren. 

Im Nachhinein (nach der Asienkrise 1997, nach der dot.com-Blase 2000 oder 

auch in der Finanzmarktkrise im Herbst 2008) sind alle schlauer; aber wer wollte 

einen schönen Boom abwürgen, der Arbeitsplätze und Einkommen schafft, nur 

weil die Preise etwas steigen und die Zahlungsbilanz rot anläuft?
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aus konjunkturpolitischen Gründen oder zur Finanzierung von öffentlichen Inves-

titionen, beunruhigt viele die absolute Höhe der aufgelaufenen Schulden. Sie 

schränkt die Handlungsfähigkeit des Staates ein, da er einen beachtlichen Teil 

seiner Einnahmen für den Schuldendienst ausgeben muss, der bei steigenden 

Zinsen schmerzhaft anschwellen kann. Staatsverschuldung stellt obendrein eine 

Umverteilung zugunsten der Vermögensbesitzer dar, die dem Staat Geld geliehen 

haben und deren Zinseinkommen aus den überwiegend von Lohnabhängigen 

bezahlten Steuern bezahlt werden. Schließlich – das ist das meistvorgebrachte 

Argument – belastet sie angeblich unsere Kinder, die künftigen Generationen.

 Arme Zukunft versus reiche Gegenwart?
Schädigt die Verschuldung wirklich künftige Generationen? Obwohl gerne 

bemüht, ist diese These in ihrer Pauschalität nicht zutreffend. Die nächste Genera-

tion erbt die Schulden ebenso wie die Forderungen. Staatsverschuldung berührt 

nicht die Summe der Lasten zwischen den Generationen, sondern ihre Verteilung 

innerhalb der nächsten Generation. Allen Steuerzahlern, auf die die Rückzah-

lung der Schulden entfällt, stehen jeweils auch die Gläubiger gegenüber, also 

diejenigen Bürger, die dem Staat Geld geliehen haben.

Das Ausmaß der Last, die der Staat und die steuerzahlende Gesellschaft langfristig 

durch ein bestimmtes Verschuldungsniveau zu tragen haben, hängt wesentlich 

vom Verhältnis von Zinssatz und nominellem Wachstum ab. Wächst die Wirt-

schaft rascher als der Zinssatz, so nimmt das relative Gewicht der Staatsschuld 

(als Anteil am BIP) ab. Solche entlastenden Umstände herrschten in der langen 

Wachstumsphase zwischen 1950 und 1975, sind aber seitdem seltener geworden. 

Dieser Umstand zeigt aber auch, dass eine Politik hoher Zinsen vor allem den 

Interessen von Vermögensbesitzern zugutekommt. Hohe Zinsen steigern oder 

stabilisieren zumindest den relativen Wert ihrer Schuldforderungen.

Wenn die heutige Generation etwas für den Wohlstand der nächsten tun will, 

dann sollte sie nicht Geldvermögenstitel anhäufen, deren reale Erträge die nächste 

Generation für die Titelerben erwirtschaften muss. Sie sollte vielmehr Maßnah-

men treffen, die die Produktivität der nächsten Generation erhöhen. Dazu zählen 

Investitionen in Infrastruktur und Bildung, Forschung und Entwicklung. Wenn 

Konsumverzicht überhaupt dienlich ist, dann in Form der Ressourcenschonung, 

da steigende Ressourcenkosten (einschließlich etwa Hochwasserschutz) die Pro-
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duktivität senken. Wenn – gerade vor dem Hintergrund ungleicher Verteilung – 

die reicheren Haushalte sparen, ohne dass reale Investitionen folgen, kann das 

zu gefährlichen, unhaltbaren Vermögensblasen führen. 

Als Land können wir innerhalb der eigenen Wirtschaft keinen Wohlstand in die 

Zukunft übertragen, indem wir Forderungen (Vermögen) anhäufen, ebenso 

wenig wie wir durch das Anhäufen von Schulden Armut in die Zukunft schieben. 

Das gelingt nur, wenn wir uns im Ausland verschulden bzw. gegenüber dem 

Ausland Forderungen ansammeln. Auslandsschulden verdammen uns eventuell 

in Zukunft dazu, mehr zu exportieren, als wir importieren, um die Gläubiger zu 

bedienen. Forderungen ans Ausland, wie sie Deutschland in den letzten Jahren 

aufgebaut hat, können sich in einer Finanzmarktkrise in Luft aufl ösen oder stark 

entwerten, wie viele Investoren 2008 leidvoll erfahren mussten. Aber Export-

überschüsse werden ja in Deutschland weniger als eine Last denn als ein Ziel 

(auch der Wirtschaftspolitik) empfunden. 

 Öffentl iche Sparsamkeit,  aber privater Übermut?
Bei alldem spielt es letztlich keine Rolle, ob es sich um Schulden des Staates oder 

der Unternehmen und Haushalte handelt. Zwar zählen nur Staatsschulden in 

Deutschland als Last(er), die Anhäufung privater Schulden (primär der Unter-

nehmen) ist dagegen eine Tugend. Dabei erbt die nächste Generation nicht nur 

1,5 Billionen Euro risikoarme Staatsschulden, sondern auch 2,5 Billionen Euro 

potenziell unsichere Unternehmensschulden. 

Die Tatsache, dass private Schulden lange als weniger problematisch galten, hat 

nicht zuletzt zur Welle der Privatisierung vormals öffentlicher Sektoren wie Post, 

Telekommunikation, Bahn und Autobahnen beigetragen. Deren Kredite sind nun 

keine bedrohlichen Staatsschulden mehr, sondern erfreuliche private Investitionen. 

Auch da gilt, dass die Umverteilung nur innerhalb der nächsten Generation statt-

fi ndet. Aber diesmal sind es nicht die Steuerzahler, die die Zinsen auf die Staats-

schuld aufbringen müssen, sondern die Kunden und – wie man oft feststellen 

muss – die Beschäftigten, die über Preise (z. B. Mieten) und Lohnzurückhaltung 

die Rentabilität steigern sollen. Aber auch für den privaten Sektor gilt, dass der 

wahre Wohlstand nur in der Steigerung der realen Produktivität besteht. 

Wir schulden Deutschland also den Mut, die Schulden zu machen, die für ein 

langfristig tragfähiges Wachstum notwendig sind. Dem dienen Investitionen in 
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sene Forderungsaufbau gegenüber dem Ausland durch Exportüberschüsse oder 

gegenüber zukünftigen deutschen Generationen durch kapitalgedeckte „Vor-

sorge“ ist dagegen nur das wert, was künftige Generationen im In- und Ausland 

dank der heutigen Investitionen erwirtschaften können. Abgesehen von einer 

unsozialen Umverteilung zugunsten der Investoren können deren Erträge aber 

nicht höher als die Wachstumsraten der Volkswirtschaft selbst sein.

7.3.  Risiken und Chancen der Privatisierung
Von Simon Vaut

Privatisierung von öffentlichem Eigentum ist ein wirtschaftspolitisches Konfl ikt-

thema unserer Zeit, bei dem es um die zentrale Frage des Verhältnisses von Staat 

und Privatwirtschaft geht. Die hitzige Debatte über die Privatisierung der Deutschen 

Bahn macht deutlich, dass es bei diesem Thema um weit mehr als politische Einzel-

entscheidungen geht, nämlich dass die ausgetauschten Argumente sich um grund-

sätzliche Vorstellungen von Gemeinwohl, Daseinsvorsorge und den Aufgaben des 

Staates drehen. Dass die Meinungen für und wider eine Bahnprivatisierung quer 

durch die Reihen der SPD gehen, legt nahe, dass es auf die Frage zum Verhältnis 

von Privatwirtschaft und Staat für die Soziale Demokratie keine simplen Antworten 

gibt, sondern sie einer komplexen Betrachtung bedarf.

Eine differenzierte Darstellung von Privatisierungen weltweit wird in einer Untersu-

chung unter der Leitung des Wissenschaftlers und Politikers Ernst Ulrich von Weiz-

säcker vom Club of Rome13 im Buch „Grenzen der Privatisierung“ vorgenommen. 

Die folgenden Ausführungen stützen sich vor allem auf diesen Bericht.

Der Club of Rome argumentiert in seinem Bericht gegen die Extreme einer unkri-

tischen Privatisierungsideologie einerseits und eines unkritischen Vertrauens auf 

den Staat, das möglichst viel Eigentum in öffentlicher Hand sehen möchte, ande-

13  Der Club of Rome ist eine internationale Organisation von Wissenschaftlern, die sich mit gesellschaftli-
chen und ökonomischen Fragen beschäftigt. Bekannt wurde der Club of Rome durch die 1972 veröffent-
lichte Studie „Die Grenzen des Wachstums“, mit der er Bevölkerungswachstum, Umweltverschmutzung 
und ein Ende der Rohstoffreserven weltweit auf die Agenda brachte und maßgeblichen Einfl uss auf die 
Umweltschutzbewegung hatte.
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rerseits. Ein differenzierter Mittelweg, der je nach den Bedingungen eines Sektors 

auf private Akteure, öffentlich-private Partnerschaften oder eine staatliche Aufga-

benwahrnehmung setzt, ist jedoch sehr voraussetzungsvoll. Es sind verschiedene 

Formen der Privatisierung und Akteurskonstellationen möglich:

• Staatliche Unternehmen stellen sich dem Wettbewerb mit privaten Konkur-

renten, bleiben aber in öffentlichem Eigentum, z. B. die Deutsche Bahn, seit 

1994 bis zu ihrer Teilprivatisierung eine Aktiengesellschaft in Bundesbesitz, 

die zunehmend dem Wettbewerb mit anderen Anbietern ausgesetzt ist.

• Aufgabendelegation: Das heißt, der Staat gibt Aufgaben an private 

Anbieter ab und kauft sich diese ein. Die Bundesdruckerei war dafür 

ein Beispiel. Sie wurde allerdings nach einigen Jahren der privaten Trä-

gerschaft aus sicherheitspolitischen Gründen wieder zurückgekauft.

• Öffentlich-private Partnerschaften (PPP): kooperative Lösungen, 

bei denen staatliche und private Akteure zusammenarbeiten.  

• Vollprivatisierung: vollständige Veräußerung öffentlichen Eigentums, so dass 

der Staat nur noch regulierend auf das Marktgeschehen Einfl uss nehmen kann.

Das Verhältnis zwischen staatlicher Ordnung und wirtschaftlicher Freiheit, zwischen 

Sicherheit und Innovation muss immer wieder neu austariert werden. Rahmen-

bedingungen können sich auch über den Zeitverlauf ändern: Die Privatisierung 

und Liberalisierung des Telekommunikationssektors wird weithin als positives 

Beispiel für Privatisierungen betrachtet. Die Preise sind durch den Wettbewerb 

stark gesunken, die Innovationen in dem Sektor haben zugenommen und die Pri-

vatisierungserlöse haben Geld in die öffentlichen Kassen gespült. Voraussetzung 

für diese Entwicklung war, dass im bestehenden Telefonnetz verschiedene Anbie-

ter ihre Dienste anbieten können, was erst Ende des 20. Jahrhunderts technisch 

möglich wurde. Zuvor hätte eine Privatisierung wohl nicht zu mehr Wettbewerb 

geführt, weil dann lediglich ein staatliches Monopol durch ein privates Monopol 

abgelöst worden wäre.

Das Pendel zwischen Staat und Privat schwingt mit der Zeit hin und her. Im 19. 

und 20. Jahrhundert haben Staaten zunehmend Verantwortung an sich gezogen 

und die Staatsquote ist fast überall deutlich gestiegen. Vom Fernmeldewesen 
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und dem Automobilbau waren in der Vergangenheit Branchen in öffentlicher 

Hand, die nun teilweise oder ganz privatisiert sind. Im letzten Vierteljahrhundert 

gab es einen deutlichen Pendelausschlag in Richtung Privatwirtschaft. 

Wer waren die Wegbereiter dieser Bewegung? Auf internationaler Ebene waren 

die Weltbank und der Internationale Währungsfonds (IWF) im so genannten 

Washington-Konsens maßgeblich daran beteiligt. Dessen wirtschaftspolitische 

Leitlinien verlangten einen Rückzug des Staates und führten zu einer weltweiten 

Deregulierungs- und Privatisierungswelle. Wenn man einem Papagei den Spruch 

„Privatisierung“ beigebracht hätte, dann hätte man in den 1980er und 1990er 

Jahren in weiten Teilen auf den Rat der Weltbank und des IWF verzichten kön-

nen, schreibt der Nobelpreisträger und ehemalige Chefökonom der Weltbank 

Joseph E. Stiglitz (Stiglitz 2002: 78–81). Das Problem an dem Washington-Kon-

sens bestand laut Stiglitz darin, dass er Privatisierung als Selbstzweck sah, anstatt 

genau zu prüfen, welche Sektoren unter welchen Umständen dafür geeignet 

sind und mit welcher Akteurskonstellation ein nachhaltigeres Wachstum und 

eine gerechtere Verteilung und Versorgung erreicht werden können. Welche 

Effekte Privatisierung hat, hängt nämlich vom Wirtschaftssektor, in dem sie vor-

genommen werden, und den dort herrschenden Rahmenbedingungen ab und 

so können Privatisierungen in einem Land gelingen und in derselben Branche in 

einem anderen Land ein Fehlschlag sein.

Nachstehende Faktoren sind für die Folgen von Privatisierungen besonders relevant:

• Ist in dem Sektor Wettbewerb möglich oder wird lediglich ein staatliches 

durch ein privates Monopol ersetzt? Vor allem bei so genannten Netzwerk-

industrien ist dies nur bedingt möglich, z. B. ist im Schienenverkehr auf 

einer Strecke Wettbewerb nur eingeschränkt möglich. Es ist kaum ren-

tabel mehr, Schienenwege parallel zu bauen. Und auf derselben Schiene 

können sich Züge nicht überholen. Zu den Netzwerkindustrien gehö-

ren auch leistungsgebundene Versorger wie Wasser-, Gas- und Strom-

versorger. Wenn es zu einer Privatisierung kommt, müssen die Anbieter 

so reguliert werden, dass sie ihre Marktmacht nicht ausnutzen können.

• Besteht die Gefahr, dass Konsumenten von wichtigen Gütern und Dienstleis-

tungen ausgeschlossen werden? Zum Beispiel Menschen in abgelegenen Regi-

onen vom Briefdienst oder zahlungsschwache Menschen vom Stromnetz?  
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• Besteht ein besonderes Schutzinteresse des Staates? Die Bundesdruckerei 

wurde nach bereits vollzogener Privatisierung wieder in die öffentliche Hand 

überführt, weil die von ihr erstellten Dokumente und verwalteten Daten für 

zu sensibel gehalten werden.

Die Bilanz von Privatisierungen und Verstaatlichungen ist sehr gemischt. Die 

Ergebnisse hängen stark vom Sektor und der politischen Gestaltung ab. In dem 

Bericht „Grenzen der Privatisierung“ werden Fallstudien von Privatisierungen 

in Deutschland und in anderen Ländern studiert und ausgewertet. Es gibt eine 

große Bandbreite positiver und negativer Ergebnisse von Privatisierungen. Im Fol-

genden werden zunächst die festgestellten positiven Effekte, sodann die Risiken 

der Privatisierung entsprechend der Analyse des Club of Rome dargestellt.

Wenn Privatisierung bewirkt, dass in einem Sektor Wettbewerb entsteht, führt 

das in der Regel zu einer besseren Kundenorientierung. Private, in Konkurrenz 

stehende Unternehmen sind auf zufriedene Kunden angewiesen und müssen 

innovativ und effi zient sein, um am Markt bestehen zu können. Der Telekommu-

nikationssektor gilt als Beispiel für eine Branche, in der die Konkurrenz zwischen 

Privaten zu Innovationen und einer Marktausweitung geführt hat, die für ein 

Staatsmonopol nicht denkbar waren. Staatsunternehmen, die sich keiner Kon-

kurrenzsituation stellen müssen, tendieren dazu, kostenintensiver zu arbeiten 

und Neuerungen gegenüber weniger aufgeschlossen zu sein. Kostenreduzierung 

und bessere Servicequalität sind allerdings nicht zwangsläufi g. Private Unter-

nehmen tendieren dazu, Kunden, mit denen kaum Gewinne zu erwirtschaften 

sind, auszuschließen, das heißt, sie neigen zum „Rosinenpicken“. Beispiele 

dafür sind Menschen in entlegenen Gebieten, bei denen eine Briefzustellung 

nicht rentabel wäre. 

Privatisierungen können sinnvoll sein, wenn dem Staat die Mittel für Investitionen 

fehlen und private (internationale) Investoren bereit sind, Kapital zur Verfügung 

zu stellen. Dies ist häufi g in ärmeren Ländern der Fall, wo teilweise wichtige Güter 

der Daseinsvorsorge wie die Wasserwirtschaft an private Investoren gegeben 

wurden. Die Versorgung verbessert sich dadurch in der Regel jedoch nur für zah-

lungskräftige Kunden und kann Ungerechtigkeiten verschärfen.

 

Ein häufi g auftretendes Problem bei Privatisierungen sind schwache Investi-

tionsregeln: Unter dem Handlungsdruck kann sich ein Staat ohne Erfahrung 
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Gegenüber erfahrenen internationalen Konzernen haben sich insbesondere die 

ehemaligen kommunistischen Länder häufi g zu unrealistischen Preis- und Qua-

litätsnormen verleiten lassen. So wurden in den Transformationsstaaten Osteu-

ropas u. a. Energieunternehmen weit unter ihrem Wert verkauft.

Bereits oben ausgeführt wurden die Probleme, die auftreten, wenn ungenügen-

der Wettbewerb herrscht und sich private Monopole bilden, z. B. bei alterna-

tivlosen Netzwerkindustrien (Wasserversorgung, Stromnetze). Dies führt dann 

weder zu Innovations- noch Preisvorteilen. Private Monopole haben in der Regel 

noch mehr Nachteile als staatliche Monopole.

Ein weiteres Risiko ist eine Verschiebung von Risiken und externen Kosten. Nach 

dem Verkauf an einen privaten Investor ist es vorgekommen, dass Umsatzrisiken 

auf den Staat abgewälzt wurden. Das ist z. B. der Fall, wenn externe Folgekosten 

wie die ökologischen Folgen der öffentlichen Hand aufgebürdet werden, wäh-

rend die Gewinne aus dem Unternehmen in privater Hand bleiben. Ein Beispiel 

dafür sind die Folgekosten von Atomenergie.

Ein weiteres Problem bei privaten Investoren kann die Vernachlässigung der 

Langfristigkeit und dauerhaften Qualität sein, die in einigen Fällen zum Zerfall 

einer ehemals mit öffentlichen Mitteln gepfl egten Infrastruktur geführt hat. Ein 

bekanntes Beispiel dafür ist die britische Bahn. Nach der Privatisierung haben 

die Investoren das Schienennetz vernachlässigt, bis es zu schweren Unfällen kam 

und das Netz wieder verstaatlicht werden musste.

Häufi g haben Privatisierungen in erster Linie fi skalische Gründe: Durch die Ein-

nahmen sollen Haushaltslöcher gestopft werden. Dies kann positiv auf andere 

Politikfelder wirken: Die Stadt Dresden hat ihren Bestand von über 100.000 

Wohnungen verkauft und ist damit als einzige deutsche Großstadt schulden-

frei. Die jährlich gesparten 80 Millionen Euro, die zuvor für Zinsen aufgebracht 

werden mussten, können abzüglich der Differenz aus Mieten und Kosten für die 

Instandhaltung in andere öffentliche Aufgaben wie Bildung investiert werden.

Der Club of Rome schlägt eine Checkliste für Privatisierungen vor. Zunächst sol-

len die Gründe für eine Privatisierung offen diskutiert werden, um Privatisierung 

als Selbstzweck zu vermeiden.
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• verlässlicher Regulierungsrahmen mit klaren Zielvorgaben für den Investor

• keine Privatisierung aus ideologischen Gründen bei Leistungen, die der 

Staat gut erbringt

• demokratische Kontrolle durch Aufsichtsbehörden

• Dort, wo der Staat nicht mehr Eigentümer ist, sollte er durch Regulierung 

seinen Einfl uss auf den Markt wahrnehmen.

• Öffentliche Güter und Daseinsvorsorge besonders schützen: Die Privatisie-

rung dieser Güter muss besonders sorgfältig geprüft werden.

• Sozialcharta zum Schutz von Bedürftigen: Beispielhaft dafür ist die Stadt 

Dresden, die ihren Immobilienverkauf mit besonderen Schutzrechten für 

die Mieter verbunden hat.

• Privatisierung transparent und fair ausschreiben

• prüfen, ob es zwischen Staat und Privat einen dritten Weg in Form von 

öffentlich-privaten Partnerschaften oder Genossenschaften gibt

7.4. Gute Arbeit und Mitbestimmung:
die Politik guter Arbeit
Von Wolfgang Schroeder

Jede Gesellschaft hat ihr eigenes Verständnis von Arbeit. Und auch innerhalb 

jeder Gesellschaft stehen sich unterschiedliche Formen des Denkens über Arbeit 

bzw. darüber, was dabei unter guter Arbeit verstanden wird, gegenüber. Wie 

ist die Arbeit der Gegenwart organisiert? Wie werden wir in Zukunft arbeiten? 

Welche Bedeutung spielt Arbeit in unserem Leben und für den gesellschaftli-

chen Zusammenhalt? Ist die Polarisierung der Arbeitsverhältnisse in solche mit 

prekärer14 Entlohnung und frustrierenden Arbeitserlebnissen auf der einen Seite 

sowie hoch entlohnte und anspruchsvolle, befriedigende Arbeitssituationen auf 

der anderen Seite ein vorübergehendes Phänomen? Oder handelt es sich eher 

um den Anfang einer unheilvollen Entwicklung? Diese Fragen haben eine drän-

gende Aktualität gewonnen: Ohne ihre Berücksichtigung sind individuelle und 

gesellschaftliche Zukunftsentwürfe nicht zu entwickeln. Die Vertreter der These 

vom „Ende der Arbeit“ haben an Lautstärke eingebüßt. Sie hatten argumentiert, 

14  Das Wort „prekär“ stammt aus dem Lateinischen und bedeutet so viel wie „durch Bitten erlangt“ oder 
„unsicher“.
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gung nicht mehr möglich sei. Diese These kann nicht zuletzt durch die skandi-

navischen Länder widerlegt werden, die ein hohes Beschäftigungsniveau und 

hohe soziale Standards miteinander verbinden. Auch in Deutschland konnte die 

Arbeitslosigkeit nach Jahren der Stagnation deutlich gesenkt werden. Allerdings 

wird mit der sich ankündigenden tiefen Wirtschaftskrise das Thema Massen-

arbeitslosigkeit eine neue Aktualität erlangen. Zugleich ist aber auch die Angst 

vor einer „fl exibilisierten Hyperarbeitsgesellschaft“ allgegenwärtig. Auch wenn 

der Produktivitätsfortschritt dazu beigetragen hat, dass heute ein Vielfaches 

weniger an Arbeit notwendig ist, um ein vielfach größeres Bruttosozialprodukt 

zu erstellen, als beispielsweise vor 40 Jahren, so ist dies nur eine Facette in der 

Debatte über den Wandel der Arbeit.

 Wandel in der Arbeitsorganisation
Auch wenn die Gestaltung von Erwerbsarbeit nur in bestimmten Phasen und 

Konstellationen Gegenstand breiter gesellschaftlicher Debatten ist, so prägt sie 

doch immer den Alltag der Beschäftigten. Die industrielle Arbeit war eng verwo-

ben mit der Arbeit am Fließband bzw. der Arbeit nach Vorgabe von Maschinen. 

Obwohl die so genannte tayloristische Arbeitsorganisation, die durch Maschinen, 

Kontrolle, Standards, also durch eine gewissermaßen wissenschaftliche Arbeitspla-

nung, gekennzeichnet war, nicht die Realität aller Menschen bestimmte, gingen 

von ihr nicht nur prägende Einfl üsse auf die ganze Gesellschaft, sondern auch 

auf das Leben nach der Arbeit aus. Auch die Geschichte der Arbeiterbewegung, 

insbesondere der Gewerkschaften, ist ohne die tayloristische Arbeitsorganisation 

und den Großbetrieb nicht zu verstehen. 

Neben dem Taylorismus entwickelte 

sich ab den 1980er Jahren mit dem 

Toyotismus15 ein zweites innovatives 

Produktionsmodell. Dieses Produk-

tionsmodell- benannt nach der sei-

nerzeit neuen Arbeitsorganisation 

mit Gruppenarbeit beim japanischen 

Autohersteller Toyota –, hatte u. a. 

15  Nach dem Produktionsmodell des Automobilherstellers Toyota benannt, der die Produktivität der Mas-
senproduktion mit der Qualität der Werkstattfertigung zu verbinden versuchte.

Der Taylorismus geht auf Frederick Taylor 

(1856–1915) zurück. Sein Ziel war es, Arbeit so 

effi zient wie möglich zu organisieren. Dabei war 

er der Ansicht, dass Arbeiter nach denselben Prin-

zipien funktionieren wie Maschinen, und ver-

suchte Betriebsabläufe in mechanistische Fließ-

bandarbeit zu strukturieren.
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zum Ziel, die Nachteile der starren Arbeitsteilung auszugleichen und eine stärkere 

Integration der Beschäftigten mit ihren umfassenderen Fähigkeiten zu ermögli-

chen. Ein Aspekt, der zugleich auch einem Hauptanliegen der gewerkschaftlichen 

Betriebspolitik entsprach, war die Humanisierung der Erwerbsarbeit: Das damit 

verbundene Anliegen waren verbesserte Arbeitsbedingungen, um Arbeits- und 

Lebensqualität zu verbinden, gesundheitliche Integrität zu ermöglichen und gesell-

schaftlichen Reichtum zu fördern. 

Herausragende Orte arbeitsorganisatorischer Innovationen waren meist die 

Automobilfabriken. Ein wichtiger Impuls ging dabei von neuen Formen der 

Gruppenarbeit in den schwedischen Volvo-Werken aus. Auch die Entdeckung 

neuer Formen der autonomen bzw. teilautonomen Gruppenarbeit zu Beginn 

der 1980er Jahre und neue Produktionskonzepte waren eng mit dieser zent-

ralen Industrie verbunden. Mit der teilautonomen Gruppenarbeit verband sich 

die Hoffnung auf eine vielseitigere, interessantere und qualifi kationsreichere 

Arbeitssituation, bei der die Beschäftigten einen größeren individuellen Spiel-

raum hinsichtlich der Einteilung ihres Arbeitspensums und der Beteiligung an 

relevanten Entscheidungen erhalten. Es schien so, dass die Gruppenarbeit zum 

Symbol der neuen Arbeitswelt wird und das Individuum in der kooperativen 

Gruppe einen neuen Stellenwert erhält. 

In dem Maße, wie die standardisierte Fließbandarbeit (Taylorismus) an ihre Gren-

zen gelangte, kam es auch zur Auseinandersetzung über verbesserte Arbeitsbe-

dingungen, die in der Entwicklung hin zur teilautonomen Gruppenarbeit eine 

Annäherung an das Leitbild „gute Arbeit“ fanden. Dieser Prozess hat in Deutsch-

land im internationalen Vergleich eine vergleichsweise große Verbreiterung gefun-

den, so dass manche Autoren auch von einem deutschen Sonderweg sprechen, 

dessen qualitative Dimension auf der im Taylorismus entwickelten Grundlage 

von qualifi zierter Facharbeit und einer dualen Berufsausbildung fußt. Auf die-

ser Basis kam es gewissermaßen zu einer Harmonisierung von Humanisierung 

und Rationalisierung, worin wiederum eine produktive Basis für das Projekt der 

fl exiblen Spezialisierung in der exportorientierten Industrie besteht. Seit Mitte 

der 1990er Jahre steht diese spezifi sche Ausprägung von Industriearbeit jedoch 

wieder zur Disposition, weil ökonomische und fi nanzielle Zwänge einerseits und 

widersprüchliche Entwicklungsmomente in der Gruppenarbeit andererseits des-

sen Effi zienz und Akzeptanz infrage gestellt haben. 
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gedehnt. Doch die mit ihr in Verbindung gebrachten Erwartungen hinsichtlich 

einer durchgreifenden Humanisierung der Arbeitswelt haben sich bislang nicht 

erfüllt. Im Gegenteil: Die Gestaltungsmöglichkeiten am Arbeitsplatz der Beschäf-

tigten sind in vielen Bereichen wieder abgebaut worden zugunsten einer stärke-

ren Standardisierung. Somit stehen in der Industriewelt von heute verschiedene 

Arbeitsregime miteinander im Wettbewerb um die höchste Produktivität.

Mit dem Schwinden großindustrieller Industriearbeit rückt zugleich ein anderer 

Typus von Arbeit zunehmend ins Zentrum der gesellschaftlichen Diskussion. Es 

geht um die fl exible, wissensorientierte Dienstleistungsarbeit. Häufi g wird davon 

ausgegangen, dass die Individuen in diesen Bereichen mehr Autonomie hätten. 

Sie arbeiten jedenfalls nicht in großen, sondern in kleinen Betrieben und sind viel 

stärker verantwortlich für die Ergebnisse ihrer Arbeit. Mit dieser Form der Arbeit 

wird gleichsam das Ende etablierter Arbeitszeitregime in Verbindung gebracht. 

Und statt Arbeitszeitverkürzung wird vom „Arbeiten ohne Ende“ gesprochen. 

Beispielsweise wird in Zeiten von E-Mail und Mobiltelefon von vielen Mitarbei-

tern erwartet, ständig, auch jenseits gesetzlicher Bestimmungen, außerhalb der 

Arbeitszeiten erreichbar zu sein. Bei der Debatte über Chancen und Risiken die-

ser Entwicklung spielt die Qualifi kation der Beschäftigten eine entscheidende 

Rolle, wenn es mehr um Unabhängigkeit geht. Auf der Seite der Risiken werden 

die neuen Formen des psychischen Stresses, des Burn-out-Syndroms (psychische 

Erschöpfung durch Arbeit), der allumfassenden Beanspruchung des Menschen 

durch die Arbeit und die davon ausgehenden Widersprüche hinsichtlich einer 

besseren Lebensqualität thematisiert.

In den letzten Jahren ist viel darüber diskutiert worden, ob es so etwas wie einen neuen 

Typus des Arbeitnehmers gebe, der als „Arbeitskraftunternehmer“ auch für seine 

eigene „employability (Beschäftigungsfähigkeit)“ verantwortlich ist. Damit soll ein 

Entwicklungsprozess pointiert werden, der mit dem proletarischen Lohnarbeiter über 

den verberufl ichten Arbeitnehmer zum verbetrieblichten Arbeitskraftunternehmer 

führt. Die Merkmale des Arbeitskraftunternehmers, der sich unter marktähnlichen 

Auftragsbeziehungen teilweise selbst organisiert, werden auf insbesondere drei 

Dimensionen fi xiert: individualisierte Qualifi kationen, systematische Selbstkontrolle der 

Arbeit sowie die Gefahr der Selbstausbeutung bei prekären sozialen Schutzbedingun-

gen. Da es sich beim Arbeitskraftunternehmer um ein soziales Konstrukt handelt, das 

einer neuen Stufe der marktbasierten Ökonomie entspräche, kommen die Soziologen 
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Voss/Pongratz zu der Einschätzung neuer innerbetrieblicher Herrschaftsverhältnisse: 

„Der Widerspruch zwischen Kapital und Arbeit in kapitalistischen Unternehmen ver-

schwindet nicht mit dem Typus des Arbeitskraftunternehmers, sondern er wandelt 

sich in einen strukturellen Widerspruch zwischen Unternehmern unterschiedlicher 

Art“ (Voss/Pongratz 2003: 32). Auch wenn, wie seitens der Kritiker richtigerweise 

eingewandt wird, dieser Typus noch keineswegs die Arbeitswelt bestimmt, so sind 

die hervorgehobenen Merkmale bereits jetzt breit gestreut. 

Die größte Herausforderung für die Politik der guten Arbeit ist gegenwärtig die 

stark gestiegene Zahl von prekär Beschäftigten. Besonders problematisch ist 

dabei, dass der Weg, um aus diesem Sektor herauszukommen, immer schwie-

riger geworden ist. Für das Projekt der Sozialen Demokratie ist gute Arbeit hin-

sichtlich der davon betroffenen Individuen vor allem aus zwei Gründen wichtig. 

Erstens muss die schlechte Arbeit humanisiert werden. Und zweitens müssen 

diejenigen, die in diesem Sektor arbeiten, dabei unterstützt werden, aus dieser 

Zone wieder herauszukommen, um sich weiterzuentwickeln. 

 Akteure und Verfahren der Mitbestimmung
Mit der abnehmenden Bedeutung der industriellen Arbeitsordnung sind neue 

Anforderungen an die handelnden Akteure einer Politik der guten Arbeit ver-

bunden. Neben den Verbänden und dem Staat bilden die betrieblichen Akteure 

die dritte entscheidende Säule des deutschen Modells einer verhandelten Politik 

für gute Arbeit. Ihr Handeln bewegte sich in zentralen Fragen der Arbeitsbedin-

gungen bis in die 1980er Jahre hinein im Rahmen überbetrieblich ausgehandel-

ter sowie staatlich normierter Standards. Insofern hat sich in Deutschland eine 

betriebliche Sozialordnung herausgebildet, die sich an überbetrieblichen Rege-

lungsmustern orientiert, ohne sie bloß nachzuvollziehen. Das deutsche Modell 

erlaubt eine Bandbreite unterschiedlicher betrieblicher Handlungskonstellatio-

nen und Austauschmuster. Allerdings werden diese durch Rahmenbedingun-

gen begrenzt. So muss die Geschäftsführung in personalpolitischen Fragen die 

Interessen der Belegschaft und des Betriebsrates ebenso berücksichtigen wie die 

Vorgaben der überbetrieblichen Instanzen, also tarifvertragliche und staatliche 

Vorgaben. Umgekehrt hat der Betriebsrat seine Funktion der Interessenvertre-

tung der Beschäftigten mit der einer Mitverantwortung für Produktivität und 

wirtschaftlichen Erfolg des Unternehmens zu verbinden. Das Modell betrieblicher 

Mitbestimmung und Zusammenarbeit wird dann auch in der Arbeitsgrundlage 

des Betriebsverfassungsgesetzes prägnant gefasst: „Arbeitgeber und Betriebsrat
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Zusammenwirken mit den im Betrieb vertretenen Gewerkschaften und Arbeit-

gebervereinigungen zum Wohl der Arbeitnehmer und des Betriebs zusammen 

(§ 2 Abs. 1 Betriebsverfassungsgesetz).

Das Modell der Interessenvertretung in Deutschland trennt formal zwischen 

Betriebsrat und Gewerkschaft, das heißt, Betriebsratsmitglieder müssen nicht 

Mitglied einer Gewerkschaft sein und die Gewerkschaft hat keinen direkten und 

automatischen Einfl uss auf den Betriebsrat. Angesichts dieser formalen Trennung 

ist es eine der größten Leistungen des deutschen Modells, dass zwischen Betriebs-

rat und Gewerkschaft weniger eine unüberwindliche Konkurrenz entstanden ist 

als vielmehr eine alltagsweltliche Verzahnung. Seit sechs Jahrzehnten sind mehr 

als 70 % aller Betriebsräte zugleich Gewerkschaftsmitglieder und nehmen in 

den Gewerkschaften herausragende ehrenamtliche Funktionen wahr. Während 

der Betriebsrat im Spannungsfeld zwischen Belegschaft, Betriebsführung und 

Gewerkschaft als „Grenzinstitution“ (Fürstenberg 2000 [1958]) agiert, muss die 

betriebliche Geschäftsführung zwischen Belegschaft, Betriebsrat und den ent-

scheidenden Interessen bzw. Vorgaben der Unternehmensleitung sowie denen 

des Arbeitgeberverbandes pendeln. Interessengegensätze zwischen Betriebsrat 

und Geschäftsführung werden verfahrensorientiert ausgetragen; der offene 

Konfl ikt ist die Ausnahme. Dort, wo offene verteilungs- oder gestaltungspoliti-

sche Konfl ikte entstehen, sind häufi g die außerbetrieblichen Akteure involviert. 

Betriebsrat und Geschäftsführung sind die wichtigsten Basisakteure der ihnen 

zugeordneten Verbandsarenen; sie haben unterschiedlichen Rechtscharakter 

und in der Regel ungleiche Machtressourcen, so dass es sich zumeist nicht um 

gleich stark agierende Akteure im Politikfeld der industriellen Beziehungen han-

delt. Die betrieblichen Akteure verzichten im Bereich der Tarifvertragspolitik auf 

Dispositionsrechte zugunsten der verbandlichen Entscheidungsebene und fol-

gen damit einem historisch gewachsenen Institutionenmuster, das bislang einen 

Kooperationsmodus förderte, dessen wichtigste Komponenten sich primär in 

politische und ökonomische differenzieren lassen. 

 Herausforderungen für die Mitbestimmung
Das arbeitsteilige Modell von betrieblicher Mitbestimmung durch Betriebsräte, 

der teilweisen Mitwirkung in wirtschaftlichen Angelegenheiten über eigene 

betriebliche Vertreter sowie hauptamtliche Gewerkschafter in Aufsichtsräten 

steht gegenwärtig vor neuen Herausforderungen. 
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1. Die Bindekräfte zwischen den Mitbestimmungsakteuren bröckeln. 

Die Akzeptanz der überbetrieblichen Entscheidungsebene in arbeitspolitischen 

Bereichen durch die betriebliche ist keinesfalls selbstverständlich, sondern auch 

Ausdruck gewachsener historischer Verhaltensweisen und aktueller politischer 

Kräfteverhältnisse. Denn dort, wo Geschäftsleitungen Chancen sehen, eigene 

tarifpolitische Wege zu gehen, ohne dass der betriebliche Frieden und die ökono-

mische Leistungsfähigkeit darunter leiden, wird dies mitunter versucht, und zwar 

in den vergangenen Jahren immer häufi ger. Für das Projekt der Sozialen Demo-

kratie ist klar, dass die Beteiligung der Beschäftigten keine Frage der Günstigkeit 

ist, sondern es handelt sich dabei um ein gesetzlich verbrieftes Grundrecht auf 

Beteiligung, das unter keinen Umständen zur Verhandlung gestellt werden kann. 

Für die Legitimität und Akzeptanz überbetrieblicher Politik ist es wichtig, dass die 

betrieblichen Akteure auf der Verbandsebene ihren Einfl uss und ihre Interessen 

hinreichend berücksichtigt sehen. Dies ist in der Regel eine Voraussetzung für die 

Verbände, um ein hohes Maß an Loyalität und Verpfl ichtungsfähigkeit gegen-

über ihren Mitgliedern zu erreichen. Tradition ist dabei eine wichtige Bindekraft 

gewesen, die die politische Dimension der industriellen Beziehungen prägte. Doch 

diese hat in den letzten 20 Jahren rapide an Bedeutung verloren. Über einige 

Jahrzehnte gab es in der Mehrzahl der deutschen Betriebe eine bewährte, nicht 

grundlegend hinterfragte Aufgabenteilung, die zwischen den Generationen 

tradiert wurde. Diese kulturell-traditionellen Bindekräfte zwischen Verbänden 

und betrieblichen Akteuren scheinen indes an Einfl usskraft zu verlieren: Seit den 

1980er Jahren ist ein Trend festzustellen, dass die verbandliche Normierungskraft 

geschwächt wird. Management und Betriebsräte gehen immer häufi ger eigene 

Wege, artikulieren öffentlich ihr Unbehagen an verbandlichen Entscheidungen 

und verweigern die Folgebereitschaft.

2. Der Betriebsrat ist Ansprechpartner und Interessenvertreter für alle 

Beschäftigten. Eine große Herausforderung ist die gleichgerichtete Inte-

ressenvertretung für die Rand- und Kernbelegschaften: Die Beschäftigten-

struktur der Unternehmen hat sich in den letzten Jahren stark verändert. Die 

Zahl von befristeten Arbeitnehmern, Teilzeitbeschäftigten und Leiharbeitneh-

mern hat stark zugenommen. Dies kann ein Konfl iktpotenzial in den Betrie-

ben bilden, womit auch die betriebliche Mitbestimmung vor große Vermitt-

lungs- und Solidaritätsprobleme gestellt wird: Der Betriebsrat vertritt eine 

sich ständig verändernde Belegschaft, wobei er zuweilen außerordentliche 
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gruppen mit gleichem Erfolg zu vertreten wie die der Stammbelegschaften. 

3. Das Mitbestimmungsmodell ist mit auseinanderdriftenden unterneh-

merischen Verantwortungsformen konfrontiert: In der Entstehungszeit des 

Betriebsverfassungsgesetzes waren die betrieblichen Entscheidungsträger in der 

Regel auch diejenigen, die das wirtschaftliche Risiko trugen. Die Mitbestimmung 

des Betriebsrats ist zwar auf Fragen der Betriebsorganisation und personelle Fra-

gen beschränkt. Dennoch konnten in der Regel auch wirtschaftliche Entschei-

dungen diskutiert und gegebenenfalls abgefedert werden. Zunehmend werden 

aber durch Internationalisierung und durch die Trennung von Eigentümerschaft 

und Betriebsführung wirtschaftliche Entscheidungen vorgegeben, die dem Wohl 

der Belegschaft, aber auch des Betriebs widersprechen, ohne dass diese Entschei-

dungen von den betrieblichen Akteuren schon im Vorfeld beeinfl usst werden 

können. Der Ausgleich von wirtschaftlichen Nachteilen für die Beschäftigten 

kann zwar seitens des Betriebsrats durch Verhandlungen gemildert werden, den-

noch haben die Entwicklung und die „fi nanzmarktorientierte Steuerung“ von 

Unternehmen das Mitbestimmungsmodell vor neue Herausforderungen gestellt.

4. Die Internationalisierung von Unternehmen erfordert eine Internationali-

sierung der Mitbestimmung. Eines der Hauptargumente für die Verschlechterung 

von Arbeitsbedingungen bleibt die Standortkonkurrenz, häufi g sogar zwischen den 

Betrieben eines Konzerns. So werden z. B. Aufträge für neue Automodelle konzern-

weit ausgeschrieben und damit die Konkurrenz zwischen den Standorten für den 

Abbau von Lohnkosten und Sozialleistungen genutzt. Es gibt jedoch auch erste posi-

tive Solidaritätserfahrungen – beispielsweise zwischen den europäischen Standorten 

von General Motors, als die Unternehmenszentrale die Schließung einzelner Standorte 

in Europa androhte. Mit den Europäischen Betriebsräten besteht eine erste wichtige 

supranationale Institution, deren Kompetenzen bereits jetzt sinnvoll genutzt werden. 

Gleichwohl sind hier weitere Rechtsverbesserungen notwendig, um den Arbeitneh-

mervertretern eine Mitsprache auf Augenhöhe zu ermöglichen. Eine weitere Arena 

der Mitbestimmung, die durch internationale Vorgaben bestimmt wird, bildet die 

Europäische Aktiengesellschaft. Auch dafür ist es notwendig, Strategien und Konzepte 

zu entwickeln, die die Chancen aufgreifen und gleichsam die Risiken minimieren. Die 

Logik ist einfach. Um Mitbestimmungsrechte zu sichern, ist eine verstärkte europäi-

sche Zusammenarbeit, unter Einbeziehung der verschiedenen Akteure und Ebenen, 

vonnöten. Je besser dies gelingt, desto zufriedenstellender werden die Ergebnisse sein.
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7.5.  Die Debatte über Mindestlöhne 

Von Claudia Weinkopf16

Sind wachsende Anteile von Niedriglöhnen ein Problem, das politischen Hand-

lungsbedarf signalisiert, oder notwendiger Bestandteil einer wirksamen Strategie 

zum Abbau der Arbeitslosigkeit? Dies ist in Deutschland nach wie vor höchst 

umstritten. Obwohl mehrere Studien in den letzten Jahren weitgehend überein-

stimmend belegt haben, dass das Ausmaß von Niedriglöhnen in Deutschland 

bereits beträchtlich ist (vgl. z. B. Schäfer 2003, Rhein/Gartner/Krug 2005, Goebel/

Krause/Schupp 2005, Eichhorst u. a. 2005), gibt es weiterhin Forderungen nach 

einer Ausweitung der Niedriglohnbeschäftigung und sogar vereinzelt immer noch 

Stimmen, die eine „Einführung“ von Niedriglohnjobs fordern.17

Insgesamt hat sich die Debatte in jüngster Zeit jedoch stärker auf die Frage verla-

gert, ob es (allein) Aufgabe des Staates ist, niedrige Löhne so aufzustocken, dass 

im Haushaltskontext ein existenzsicherndes Einkommen gewährleistet ist, oder 

ob Mindestgrenzen auf tarifl icher oder gesetzlicher Ebene erforderlich sind, die 

gewährleisten, dass die Unternehmen Löhne nicht immer weiter drücken können. 

Im Folgenden werden einige der typischen Argumente pro und contra Niedrig- bzw. 

Mindestlöhne auf ihre Stichhaltigkeit überprüft und aus der Gender-Perspektive 

kommentiert.

Zugunsten von Niedriglohnjobs wird häufi g darauf verwiesen, dass diese ein 

Sprungbrett in besser bezahlte Beschäftigung bieten können. Allerdings dämpfen 

die Ergebnisse einiger aktueller Studien zu diesem Thema den diesbezüglichen

16  Dieser Beitrag wurde in fast identischer Fassung unter dem Titel „Die politische Debatte über Niedrig- 
und Mindestlöhne – aus der Gender-Perspektive kommentiert“ als ein Kapitel des Artikels „Niedrig- 
und Mindestlöhne. Eine Analyse aus der Gender-Perspektive“, erschienen in: Friederike Maier, Angela 
Fiedler (Hg.) (2008), Verfestigte Schiefl agen. Ökonomische Analysen zum Geschlechterverhältnis, Berlin, 
veröffentlicht. Wir danken dem Verlag edition sigma und der Autorin für die Möglichkeit des Abdrucks.

17  Griffi ge Zitate hierzu sind schwierig zu fi nden. In den meisten einschlägigen Publikationen wird die 
Forderung nach mehr Niedriglohnbeschäftigung mehr oder weniger verklausuliert erhoben. So ist z. B. 
die Rede von der Notwendigkeit einer stärkeren Lohnspreizung, der Zulassung wettbewerbsfähiger 
Löhne für gering qualifi zierte Arbeit, der Wiederherstellung des „Lohnabstandsgebots“ oder auch der 
Schließung der „Dienstleistungslücke“ im Vergleich zu den USA. Beispielhaft sei hier aus dem Jahres-
gutachten 2006/2007 des Sachverständigenrates zitiert: „Aber im Dienstleistungsbereich eröffnen sich 
viele Beschäftigungschancen, wie die Erfahrungen anderer Länder, wie beispielsweise die Vereinigten 
Staaten, zeigen und wie ein Blick hierzulande in die Vergangenheit lehrt, in der zahlreiche Arbeitsplätze 
im niedrig entlohnten Dienstleistungsbereich wegen zu hoher Lohnkosten weggefallen sind“ (Sachver-
ständigenrat 2006: 370).
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hat in Deutschland in den vergangenen Jahren deutlich abgenommen (vgl. 

Rhein/Gartner/Krug 2005). Dies bestätigt auch eine IAQ-Auswertung mit Daten 

der Bundesagentur für Arbeit (BA), in der wir der Frage nachgegangen sind, zu 

welchen Anteilen es Vollzeitbeschäftigten, die 1998 Löhne unterhalb der Nied-

riglohnschwelle erhielten, bis zum Jahr 2003 gelungen war, in höher bezahlte 

Beschäftigung (oberhalb der Niedriglohnschwelle) aufzusteigen. Im Durchschnitt 

hatten dies 34,4 % – also gut ein Drittel derjenigen, die 2003 noch erwerbstä-

tig waren – geschafft. Je nach Beschäftigtengruppe variierten die Anteile dieser 

Aufsteiger/-innen jedoch erheblich: Am ehesten gelang es Jüngeren (unter 

25 Jahren: 62,3 %), hoch Qualifi zierten (akademischer Abschluss: 53,6 %) sowie 

Männern (50,4 %), einen besser bezahlten Arbeitsplatz zu erreichen. Bei den 

Frauen hatte es hingegen nur gut jede Vierte geschafft, aus dem Niedriglohn-

sektor herauszukommen (27,1 %) (Bosch/Kalina 2007: 45).

Höchst umstritten ist die Bewertung von Niedriglohnjobs auch aus sozialpoliti-

scher Perspektive: Während die einen argumentieren, dass das Einkommen aus 

Vollzeitarbeit ausreichen muss, um eine eigenständige Existenzsicherung zu 

gewährleisten, und Armut trotz Vollzeitarbeit nicht hinnehmbar sei, verweisen 

andere darauf, dass Niedriglohnbeschäftigung nicht zwingend zu Armut führe. 

Zum Teil wird sogar die Auffassung vertreten, dass es sich bei den Niedriglohn-

beschäftigten überwiegend um Personen handele, die nur einen „Zuverdienst“ 

realisieren (vgl. etwa Brenke/Eichhorst 2007). In beiden Standpunkten schwingt 

mit, dass Niedriglöhne bei Frauen weniger problematisch sind. So steht auch 

unter den Befürworter/-innen von Mindestlöhnen im Zentrum der politischen 

Aufmerksamkeit der Familienvater, der trotz Vollzeit (sowie gegebenenfalls 

Überstunden) so wenig verdient, dass er hiervon seine Familie nicht ernähren 

kann. Bei Frauen ist das Problem scheinbar weniger gravierend: Wenn so viele in 

Teilzeit oder Minijobs arbeiten, dann handelt es sich – so mögen viele denken –

doch vermutlich überwiegend um „Zuverdienerinnen“, die trotz der niedrigen 

Löhne nicht von Armut betroffen sind, weil es auch noch einen im Zweifel besser 

verdienenden Ehemann oder Partner gibt.

Zutreffend ist an solchen Überlegungen lediglich, dass nicht alle Niedriglohnbe-

schäftigten von Armut betroffen sind, weil im Haushaltskontext mehrere Einkom-

men zusammenkommen können, so dass das Haushaltseinkommen insgesamt 

über der Armutsschwelle liegt. Tatsächlich ist vor allem Arbeitslosigkeit bzw. 
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Nichterwerbstätigkeit die zentrale Ursache für Armut und nur zum Teil niedrige 

Erwerbseinkommen. Allerdings lag der Anteil der Armen, die im Niedriglohn-

sektor arbeiten, in Deutschland bereits Ende der 1990er Jahre mit 41 % über 

dem EU-Durchschnitt von 37 % (Marlier/Ponthieux 2000). Und auch die Unter-

stellung, dass Frauen mit Niedriglöhnen im Haushaltskontext abgesichert sind, 

erscheint fragwürdig: Nach einer Analyse von Becker (2006a), die sich allerdings 

nur auf Vollzeitbeschäftigte bezieht, liegt die Quote der Frauen mit Niedriglöh-

nen, die im Haushaltskontext unterhalb der Armutsschwelle liegen, mit 19 % 

nur geringfügig niedriger als bei Männern mit Niedriglöhnen (22 %). Eine rein 

haushaltsbezogene Betrachtung lässt zudem außer Acht, dass sich Ansprüche 

auf Sozialleistungen wie Rente oder Arbeitslosengeld auf die Höhe des eigenen 

Erwerbseinkommens beziehen. Nicht zuletzt ist zu berücksichtigen, dass die 

Absicherung über einen Partner nicht dauerhaft stabil sein muss. Arbeitslosigkeit, 

Trennung oder Scheidung können dies rasch und nachhaltig ändern.

Gegen die Einführung eines gesetzlichen Mindestlohnes wird vielfach eingewandt, 

dass niedrige Löhne Ausdruck geringer Produktivität seien und staatlich gesetzte 

Lohnuntergrenzen zu Beschäftigungsverlusten führen würden. Insbesondere 

die Arbeitsmarktchancen von gering Qualifi zierten würden damit gravierend 

verschlechtert. Allerdings sind von Niedriglöhnen in Deutschland keineswegs 

vorwiegend gering Qualifi zierte betroffen. Vielmehr haben rund drei Viertel der 

Niedriglohnbeschäftigten in Deutschland eine abgeschlossene Berufsausbildung 

oder sogar einen akademischen Abschluss. Und auch die Beschäftigungswirkun-

gen von Mindestlöhnen sind höchst umstritten. In Großbritannien wurden 1999 

bei der Einführung des gesetzlichen Mindestlohnes erhebliche Arbeitsplatzverluste 

befürchtet, aber tatsächlich ist dort die Beschäftigung in den vergangenen Jahren 

trotz deutlicher Erhöhungen des Mindestlohnes stark gestiegen (Bosch/Weinkopf 

2006a). In den USA forderten 2006 mehr als 650 Wirtschaftswissenschaftler/-

innen (unter ihnen fünf Nobelpreisträger) eine deutliche Erhöhung des dortigen 

Mindestlohnes (Economic Policy Institute 2006).

In der ökonomischen Zunft in Deutschland hat sich eine solche differenzier-

tere Haltung noch nicht durchgesetzt. Die große Mehrheit der deutschen 

Wirtschaftsprofessor/-innen vertritt die Auffassung, dass Mindestlöhne per se 

negative Beschäftigungswirkungen haben. So äußerte sich z. B. der Präsident 

des Zentrums für Europäische Wirtschaftsforschung (ZEW), Wolfgang Franz, in 

einer Pressemitteilung vom 12. April 2005:„Über kaum einen anderen Sachver-
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Wirkungen von Mindestlöhnen“ (zitiert nach Schulten 2005: 190).

Ähnlich argumentierte die Vereinigung der Bayerischen Wirtschaft (2006: 7) bezo-

gen auf die Erfahrungen mit gesetzlichen Mindestlöhnen in anderen Ländern: 

„Berichte über positive Wirkungen auf den Arbeitsmarkt gibt es jedoch keine.“18

Tatsächlich sind die Beschäftigungseffekte von Mindestlöhnen aber theoretisch 

unbestimmt und vorliegende Studien kommen zu erheblich differenzierteren 

Ergebnissen (vgl. Bosch/Weinkopf 2006b). Beispielhaft angeführt sei hier eine 

Aussage des Council of Economic Advisers (das US-amerikanische Pendant zum 

deutschen Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen 

Entwicklung) in seinem jährlichen Bericht an den Präsidenten im Jahre 1999:„The 

weight of evidence suggests that modest increases in the minimum wage have 

had little or no effect on employment.” (zitiert nach Schulten 2005: 198)

Und auch in einem aktuellen Gutachten von Bofi nger u. a. (2006) wird festgestellt:„Da 

empirische Studien kein einheitliches Bild zeigen, kann man nicht davon ausge-

hen, dass Mindestlöhne generell beschäftigungsschädlich sind. Dies gilt zumin-

dest so lange, wie ihre Höhe moderat gewählt wird.“

Aus unserer Sicht sprechen zwei weitere gewichtige Argumente für die Einführung 

eines gesetzlichen Mindestlohns in Deutschland: die Verhinderung von Lohndum-

ping, das in Deutschland immer weiter um sich greift, und – damit eng verbunden –

die zunehmende Subventionierung niedriger Einkommen im Rahmen der Grund-

sicherung. Die steigenden Niedriglohnanteile in Deutschland verweisen darauf, 

dass das Tarifvertragssystem, das lange Zeit auf Branchenebene Mindeststandards 

gesichert hat, keinen wirksamen Schutz mehr gegen Niedrig- und Niedrigstlöhne 

bietet. Die Tarifbindung ist in Ost- und Westdeutschland rückläufi g, aber auch 

tarifl iche Löhne sind zum Teil sehr niedrig (vgl. Deutscher Bundestag 2004). 

18  Hier wird auch (fälschlicherweise) behauptet, der Mindestlohn in Großbritannien und Irland gelte „gerade 
nicht für gering Qualifi zierte“ (Vereinigung der Bayerischen Wirtschaft 2006: 8). Tatsächlich kann in 
Großbritannien für betriebliche Einarbeitungsphasen von bis zu sechs Monaten, in denen Qualifi zierung 
durchgeführt wird, ein etwas niedrigerer Mindestlohn (die so genannte „development rate“) gezahlt 
werden (vgl. Bosch/Weinkopf 2006b: 36 f.). Dies ist aber keineswegs eine generelle Ausnahmeregelung 
für gering Qualifi zierte.
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Weniger als 7,50 Euro brutto pro Stunde – das entspricht der aktuellen gewerk-

schaftlichen Forderung für einen gesetzlichen Mindestlohn – verdienten bun-

desweit nach unseren Berechnungen rund 5,5 Millionen Beschäftigte (2006), 

davon knapp zwei Drittel Frauen (das sind 19,8 % aller weiblichen Beschäftigten 

in Deutschland). Etwa 1,9 Millionen Beschäftigte erhielten sogar weniger als fünf 

Euro (Kalina/Weinkopf 2008). Bezogen auf den durchschnittlichen Stundenlohn in 

Deutschland entspricht dies einem Anteil von ca. 33 %. Die betroffenen Beschäf-

tigten verdienen damit sogar noch weniger, als in den USA zulässig ist, wo der – im 

internationalen Vergleich ohnehin eher symbolische – staatliche Mindestlohn etwa 

auf diesem Niveau liegt (und zudem in Kürze deutlich erhöht werden soll). 

In der EU haben 20 von 27 Mitgliedsländern einen gesetzlichen Mindestlohn und 

die anderen Länder verfügen über Mechanismen, die für eine deutlich höhere 

Tarifbindung sorgen als in Deutschland. Länder wie Frankreich, die Niederlande, 

Großbritannien, Belgien, Luxemburg und Irland hatten im Herbst 2007 Mindest-

löhne von gut acht Euro bis über neun Euro.

Selbst im Arbeitgeberlager, das traditionell – mit Ausnahme der Bauwirtschaft – 

staatliche Eingriffe in die Lohnfi ndung ablehnt, gibt es inzwischen Forderungen 

nach Mindeststandards, um das zunehmende Lohndumping zu unterbinden. 

Besonders aktiv sind hier die Verbände aus den Bereichen Gebäudereinigung 

und Zeitarbeit – also zwei Branchen mit sehr unterschiedlichen Anteilen von 

Frauen unter den Beschäftigten. Die Gebäudereinigungsbranche ist kürzlich in 

das Arbeitnehmerentsendegesetz aufgenommen worden, was bedeutet, dass 

die Tarifverträge allgemein verbindlich sind und auch für ausländische Anbieter 

gelten. Auch zwei der drei großen Arbeitgeberverbände in der Zeitarbeitsbranche 

fordern branchenweite Mindestlohnregelungen, um das zunehmende Lohndum-

ping einzudämmen und sicherzustellen, dass ausländische Anbieter/-innen, die 

künftig verstärkt auf den deutschen Markt drängen könnten, über eine Einbezie-

hung in das Arbeitnehmerentsendegesetz zur Einhaltung von Mindeststandards 

verpfl ichtet werden (vgl. ausführlicher Weinkopf 2006).

Ein weiteres Argument für einen gesetzlichen Mindestlohn bezieht sich auf die 

Finanzierungsgrundlagen des Sozialstaates: Unternehmen in Deutschland können 

sich bislang darauf verlassen, dass der Staat bei niedrigen Löhnen die Ausfallbürg-

schaft übernimmt, z. B. durch ergänzende Ansprüche auf Arbeitslosengeld II,

wenn der Bedarf im Haushaltskontext nicht über die eigenen Einkünfte gedeckt 
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agentur für Arbeit bereits bei 20,9 % aller erwerbsfähigen Hilfebedürftigen um 

Erwerbstätige mit Anspruch auf ergänzende Grundsicherung (1,117 Millionen 

von 5,339 Millionen). Mehrheitlich waren diese so genannten Aufstocker/-innen 

sozialversicherungspfl ichtig Beschäftigte (11,3 % aller Hilfebedürftigen bzw. 

601.533 Personen). 440.055 Personen (8,3 % aller Grundsicherungsbeziehen-

den) gingen sogar einer Vollzeitbeschäftigung nach. Der Anteil von Frauen an 

den erwerbstätigen Bezieher/-innen von Leistungen der Grundsicherung lag bei 

48,4 % der sozialversicherungspfl ichtig und 55,1 % der geringfügig Beschäf-

tigten. Nach einer Studie von Becker (2006b) dürften sogar noch deutlich mehr 

Erwerbstätige Anspruch auf staatliche Zuzahlungen haben, diesen bislang aber 

nicht geltend gemacht haben. Die Einführung eines gesetzlichen Mindestloh-

nes würde die staatliche Subventionierung von Niedrigeinkommen zwar nicht in 

jedem Fall überfl üssig machen, da neben niedrigen Stundenlöhnen auch kurze 

Arbeitszeiten und die Haushaltsgröße eine Rolle spielen, aber den fi nanziellen 

Aufwand für diese Art von „Kombilöhnen“ zweifellos deutlich verringern und 

Lohnsenkungen zu Lasten des Staates unterbinden.

Den Bezieher/-innen von Leistungen der Grundsicherung, die einer geringfügigen 

Beschäftigung nachgehen, wird häufi g unterstellt, sie würden die Kombination 

von Transferleistungen und eigenem Erwerbseinkommen „optimieren“ – das 

heißt genauso viel hinzuverdienen, wie anrechnungsfrei bleibt („Tarnkappen-

jobs“ – vgl. Grabowsky u. a. 2006). Dabei wird jedoch nicht berücksichtigt, dass 

die Zunahme der Minijobs auch auf veränderte betriebliche Personalstrategien 

zurückgeht und nicht pauschal davon ausgegangen werden kann, dass sich die 

Beschäftigten aus freien Stücken hierfür entscheiden. In der Gebäudereinigung 

z. B. sind sozialversicherungspfl ichtige Teilzeit- und Vollzeitjobs inzwischen vor 

allem dem Anleitungspersonal vorbehalten (Hieming u. a. 2005, Jaehrling/Wein-

kopf 2006). Insofern erscheint auch fraglich, ob sich dies durch eine Veränderung 

der Anrechnung von Erwerbseinkommen auf Leistungen der Grundsicherung 

zugunsten von Arbeitsverhältnissen mit höherem Verdienst, wie sie etwa Bofi nger 

u. a. (2006) vorgeschlagen haben, verändern ließe. Deutlich schlechter gestellt 

würden hierdurch Personen mit niedrigem Zuverdienst (vgl. IMK-WSI-Arbeitskreis 

Kombilohn 2007), wovon Frauen überproportional betroffen wären.

Zusammengenommen spricht aus unserer Sicht vieles dafür, dass in Deutsch-

land verbindliche Mindeststandards für die Entlohnung notwendig sind. Unter 
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den verschiedenen Varianten, die hierzu grundsätzlich zur Verfügung stehen, 

wäre aus der Perspektive von Frauen die Einführung eines gesetzlichen Min-

destlohnes die beste Lösung, weil dadurch eine für alle Beschäftigungsbereiche 

verbindliche Lohnuntergrenze festgelegt würde. Tarifl iche Mindestlöhne sind 

dazu keine Alternative, sondern allenfalls eine Flankierung, weil die erforderli-

chen Voraussetzungen für eine Allgemeinverbindlichkeitserklärung und Einbe-

ziehung in das Entsendegesetz nur in wenigen Branchen gegeben sind. Typische 

Niedriglohnbereiche mit hohen Frauenanteilen bleiben bei tarifl ichen Lösungen 

oftmals außen vor.

Unstrittig ist, dass ein gesetzlicher Mindestlohn alleine nicht automatisch zu 

einer eigenständigen Existenzsicherung von Frauen führen würde, denn selbst 

ein Lohn von 7,50 Euro pro Stunde reicht hierfür oftmals nicht aus, zumal ja ein 

erheblicher Anteil der deutschen Frauen in Teilzeit oder Minijobs beschäftigt ist.
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8.WEITERDENKEN

Die Lesebücher der Sozialen Demokratie bieten einen Kompass zu den Grund-

fragen der Sozialen Demokratie und Orientierungspunkte in den verschiedenen 

Politikbereichen. Aber sie können und wollen keine für immer gültigen Antwor-

ten vorgeben. Der Weg der Sozialen Demokratie – als Idee und als politisches 

Handeln – muss immer wieder geprüft, angepasst und neu gedacht werden, 

wenn er erfolgreich beschritten werden soll.

Auch dieses Fazit schließt daran an und will daher vor allem zum Weiterdenken einla-

den. Zum Nachdenken darüber, wie eine Wirtschaftspolitik der Sozialen Demokratie 

gelingen kann und vor welchen Herausforderungen sie im 21. Jahrhundert steht.

Gegenwärtig ist die zentrale Herausforderung einer Wirtschaftspolitik der Sozialen 

Demokratie, gesellschaftlich eine neue Balance von Staat und Markt durchzuset-

zen. Das Hamburger Programm der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands 

bietet in dieser Hinsicht einen wichtigen Impuls:

„Für uns ist der Markt ein notwendiges und anderen wirtschaftlichen Koor-

dinierungsformen überlegenes Mittel. Der sich selbst überlassene Markt ist 

jedoch sozial und ökologisch blind. Er ist von sich aus nicht in der Lage, die 

öffentlichen Güter in angemessenem Umfang bereitzustellen. Damit der 

Markt seine positive Wirksamkeit entfalten kann, bedarf er der Regeln eines 

sanktionsfähigen Staates, wirkungsvoller Gesetze und fairer Preisbildung.“ 

(Hamburger Programm 2007: 17)

Im Angesicht neuer Herausforderungen wird sich die Soziale Demokratie immer  

wieder weiterentwickeln müssen. Mit dem Bewusstsein um ihre Grundlagen und 

dem klaren Blick für die Realität wird sie das auch können.

Das gilt ebenso für eine Wirtschaftspolitik der Sozialen Demokratie. Dieser Band 

will verdeutlichen, dass sich aus den Grundwerten der Sozialen Demokratie, 

konkretisiert in den Grundrechtspakten der Vereinten Nationen, ein klares wirt-

schaftspolitisches Profi l der Sozialen Demokratie ergibt. Ein Kompass für eine 

moderne, wertgebundene Wirtschaftspolitik mit den Prinzipien Wachstum, 

sozialer Ausgleich und Nachhaltigkeit.
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Wurzeln der

Sozialen Demokra-
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der OnlineAkademie 
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Stiftung:
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Eine Einführung zu 

allen wichtigen Fra-

gen aus Wirtschaft 

und Wirtschafts-
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„Das Wirtschafts-

lexikon. Begriffe. 
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und Kim Otto 
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STIMMEN ZUR 1. AUFLAGE

„Ein informatives Buch. Lesebuch 2 lesen lohnt sich. Es ist nicht ausdrücklich zu diesem Zweck 

gemacht, aber es passt haargenau in diese Zeit des wildwuchernden Finanzkapitalismus. Die werte-

bezogene Wirtschaftspolitik ist Thema des Buches und sein Anspruch. Es handelt von einer Politik – 

der Sozialen Demokratie –, bei der der Mensch im Mittelpunkt steht. Und die so Wohlstand für alle 

auf hohem Niveau zum Ziel hat und erreichbar macht, und zwar dauerhaft, – ökonomisch erfolg-

reich, ökologisch vernünftig, sozial stabil und gerecht. Ein Kompass für den Weg nach vorn.“ 

Franz Müntefering, Vorsitzender der SPD bis 2009

„Die Lesebücher der Sozialen Demokratie bringen komplizierte Sachverhalte schnell und grif-

fi g auf den Punkt. Wer, was, wie und vor allem aus welchem Grund: ein kompakter Überblick, 

der im hektischen politischen Alltag Gold wert ist.“ 

Dianne Köster, Gewerkschaftssekretärin

„Das Lesebuch Wirtschaft und Soziale Demokratie liefert einen interessanten und detaillierten 

Einblick in die Zusammenhänge von wirtschaftlichen Prozessen und dem Modell der sozialen 

Demokratie. Gerade in Anbetracht der Finanzkrise ist es unerlässlich, die unterschiedlichen 

Wirtschaftssysteme und -ordnungen und vor allem die wirtschaftlichen Grundsätze sowie 

Programme der politischen Parteien zu kennen.“ 

Thorsten Schäfer-Gümbel, Landesvorsitzender der SPD Hessen und Vorsitzender der 

SPD-Fraktion im Hessischen Landtag

„Das Lesebuch Wirtschaft und Soziale Demokratie ist eine sehr gut gelungene Handreichung 

für Menschen, die sich Gedanken machen, ob das, was sie in ihrem ‚wirtschaftlichen Leben‘ 

im Beruf oder als Konsument erleben, wirklich mit dem übereinstimmt, was das Grundgesetz 

als ‚Sozialstaatsgebot‘ meint.“

Josef Vogt, langjähriges Mitglied der SPD, IG-Metall und AWO 
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„Gerade zur Zeit der Finanzkrise ist der Band Wirtschaft und Soziale Demokratie der FES unver-

zichtbarer Stichwortgeber. Die Autoren analysieren knapp und verständlich zentrale Wirtschafts-

theorien, diskutieren an Praxisbeispielen und fragen, wie eine moderne Wirtschaftspolitik der 

Sozialen Demokratie aussehen kann. So wird das Lesebuch elementares Instrument der politischen 

Bildung. Denn: Politik gestalten und mitreden ist der Motor der Sozialen Demokratie.“ 

Dr. Peter Struck, Vorsitzender der SPD-Bundestagsfraktion bis 2009

„In Zeiten der großen Krise ist alles anders. Theorien und Instrumente zur Steuerung und Koordi-

nierung des Kapitalismus erleben eine zweite Blüte. Die soziale Demokratie vermittelt ein Leitbild, 

das auch die wirtschaftspolitische Orientierung prägt. Grundwerte und Grundrechte gewinnen 

an Anerkennung für wirtschaftliches und politisches Handeln. Wer diese Wandlungsprozesse 

verstehen und mitgestalten will, dem bietet das Lesebuch Wirtschaft und Soziale Demokratie 

eine solide Handreichung. Es liefert praktische Beispiele und theoretische Grundlagen, um eine 

eigene Orientierung zu ermöglichen. Es ermuntert zum Nachdenken und zum Engagement. 

Wirtschaft folgt keinem Naturgesetz, sondern ist von Politik und von Menschen gestaltbar.“ 

Ulla Schmidt MdB, Bundesministerin für Gesundheit a.D.

Grundlagen der Sozialen Demokratie

Wirtschaft und Soziale Demokratie

Sozialstaat und Soziale Demokratie

Globalisierung und Soziale Demokratie

Europa und Soziale Demokratie

Integration, Zuwanderung und Soziale Demokratie

Staat, Bürgergesellschaft und Soziale Demokratie

Frieden und Soziale Demokratie

Wir möchten Sie einladen, an der Diskussion der Sozialen Demokratie teilzuhaben. 

Die Akademie für Soziale Demokratie der Friedrich-Ebert-Stiftung bietet dafür einen 

Raum. Acht Seminarmodule setzen sich mit Grundwerten und Praxisfeldern der 

Sozialen Demokratie auseinander:

www.fes-soziale-demokratie.de
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Politik braucht klare Orientierung. Nur wer die Ziele seines Handelns eindeutig 

benennen kann, wird sie auch erreichen und andere dafür begeistern. Daher fragt 

dieses Lesebuch „Wirtschaft und Soziale Demokratie“: Wie kann eine moderne, wert-

gebundene Wirtschaftspolitik der Sozialen Demokratie gelingen? Welche Prinzipien 

liegen ihr zugrunde? Wie kann sie praktisch umgesetzt werden?

Die Themen der Lesebücher der Sozialen Demokratie orientieren sich an den Semi-

naren der Akademie für Soziale Demokratie. Die Akademie für Soziale Demokratie 

ist ein Beratungs- und Qualifi zierungsangebot der Friedrich-Ebert-Stiftung für poli-

tisch Engagierte und Interessierte. 

Weitere Informationen zur Akademie: www.fes-soziale-demokratie.de

„Ein informatives Buch. Lesebuch 2 lesen lohnt sich.“

Franz Müntefering, Vorsitzender der SPD bis 2009

„Wer, was, wie und vor allem aus welchem Grund: ein kompakter 

Überblick, der im hektischen politischen Alltag Gold wert ist.“

Dianne Köster, Gewerkschaftssekretärin

„Gerade zur Zeit der Finanzkrise ist der Band Wirtschaft und 

Soziale Demokratie der FES unverzichtbarer Stichwortgeber.“ 

Dr. Peter Struck, Vorsitzender der SPD-Bundestagsfraktion bis 2009
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